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Einleitung'. 


Auf  dem  Gebiete  des  wirtschaftlichen  Lebens  hat 
seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  eine  wesentliche 
Umwandlung  stattgefunden.  Die  -Erfindung  und  Aus- 
nutzung der  Dampfkraft  und  Elektrizität  sowie  der  Auf- 
schwung der  Wissenschaft  auf  dem  Gebiete  der  Tech- 
nik und  Chemie  hatten  eine  gewaltige  Umgestaltung  der 
Produktion  zur  Folge.  Hinzu  kamen  noch  die  Zunahme 
des  auswärtigen  Handels  und  eine  starke  Bevölkerungs- 
vermehrung. All  diese  Umstände  brachten  es  mit  sich, 
daß  allenthalben  neue,  große,  mit  mechanichen  Kräften 
aoisgestattete  und  eine  große  Arbeiterzahl  beschäf- 
tigende Betriebe  ins  Leben  traten.  Der  Uebergang  vom 
Kleinbetrieb  zum  Großbetrieb,  vom  Handwerk  zur  In- 
dustrie setzte  überall  ein.  Der  alte  Typ  der  bürger- 
lichen Gewerbetreibenden  wurde  durch  das  Entstehen 
der  Fabriken  verdrängt,  neue  Betriebe  traten  in  die  Er- 
scheinung, die  nicht  unter  die  alten  Handwerksarten 
subsumiert  werden  konnten,  und  die  Handwerker  selbst 
mußten  ihren  technischen  und  kaufmännischen  Betrieb 
umändern,  um  den  neuzeitlichen  Bedürfnissen  Rechnung 
tragen  zu  können.  Sie  führten  weitgehende  Arbeits- 
teilung ein,  spezialisierten  ihre  Betriebe  oder  gliederten 
sie  häufig  Großbetrieben  an.  So  gingen  charakteristische 
Merkmale  des  alten  Handwerks  verloren.  — Auch  auf 
die  ländlichen  Verhältnisse  waren  diese  Umwälzungen 
nicht  ohne  Einfluß  geblieben,  wenn  sich  dieser  hier  auch 
nicht  so  stark  bemerkbar  machte  als  in  der  Stadt  und 
besonders  in  den  großen  Industriezentren.  Die  aus 
dem  Mittelalter  überkommene  Zunftverfassung  hatte 
sich  infolge  dieses  Umschwunges  überlebt.  Die  Zünfte 
hielten  fest  an  ihrer  althergebrachten  Form  und  Orga- 
nisation, ihre  Blütezeit  war  längst  dahin  und  sie  blieben 
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rückständig  gegenüber  den  damals  eiiisetzenden,  große 
Umwälzungen  mit  sich  führenden  und  neue  Anfor- 
derungen stellenden  Bewegungen  des  Wirtschaftslebens. 

In  sozialer  Beziehung  kam  hierzu  eine  Schlechter- 
stellung des  einzelnen  bei  der  Produktion  Beteiligten 
im  Verhältnis  zu  den  früheren  Zuständen.  Einerseits 
waren  die  Anforderungen  an  die  Voiibilidung  gestiegen, 
sodaß  es  dem  Arbeitgelber,  wenn  er  überhaupt  die 
nötige  Vorbildung  und  Zeit  dazu  besaß,  schwerer  war, 
in  systematischer  und  entsprechender  Werse  seine 
Lehrlinge  in  die  einzelnen  Qeibiete  ihres  Berufslebens 
einzuführen,  zumal  in  seiner  Werkstätte  oft  nur  ein 
Teilprodukt  des  Vollgewerbes  hergestellt  wurde;  ander- 
seits war,  zumal  in  den  Faibrikbetrieben,  jenes  patriar- 
chalische Zusammenleben  zwischen  Lehrherr  und  Lehr- 
ling geschwunden,  und  so  auch  das  persönliche  Inte- 
resse in  den  Hintergrund  getreten,  das  früher  zwischen 
beiden  bestanden  hatte.  Besonders  in  den  Städten  war 
aus  dem  Lehrling  ein  lernender  Angestellter  geworden, 
der  eine  billige  Arbeitskraft  darstellte,  und  dessen  Aus- 
bildung nur  soviel  Zeit  und  soviel  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt wurde,  als  zur  Verwendung  für  die  Teilarbeit 
im  eigenen  Betriebe  gerade  wünschenswert  und  not- 
wendig erschien.  Der  Lehrling  leistete  während  der  Ar- 
beitszeit das  nötige  Muß  Arbeit,  im  übrigen  aber  war 
er  sich  selbst  überlassen  und  dem  Pflaster  des  Lebens 
preisgegeben,  besonders  da  der  Einfluß  des  Eltern- 
hauses stark  nachgelassen  hatte.^)  Dazu  kam  noch,  daß 
die  Zahl  der  ungelernten  Arbeiter  immer  mehr  zunahm. 
Solange  die  Zünfte  den  Anforderungen  der  Zeit  ent- 
sprochen hatten,  bestanden  die  Schwierigkeiten  für  die 
in  gewerblichen  Betrieben  tätigen  Jugendlichen  nicht. 
Alsbald  aber  erkannte  man  in  einsichtigen  Kreisen  die 
Gefahren,  welche  infolge  dieser  ungenügenden  Fürsorge 

M An  diesen  Zuständen  halben  auch  später  die  §§  126  f. 
der  Reichsgewerbeordnung  nichts  zu  ändern  vermocht. 
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für  die  jungen  Arbeiter  den  gewerblichen  und  kauf- 
männischen Betrieben  und  besonders  dem  Handwerk 
drohten,  und  es  wurden  Stimmen  laut,  die  vor  allem  die 
Notwendigkeit  einer  besseren  Ausbildung  der  Jugend- 
lichen betonten.  Der  Elementarunterricht  und  die  sich 
ihm  anschließende  praktische  Lehrzeit  genügten  nicht 
mehr.  Zur  Sicherung  und  Förderung  eines  kräftigen, 
leistungsfähigen  Gewerbe-  und  Kaufmannsstandes  und 
somit  auch  zur  Hebung  der  gesamten  Volkswirtschaft 
verlangte  man  vor  allen  Dingen  eine  Besserung  der 
Lehrlingsausbildung.  Nicht  nur  für  die  männlichen  Ju- 
gendlichen stellte  man  in  der  Folge  neue  Forderungen 
in  dieser  Hinsicht  auf:  Auf  manchen  Gebieten  der  wirt- 
schaftlichen Produktion  konnte  man  besser  und  billiger 
als  männliche  Arbeiter  Frauenkräfte  verwenden,  und 
außerdem  machte  es  der  starke  Überfluß  an  weiblichen 
Arbeitskräften  erforderlich,  daß  die  Frauen,  weil  sie 
nicht  mehr  alle  zum  Heiraten  kamen,  sich  einem  Beruf 
zuwenden  mußten,  der  ihnen  ihren  Lebensunterhalt  ver- 
schaffte. So  wurde  denn  mit  ihrer  Einbeziehung  in  die 
Produktion  auch  die  Frage  nach  der  Fortbildung  des 
weiblichen  Geschlechts  aufgerollt.  Aus  all  diesen  Ge- 
sichtspunkten heraus  ist  unsere  heutige  Fortbildungs- 
schule entstanden,  die  allerdings  im  Laufe  der  Jahre,  den 
Anforderungen  der  Zeitverhältnisse  Rechnung  tragend, 
noch  neben  der  Berufsbildung  eine  Reihe  anderer  Auf- 
gaben in  den  Bereich  ihres  Wirkungskreises  einbezog. 


I.  Hauptteil. 

Ueberblick  über  die  Entstehung  und 
Entwicklung  der  Fortbildungsschulen. 

Im  folgenden  Abschnitt  soll  ein  Überblick  über 
die  Entwicklung  unserer  Fortbildungsschulen  gegeben 
werden.  Es  erscheint  jedoch  angebracht,  eine  Defi- 
nition des  Begriffes  „Fortbildungsschule”  vorauszu- 
schicken, da  dieser  Begriff  nicht  überall  in  der  Literatur 
im  gleichen  Sinne  angewendet  wird  und  man  oft  sehr 
im  Unklaren  ist,  was  einzelne  Schriftsteller  darunter  ver- 
stehen. Unter  „Fortbildungsschulen”  sind 
im  Folgenden  verstanden  Unterrichts- 
anstalten, die  bestimmt  sind,  im  Anschluß 
an  die  Volksschule  jungen  Leuten  im 
Alter  von  14  bis  ungefähr  18  Jahren  eine 
überdie  Bildung  der  Volksschule  hinaus- 
gehende Allgemeinbildung  und,  wenn  sie 
in  einem  bestimmten  Berufe  tätig  sind, 
eine  die  praktische  Lehre  ergänzende  Be- 
rufsbildung und  neben  dieser  eine  ge- 
wisse allgemeine  WeiterbiLdung  schul- 
mäßig zu  gewähren. 

Die  Entwicklung  des  Fortbildungssohulwesens  hat 
sich  sehr  langsam  vollzogen  und  mit  manigfachen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  gehabt.  Allgemein  fcann  man 
sagen,  daß  die  Fortbildungsschulen  im  Süden  unseres 
Vaterlandes  schnell  festen  Fuß  gefaßt  haben,  während  in 
Norddeutschland,  vornehmlich  in  Preußen,  eine  rege 
Entwicklung  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  eingesetzt 
hat.  Wir  können  die  im  18.  und  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts allenthalben  in  Deutschland  entstandenen  und 


— 5 — 

heute  noch  teilweise  bestehenden  Sonntag's- 
schulen  als  die  Vorläufer  unserer  Fortbildungsschulen 
betrachten.  Ursprünglich  dienten  diese  nur  religiösen 
Zwecken,  allmählich  aber  nahmen  sie  den  Charakter  von 
Wiederholungsschulen  an  mit  der  Aufgabe,  „teils  das  in 
den  Elementarschulen  Gelernte  durch  Übung  zu  erhalten, 
teils  die  Fortbildung  der  erwachsenen  Jugend  zu  be- 
fördern”.^) Ihr  Besuch  war  auf  den  Sonntag-Vormittag 
festgesetzt  und  war  für  die  schulentlassenen  Jugend- 
lichen pflichtmäßig.  Diese  Schulen  würden  sich  jedoch 
niemals  zu  den  Fortbildungsschulen  modernen  Stils  ent- 
wickelt haben,  wenn  nicht  infolge  der  Notwendigkeit 
fachlicher  Bildung  die  Handwerkerschulen  (Ge- 
werbeschulen) im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  hinzu- 
getreten wären  und  dem  gesamten  Fortbildungsschul- 
wesen unserer  Zeit  den  Weg  gewiesen  hätten.  Auf 
diesen  beiden  Schularten  baut  sich  daher  unser  eigent- 
liches heutiges  Fortbildungsschulwesen  auf.  Die  Hand- 
werkerschulen entstanden  vornehmlich  in  den  Gemeinden, 
in  denen  gewerbliche  Betriebe  vorherrschten,  während 
es  in  den  Gemeinden  mit  gewerblichem  und  gleichzeitig 
landwirtschaftlichem  Charakter  bezüglich  der  Einführung 
derartigen  Unterrichts  oft  zu  scharfen  Interessenkämpfen 
kam,  indem  die  Vertreter  des  Gewerbes  sich  für  die 
Einrichtung  aussprachen,  die  Landwirte  dagegen  weniger 
von  der  Notwendigkeit  und  Bedeutung  desselben  über- 
zeugt waren.  Von  einer  gleichmäßigen  Gestaltung  des 
Unterrichts  konnte  in  diesem  Anfangsstadium  noch  nicht 
die  Rede  sein,  denn  der  Unterricht  war  auf  rein  lokaler 
Basis  aufgebaut  und  suchte  in  erster  Linie  den  Bedürf- 
nissen der  einzelnen  Gemeinden  Rechnung  zu  tragen. 
Er  zerfiel  in  Elementar-  und  Fachunterricht.  Ersterer 
umfaßte  Rechnen,  Deutsch  und  Schreiben,  meist  auch 
Religionsunterricht;  er  sollte  das  in  der  Volksschule  Ge- 

^)  § 35  der  württembergischen  „Evangelischen  Schul- 
ordnung” vom  Jahre  1810. 
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lernte  vertiefen  und  vorhandene  Lücken  ausfüllen.  Als 
Fachunterricht  wurde  hauptsächlich  Zeichnen  — Frei- 
hand- und  Fachzeichnen  — gelehrt,  daneben  kamen  noch 
Geometrie,  Mechanik,  Buchführung  und  industrielle  Wirt- 
schaftslehre in  Betracht.  Auch  die  Unterrichtsmittel, 
Lehrkräfte  und  finanziellen  Verhältnisse  wiesen  große 
Unterschiede  in  den  einzelnen  Gemeinden  auf.  Gerade 
die  oft  mißlichen  geldlichen  Verhältnisse  wirkten  häufig 
auf  die  Entwicklung  dieser  neuen  Unterrichtsart  hemmend 
ein.  In  Interessentenkreisen  war  man  nicht  immer  von 
der  Notwendigkeit  und  dem  Vorteil  der  Handwerker- 
schulen überzeugt,  zum  größten  Teil  stand  man  der 
neuen  Bewegung  skeptisch  gegenüber,  solange  keine 
Erfolge  und  greifbaren  günstigen  Erfahrungen  Vorlagen. 
Aber  die  Einsichtigeren  ließen  nicht  locker,  den  einmal 
betretenen  Weg  auch  weiter  auszubauen.  Immer  wieder 
betonten  sie  als  Ergänzung  der  prakttsdhen  Lehre  die 
Notwendigkeit  einer  theoretischen  FortbiMung  im  An- 
schluß an  die  Volksschule.  In  Süd-  und  Mitteldeutschland 
drang  diese  Ansicht  schneller  durch  als  im  Norden.  Be- 
sonders waren  es  Baden,  Württemberg  und  Hessen, 
welche  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Unterrichts- 
wesens von  Anfang  an  mit  gutem  Beispiel  vorangingen. 
1833  erschien  das  Werk  des  badischen  Staatsmannes 
Karl  Friedrich  Nebenius:  „Über  technische  Lehr- 
anstalten”, das  großes  Aufsehen  erregte.  Nebenius  be- 
tonte, daß  nicht  Polizeimaßregeln  und  dementsprechend 
einseitige  Unterstützungs-  und  Prämienpolitik  dem  Ge- 
werbefleiß zum  Vorteil  gereiche,  es  komme  vielmehr  auf 
eine  gesunde  praktische  und  theoretische  Ausbildung 
an,  die  dazu  befähige,  aus  eigener  Macht  von  innen 
heraus  die  Hindernisse  zu  überwinden,  die  dem  Hand- 
werk infolge  des  wirtschaftlichen  Umschwungs  entgegen- 
träten. Diese  Ausbildung  bedeute  einen  Vorteil  für  das 
Gewerbe  selbst  und  für  die  ganze  Volkswirtschaft. 
Nebenius  zerstreute  so  die  zurückgebliebenen  Zweifel 


und  regte  auch  die  Regierungen  an,  die  Gemeinden  bei 
der  Gründung  gewerblicher  Schulen  zu  unterstützen.  — In 
Hessen  wurde  1835  ein  Landesgewerbeverein  ins  Leben 
gerufen,  der  den  dauernden  Klagen  über  ungenügend 
ausgebildete  Handwerker  äbhelfen  wollte.  Er  gründete 
Zeichenschulen  für  Handwerker.  Diese  beteiligten  sich 
immer  mehr,  und  dieser  Umstand  bedingte  alsbald  eine 
Erweiterung  der  Tätigkeit  des  Landesgewerbevereins. 
Er  errichtete  neue  Schulen  und  gründete  auch  Lokal- 
gewerbevereine, denen  er  ohne  Bangen  die  wirtschaft- 
liche Leitung  und  Beaufsichtigung  der  'Schulen  anver- 
trauen konnte.  Die  Gründung  von  Lokalgewerbever- 
cinen  bot  insofern  noch  einen  Vorteil  für  den  Unter- 
richt, als  dadurch  bei  gleichmäßiger  Durchführung  der 
allgemeinen  Leitsätze  immerhin  eine  richtige  Beurteilung 
der  lokalen  Verhältnisse  garantiert  war  und  die  Ver- 
waltungskosten vermindert  wurden.  Die  Regierungen 
nahmen  sich  schon  früh  der  neuen  Bewegung  an,  aber 
ihre  Tätigkeit  erschöpfte  sich  damals  meist  in  allge- 
meinen Gesetzen  und  Verordnungen.  Man  wollte  eben 
den  neuen  Anstalten  freien  Spielraum  lassen  und  gab 
daher  nur  allgemeine  Richtlinien  an,  innerhalb  deren  die 
individuellen  Bedürfnisse  auf  dem  Gebiete  des  gewerb- 
lichen Unterrichtswesens  ihre  Befriedigung  finden 
sollten.  Neben  den  Gemeinden,  die  hauptsächlich  in 
Süddeutschland  sich  um  die  Gründung  derartiger  Schulen 
verdient  machten,  beteiligten  sich  Private,  Vereine  und 
Innungen  an  der  Gründung  der  Handwerkerschulen.  Es 
ist  von  Wert,  gerade  in  letzterer  Beziehung  einen  Blick 
auf  die  Entwicklung  dieser  Schulen  in  Sachsen  zu 
werfen.  Gerade  im  Königreich  Sachsen  hat  sich  neben 
der  Großindustrie  eine  bedeutende  Hausindustrie  ent- 
wickelt, welche  die  Begründung  zahlreicher  Handwerker- 
schulen veranlaßte.  Hier  waren  es  hauptsächlich  In- 
nungen, welche  die  'Schulen  ins  Leben  riefen.  Erst  gegen 
Ende  des  19.  Jahrhunderts  hat  sich  die  sächsische  Re- 
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gierung  intensiver  mit  dem  gewerblichen  Unterrichts- 
wesen befaßt,  und  bis  heute  noch  nehmen  die  privaten 
Interessentenverbände  eine  bedeutende  Stellung  inner- 
halb des  gewebblichenSchulwesens  Sachsens  ein,.— Finan- 
zielle Beihilfen  wurden  damals  von  den  I^egierungen 
noch  nicht  geleistet.  Die  Gemeinden,  Innungen,  Vereine 
usw.  waren  daher  infolge  ihrer  oft  mißlichen  Verhält- 
nisse gezwungen,  Schulgeld  zu  erheben,  dessen  Höhe 
naturgemäß  wieder  große  Verschiedenheiten  aufwies. 

Bedeutende  Schwierigkeiten  machte  die  Lehrer- 
frage. Der  Unterricht  wurde  meist  von  Elementar- 
lehrern, Fabrikanten,  Handwerkern,  Technikern,  Kauf- 
leuten und  Geistlichen  erteilt.  Diese  Lehrpersonen 
waren  jedoch  nicht  besonders  vorgebildet  für  die  Eigen- 
tümlichkeiten, die  dieser  Unterricht  nun  einmal  mit  sich 
brachte,  sie  waren  ferner  — besonders  die  technischen 
Lehrer  — nicht  immer  gute  Pädagogen,  und  so  blieb 
der  Unterrichtserfolg  oft  aus.  Dazu  kam,  daß  die  Lehrer 
meist  nur  ehrenamtlich  beschäftigt  waren,  was  auch  nicht 
ohne  Nachteil  für  den  Unterricht  war,  indem  die  ehren- 
amtlich tätigen  Lehrer  oft  zu  selbständig  vorgingen, 
ohne  daß  die  Aufsichtsbehörde  ihnen  wirksam  hätte  ent- 
gegentreten können.  Die  Unterrichtsfächer  konnten  also 
im  Anfangsstadium  keine  erschöpfende  und  in  allem 
wünschenswerte  Behandlung  erfahren. 

Neben  dem  häufigen  Mangel  an  geeigneten  Lehrkräf- 
ten kam  hierzu  noch  die  Ungeeignetheit  vieler  Unter- 
richtslokale, besonders  für  den  Fachunterricht.  Gewiß 
lagen  die  Verhältnisse  in  den  Städten  günstiger  als  in  den 
Landgemeinden,  aber  auch  dort  konnten  bei  der  Knapp- 
heit der  zur  Verfügung  stehenden  Geldmittel  noch  keine 
besonderen  Bauten  für  den  gewerblichen  Unterricht  er- 
richtet werden,  und  so  war  man  auf  den  Unterricht  an  den 
Sonn- und  Feiertagen  O'der  an  den  Werktagsabenden  ange- 
wiesen, weil  man  dann  die  Volksschulräume  benutzen 
konnte  und  auch  zu  dieser  Zeit  die  Lehrpersonen  ambesten 
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abkömmlich  waren.  Aber  schon  damals  erkannte  man 
in  maßgebenden  Kreisen  die  Unzulänglichkeit  dieser  Un- 
terrichtszeit und  die  Notwendigkeit,  den  Unterricht  auf 
die  Tagesstunden  zu  verlegen,  denn  der  Zeichenunter- 
richt konnte  nur  schwerlich  abends  erteilt  werden  zu- 
mal bei  den  damals  noch  recht  mangelhaften  Beleuch- 
tungsverhältnissen. Lehrer  und  Schüler  waren  abends 
auch  nicht  mehr  geistig  frisch  genug,  um  noch  mit  Er- 
folg am  Unterricht  teilnehmen  zu  können,  und  die 
Sonn-  und  Feiertage  wollte  man  zudem  zur  Erholung 
freilassen. 


Der  Schulbesuch  war  meist  freiwillig.  Damals  be- 
stand für  die  Gemeinden  nicht  die  gesetzliche  Möglich- 
keit, Schulzwang  einzuführen.  Man  übte  jedoch,  nament- 
lich dort,  wo  der  freiwillige  Schulbesuch  zu  wünschen 
übrig  ließ,  vielfach  indirekt  auf  die  Jugendlichen  einen 
Druck  zum  Besuch  der  Handwerkerschulen  aus,  indem 
die  Innungen  und  sonstige  Korporationen  solche,  die  die 
Schulen  absolviert  hatten,  bei  der  Stellenbesetzung  be- 
vorzugten oder  ihre  Mitglieder  verpflichteten,  den  Lehr- 
lingen gewerblichen  Unterricht  zuteil  werden  zu  lassen. 
In  Baden  ging  man  sehr  früh  zur  Einführung  des  gesetz- 
lichen Zwanges  über.  Man  sah  eben  ein,  daß  den  oft 
großen  Unkenntnissen  der  Handwerker  nur  durch  obli- 
gatorischen Unterricht  gesteuert  werden  könnte,  zumal 
gerade  solche  die  Notwendigkeit  der  Fortbildung  am 
allerwenigsten  einsahen,  die  sie  am  besten  hätten  ge- 
brauchen können.  Vom  disziplinären  Standpunkt  aus 
v/ar  der  Zwang  jedenfalls  zu  bevorzugen,  und  die  zahl- 
reichen Einwendungen  gegen  die  Einführung  des 
Zwanges  haben  sich  als  unstichhaltig  erwiesen.  Die  An- 
hänger des  „laissez  faire,  laissez  aller“  machten  beson- 
ders darauf  aufmerksam,  daß  bei  freiwilligem  Unter- 
licht  sich  nur  die  Elite  der  Lehrlinge  an  diesem  betei- 
ligen werde.  Die  Freiwilligkeit  bedeute  „eine  Schei- 
dung der  Spreu  von  dem  Weizen”  (v.  Steinbeis)  und 
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erhalte  eine  gute  Disziplin,  während  die  'schlechteren 
Schüler  nur  als  Ballast  mitgeführt  würden.  Infolge  der 
Freiwilligkeit  würden  auch  die  Lehrer  den  Unterricht 
mit  mehr  Freudigkeit  erteilen,  der  Profit  der  Schüler  sei 
daher  in  jeder  Beziehung  bei  freiwilligem  Schulbesuch 
ein  größerer.  Heute  läßt  sich  kein  Mensch  mehr  von 
den  oft  kleinlidhen  und  gehässigen,  den  wirklichen  Ver- 
hältnissen durchaus  nicht  entsprechenden  Behauptungen, 
die  gegen  den  Zwang  vorgebracht  wurden,  beeinflussen, 
und  die  Tatsachen  sprechen  dafür,  daß  der  Zwang  vor- 
teilhafter, ja  im  Interesse  der  Bildung  aller  eine  unbe- 
dingte Forderung  ist.D 

In  den  vierziger  bis  sechziger  Jahren 
des  vergangenen  Jahrhunderts  machten  diese  Schulen 
langsame  aber  'Stetige  Fortschritte.  Zwar  hatten  manche 
Schulen  unter  der  Ungunst  der  Verhältnisse  zu  leiden, 
die  eben  jede  neu  entstandene  Einrichtung  durchkämpfen 
muß.  Oft  wurden  den  Schulen  plötzlich  durch  Ver- 
setzung die  Lehrkräfte  entzogen,  die  gerade  den  Unter- 
richt mit  besonderer  -Last  und  Liebe  gefördert  hatten 
und  so  gewissermaßen  deren  Lebensnerv  gewesen 
waren,  und  nicht  immer  war  es  leicht,  geeigneten  Er- 
satz zu  finden,  so  daß  manche  Schulen,  die  bereits  zu 
schöner  Blüte  gelangt  waren,  wieder  eingingen.  Die 
Regierungen  beteiligten  sich  reger  an  dem  neuen  Unter- 
richtszweig; hauptsächlich  waren  es  die  badische,  würt- 
tembergische  und  hessische  Regierung,  die  größere 
finanzielle  Beihilfen  leisteten.  Die  politischen  Ereignisse 
um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  brachten  das  Schul- 
wesen nicht  mm  Stillstand.  Der  große  wirtschaftliche 
Aufschwung,  das  immer  weiter  um  sich  greifende  Ver- 
ständnis für  die  Notwendigkeit  gewerblicher  Weiter- 
bildung, die  immer  größer  werdenden  Staatsbeiträge 

b Verffl.  die  weiteren  Ausführungen  Seite  11  f,  und  40  ff. 
Aus  der  oben  angedeuteten  Argumentation  würde  die  irrige 
Anschauung  zu  folgern  sein,  die  Schüler  .^eien  für  .die  Schule 
da,  nicht  die  Schule  für  die  Schüler  (Eücklin,  Seite  25). 
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förderten  die  Entwicklung  sehr.  Auch  in  Preußen  wur- 
den in  den  sechziger  Jahren  Stimmen  für  'die  Notwen- 
digkeit der  Fortbildung  der  Handwerkslehrlinge  ver- 
nehmbar. Diese  erst  spät  einsetzende  Entwicklung  in 
Preussen  ist  bei  der  weiten  Ausdehnung  und  der  Ver- 
schiedenart der  territorialen  Verhältnisse  in  den  ein- 
zelnen Teilen  der  Monarchie  leicht  zu  verstehen. 
Zwar  hatte  es  auch  früher  schon  in  Preussen 
nicht  an  Stimmen  gefehlt,  die  für  die  Weiterbildung 
der  Handwerkerlehrlinge  im  Interesse  der  Gewerbe- 
förderung eingetreten  waren,  aber  nur  spärlich 

hatten  ihre  Vorschläge  gefruchtet.  Die  preußische  Re- 
gierung überließ  dieses  Feld  der  Wirtschaftsförderung 
der  privaten  und  Vereins-Tätigkeit.  Erst  in  den  Jahren 
1844  und  1846  erließ  das  Kultusministeriuim  Runderlasse, 
in  denen  auf  'die  Bedeutung  der  Handwerkerschulen  hin- 
gewiesen wurde.  Es  traten  auch  einige  Schulen  ins 
Leben,  aber  viele  von  ihnen  fristeten  nur  ein  kurzes  Da- 
sein. In  den  preußischen  Städten  gab  es  um  die  fünf- 
ziger Jahre  58  Handwerkerschulen  mit  1761  Schülern. 
Die  Bewegung  kam  erst  in  Fluß,  als  im  Jahre  1866  Han- 
nover und  Hessen-Nassau  der  preußischen  Monarchie 
einverleibt  wurden.  Beide  Staaten  hatten  sich  schon  seit 
längerer  Zeit  intensiv  mit  der  Frage  der  Fortbildung  der 
Jugendlichen  befaßt,  und  die  Handwerkersonntags- 
schulen standen  bei  ihnen  in  hoher  Blüte.  Die  preussi- 
sche  Regierung  mußte  jetzt  mittun,  es  mußten  Mittel 
für  diese  Schulen  in  den  Etat  eingesetzt  werden,  und  so 
wurde  die  Frage  über  das  gewerbliche  Fortbildungs- 
schulwesen mehr  und  mehr  in  den  Vordergrund  gerückt. 

Beachtenswerten  Einfluß  auf  die  weitere  Gestaltung 
der  „Fortbildungsschulen“  hatte  die  Einführungder 
G e w e r b e f r e i h e i t.  Ihr  Ziel  brauchten  die  Schulen 
allerdings  nicht  mehr  zu  ändern,  wohl  aber  traten  in  der 
jetzt  einsetzenden  Zeitepoche  neue  Organisationsfragen 
an  sie  heran.  Das  lang  umstrittene  Thema:  Besuchs- 
freiheit oder  Besuchszwang  trat  wieder  in  den  Vorder- 
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grimd.  Dadurch,  daß  die  Ausübung  eines  Gewerbes 
nicht  an  eine  bestimmte  Lehrzeit  oder  an  irgend  welche 
Prüfungen  gebunden  war,  machten  sich  bald  bei  den 
Lehrlingen  üble  Folgen  bezüglich  ihrer  AusibiMung  be- 
merkbar.^) Die  gewerblich  tätigen  jungen  Leute  waren 
nicht  mehr  so  bodenständig  wie  früher;  die  Vertrags- 
brüche mehrten  sich,  die  Lernlust  und  mithin  der  Be- 
such der  freiwilligen  Söhulen  waren  im  Abnehmen  be- 
griffen. Die  Eltern  legten  Wert  auf  ein  baldiges  Ver- 
dienst ihrer  Kinder  bei  geringer  Arbeitsleistung  und 
achteten  meist  wenig  auf  den  Vorteil  einer  gründlichen 
Berufsbildung.  Sie  hatten  auch,  selbst  wenn  sie  Hand- 
werker waren,  nur  selten  eine  klare  Vorstellung  von 
den  Anforderungen,  die  der  neuzeitliche  Betrieb  an  die 
Unternehmen  stellte  (Rücklin,  Seite  22/23).  Der  Besuch 
der  freiwilligen  Handwerkerschulen  ließ  somit  stark 
nach.  Anderseits  wurde  die  Konkurrenz  größer,  und  die 
Anforderungen  an  die  fachliche  Bildung  stiegen  immer- 
fort. Dazu  wurde  damals  das  gleiche  Wahlrecht  einge- 
führt und  das  Selbstverwaltungssystem  immer  weiter 
ausgebaut,  und  die  Einsichtigen  erkannten,  daß  die  starke 
Ausdehnung  der  politischen  und  persönlichen  Freiheit 
und  Rechte  eine  auf  klaren  Grundsätzen  beruhende 
politische  Besonnenheit  bedinge,  wozu  eine  gründliche 
Berufs-  und  Allgemeinbildung  die  Grundlagen  legen 
sollte.  Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  erklärte  sich 
mancher,  der  prinzipiell  gegen  den  Besuchszwang  der 
Fortbildungsschulen  war,  aus  Zweckmässigkeitsgründen 
für  diesen.  In  den  Kreisen  der  Großindustriellen  äusserte 
man  sich  allerdings  vielfach  gegen  den  Zwang  deshalb, 
weil  der  Besuch  eine  Störung  des  Betriebes  mit  sich 
bringe  und  man  infolgedessen  die  Arbeiter  entlassen 
müsse.  Eine  solche  Stellungnahme  zeugt  von  sozialer 

\iergl.  hierzu  do/S  Gutachten  erstattet  vom  ständigen 
Ausschuß  der  deutschen  Baugewenkmeister;  zitiert  hei  K. 
Bücher:  Die  gewerbliche  Biiidungsfrage  und  der  industrielle 
Rückgang,  Seite  21  f. 
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und  volkswirtschaftlicher  Rückständigkeit,  denn  gerade 
die  Fortbildungssdhiulen  sollten  die  jungen  Leute  wirt- 
schaftlich leistungfähig  machen,  und  solche  leistungs- 
fähige Arbeiterschaft  kommt  doch  nicht  zum  wenigsten 
der  Industrie,  besonders  der  Groß-  und  Schwerindustrie, 
wieder  zu  gute.  — Die  Reichsregiernng  stand 
der  Bewegung  auf  diesem  Gebiete  nicht  interesse-  und 
tatenlos  gegenüber.  Es  wurden  Bestimmungen  über  die 
Fortbildung  der  in  Gewerbebetrieben  Beschäftigten  in  die 
Gewerbeordnung  aufgenommen.  Diese  Bestimmungen 
waren  allerdings  nur  allgemeiner  Natur.  Die  Gewerbe- 
ordnung des  norddeutschen  Bundes  vom  Jahre  1869  er- 
möglichte nämlich,  für  die  „Gesellen,  Gehilfen  und  Lehr- 
linge“ (auch  in  den  Fabrikbetrieben,  § 127),  sofern  sie 
das  18.  Lebensjahr  nicht  überschritten  hatten,  obliga- 
torische Fortbildungsschulen  einzurichten.  Allgemeiner 
Schulzwang  wurde  von  Reichs  wegen  nicht  eingeführt, 
jedoch  sollten  die  Gemeindebehörden  die  Besuchspflicht 
durch  Ortsstatut  verfügen  können  (G.  0.  § 106).  Der 
Lehrherr  mußte  den  jugendlichen  Arbeitern,  wenn  an 
dem  betreffenden  Orte  Zwang  zum  Besuch  derartigen 
Unterrichtes  bestand,  die  für  den  Besuch  erforderliche 
freie  Zeit  gewähren.  Der  Einfluß  des  Reiches  auf  das 
Fortbildungsschulwesen  war  also  nur  ein  mittelbarer; 
Die  Ausführung  dieser  allgemeinen  Grundsätze  und  eine 
eventuelle  besondere  gesetzliche  Regelung  über  die  An- 
ordnungen des  Reiches  hinaus  blieb  den  Einzelstaaten 
überlassen.  Von  dieser  einzelstaatlichen  Regelung 
machten  die  süd-  und  mitteldeutschen  Staaten  Gebrauch, 
indem  sie  es  nicht  den  Gemeinden  freistellten.  Schulen 
für  die  aus  der  Volksschule  Entlassenen  zu  errichten, 
sondern  sie  bei  einer  bestimmten  Anzahl  gewerblich 
tätiger  Jugendlicher  durch  Gesetz  zur  Errichtung  ver- 
pflichteten. Auch  wurden  in  Süd-  und  Mitteideutschland 
die  bisherigen  Sonntagsschulen  weiter  ausgebaut,  indem 
man  den  Unterricht  an  ihnen  ähnlich  wie  in  den  Hand- 
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werkerschulen  gestaltete,  außer  daß  man  in  ihnen  keinen 
Fachunterricht  erteilte.  Sämtliche  aus  der  Volksschule 
entlassenen  Jugendlichen  mußten  ein,  zwei  oder  drei 
Jahre  diese  auf  die  Volksschule  aufgebauten  Fortbil- 
dungsschulen besuchen  (sächsisches  Gesetz  vom  26. 
April  1873,  hess.  Ges.  vom  16.  Juni  1874,  bad.  Ges.  vom 
18.  Februar  1874,  Württemberg.  Ges.  vom  22.  März  1895). 
Hier  sollte  das  Lehrpensum  der  Volksschulen  erweitert 
und  vertieft  werden.  Von  dem  Besuch  der  allgemeinen 
Fortbildungsschulen  waren  diejenigen  befreit,  welche  die 
Handwerkerschulen  besudhten  (sogenannter  indirekter 
Zwang,  der  in  Württemberg  schon  im  Jahre  1853  durch 
die  königl.  Kommission  für  die  gewerblichen  Fortbil- 
dungsschulen eingeführt  worden  war),  vielfach  war  der 
Besuch  der  letzteren  für  die  Handwerkerlehrlinge  auch 
obligatorisch.  Dieser  Umstand  wirkte  sehr  vorteilhaft 
auf  das  gewerbliche  Fortbildungsschulwesen  ein,  indem 
eine  große  Anzahl  von  Handwerkerlehrlingen,  die  nun 
doch  einmal  zum  Besuch  der  allgemeinen  Fortbildungs- 
schule verpflichtet  war,  sich  dem  gew^etblichen  Unter- 
richt zuwandte.  Abgesehen  von  dieser  landesgesetz- 
lichen Regelung  wurde  ortsstatutarischer  Schulzwang 
zum  Besuch  der  Fortbildungsschulen  auf  Grund  der  Ge- 
werbeordnung in  fast  allen  deutschen  Bundesstaaten  in 
mehr  o<der  weniger  großer  Ausdehnung  eingeführt.  In 
Preußen  nahm  jetzt  die  Entwicklung  der  gewerblichen 
Weiterbildung  einen  erfreulichen  Fortgang.  Ein  Rund- 
erlaß des  Kultusministers  vom  17.  Juni  1874  enthielt 
„Grundzüge  für  die  Einrichtung  gewerblicher  Fortbil- 
dungsschulen“. In  diesem  Erlaß  waren  allerdings  nur 
allgemeine  Gesichtspunkte  aufgestellt;  man  wollte  eben 
möglichst  weitgehende  Rücksicht  auf  die  lokalen  Ver- 
hältnisse walten  lassen.  Die  Entwicklung  der  gewerb- 
lichen FortbiMungssohuIen  setzte  jetzt  stark  ein.  Wäh- 
rend nämlich  1874  in  Preußen  435  Fortbildungsschulen 
mit  37  830  Schülern  bestanden,  stieg  die  Zahl  im  näch- 
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sten  Jahrzehnt  auf  644  Schulen  mit  58  371  Besuchern. 
Die  meisten  gewerblichen  Fortbildungsschiulen  entstan- 
den im  Rheinland  uikI  in  Westfalen.  Durch  ein  Gesetz 
vom  4.  Mai  1886^)  wurde  dem  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe,  auf  den  inzwischen  (1884)  aus  praktischen 
Gründen  die  Leitung  des  Fortbildungsschulwesens  vom 
Unterrichtsministerium  übergegangen  war,  die  Befugnis 
erteilt,  in  den  Provinzen  Westpreußen  und  Posen  gewerb- 
liche Fortbildungsschulen  auf  Staatskosten  einzurichten 
und  zu  unterhalten  und  den  Besuch  den  „gewerblichen 
Arbeitern  unter  18  Jahren“,  auf  welche  der  § 120  der 
Gewerbeordnung  anwendbar  war,  Obligatorisch  zu 
machen.  Es  haben  hierbei  hauptsächlich  politische 
Grüiide  mitgespielt,  indem  man  das  Gewerbe  heben  und 
die  jugendlichen  Arbeiter  allgemein  weiterbilden  wollte, 
was  gerade  für  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse dieser  Provinzen  von  großem  Vorteil  war.  Auf 
Grund  dieses  Gesetzes  entstanden  in  den  folgenden  fünf 
Jahren  nicht  weniger  als  113®)  Obligatorische  gewerb- 
liche Unterrichtsanstalten. 

Der  Unterricht  wurde  jetzt  meist  auf  die  Werktage 
verlegt.  Auch  setzte  die  Tendenz  zum  Tagesunterricht 
jetzt  stärker  ein.  Die  staatlichen  Unterstützungen  waren, 
wie  weiter  unten®)  zu  zeigen  sein  wird,  größer  gewor- 
den, so  daß  man  dem  Raummangel  abhelfen  konnte. 
Man  sah  aber  auch  immer  mehr  in  den  Kreisen  der  Ge- 
werbetreibenden ein,  daß  der  Tagesunterricht  im  In- 
teresse einer  gedeihlichen  FortbiMung  liege,  und  daß  die 
hierdurch  entstehenden  Mehrkosten  durch  Hebung  des 
Gewerbes  wie  überhaupt  der  gesamten  Volkswirtschaft 
reichlich  aufgewogen  würden.  Der  Unterricht  umfaßte 
zwei  bis  acht  Wochenstunden,  von  denen  meistens  nur 
einige  wenige  an  den  Sonntagmorgen  abgehalten  wer- 

Heute  -in  dter  Fas-sung  vom  24.  Februar  1807. 

D Schriften  der  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrts- 
einrichtungen  Heft  19,  Seite  45. 

®)  Vergl.  Seite  18  f. 
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den  durften.  So  entstanden  denn  in  den  70er  und  80er 
Jahren  des  vergangenen  Jahrhunderts  unsere  eigent- 
lichen modernen  Fortbildungsschulen,  sowöhl  die  allge- 
meinen wie  auch  die  aus  diesen  sich  in  Verbindung  mit 
den  bisherigen  Handwerkerschulen  entwickelnden  ge- 
werblichen Fortbildungsschulen.  Neben  diesen  beiden 
Arten  sehen  wir  in  den  80er  und  90er  Jahren  noch  eine 
dritte  Art  sich  entwickeln : die  kaufmännischen 
F ortbil  düng 'S  schulen.  Hier  und  da  waren  schon 
früher  kaufmännische  Fortbildungsanstalten  ins  Leben 
getreten;  mit  der  wachsenden  Zunahme  der  Industriali- 
sierung und  Merkantilisierung  Deutschlands  stieg  aber 
die  Zahl  der  in  kaufmännischen  Betrieben  tätigen  Gehil- 
fen mehr  und  mehr,  und  so  wurde  die  kaufmännische 
Bildungsfrage  jetzt  ein  Massenproblem.  Die  kaufmän- 
nische Vorbildung  der  jungen  Leute  — sowohl  die  theo- 
retische wie  praktische  — ließ  sehr  zu  wünschen  übrig, 
und  so  wiesen  denn  die  Handelskammern  verschiedener 
Staaten  auf  die  Notwendigkeit  kaufmännischer  fachlicher 
Ausbildung  hin  und  empfahlen  bei  genügender  Schüler- 
zahl die  Angliederung  von  besonderen  Abteilungen  für 
käufmännische  Lehrlinge  an  die  bestehenden  Fortbil- 
dungsschulen und,  wo  es  geeignet  erscheine,  die  Einrich- 
tung von  besonderen  kaufmännischen  Fortbildungs- 
schulen und  zwar  mit  Schulzwang. 

Auch  für  die  Fortbildung  des  weiblichen  Ge- 
schlechtes wurde  jetzt  in  umfangreicherem  Maße  als 
bisher  Sorge  getragen.  Bis  zu  den  60er  Jahren  des  ver- 
flossenen Jahrhunderts  geschah  in  der  beruflichen  Aus- 
bildung der  weiblichen  Jugendlichen,  abgesehen  von  den 
wenigen  Versuchen  in  einzelnen  größeren  Städten,  fast 
nichts;  sie  besuchten  nur  die  'Sonntagsschulen.  Es  war 
aber  auch  nicht  notwendig,  sie  beruflich  zu  bilden,  denn 
nur  die  Töchter  armer  Eltern  mußten  selbst  ihr  Brot 
verdienen,  sie  bedurften  dazu  keiner  besonderen  Aus- 
bildung. Allmählich  aJber  steigerte  sich  in  Handel  und 
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Gewerbe  die  Nachfrage  nach  weiblichen  Hilfskräften, 
anderseits  wurde  auch  das  Angebot  an  Arbeiterinnen 
immer  größer,  da,  wie  einleitend  schon  bemerkt  wurde, 
manches  Mädchen  darauf  angewiesen  war,  einen  Beruf 
zu  wählen,  der  ihm  die  Möglichkeit  bot,  sich  selbst  den 
nötigen  Lebensunterhalt  zu  verschaffen.  Dazu  kam  aber 
auch,  daß  man  tüchtiger  Hausfrauen  bedurfte,  die  ihrem 
Mann  eine  Stütze,  ihren  Kindern  eine  sorgsame  Mut- 
ter und  gute  Erzieherin  sein  sollten.  Wo  aber  sollten 
die  Mädchen,  die  sofort  nach  der  Entlassung  aus  der 
Volksschule  in  das  Erwerbsleben  eintraten,  später  die 
nötigen  Kenntnisse  hernehmen?  Staat  und  Gemeinden, 
auch  Frauenbildungs-  und  Frauenerwerbsvereine  sahen 
sich  infolgedessen  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  auch 
den  weiblichen  Jugendlichen  eine  über  die  Elementar- 
schule hinausreichende  Bildung  zu  verschaffen.  Der  Un- 
terricht in  den  weiblichen  Fortbildungsschulen  sollte  sich 
in  zweifacher  Richtung  vollziehen:  gewerblich  beruf- 
liche Bildung  und  Erziehung  für  den  Haushalt.  Das  Groß- 
herzogtum Baden  führte,  dem  Gebote  der  Zeit  folgend, 
durch  das  Gesetz  vom  18.  Februar  1874  Fortbildungs- 
schulunterricht für  Mädchen  ein.  In  dem  Gesetz  wurde 
bestimmt,  daß  die  Mädchen  nach  Zurücklegung  des 
schulpflichtigen  Alters  verpflichtet  seien,  ein  Jahr  lang 
in  den  Gemeinden,  in  welchen  sie  sich  aufhielten,  zur 
Befestigung  und  Erweiterung  der  in  der  Volksschule  er- 
worbenen Kenntnisse  die  Fortbildungsschule  zu  be- 
suchen. „Der  Unterricht  muß,  so  sagen  die  Bestimmun- 
gen weiter,  wenigstens  zwei  Stunden  wöchentlich  um- 
fassen und  soll  in  der  Regel  das  ganze  Jahr  dauern.“ 
Bei  geringer  Beteiligung  soll  der  eventuelle  Fachunter- 
richt nach  Beschluß  des  Gemeinderats  mit  den  Knaben 
gemeinschaftlich  abgehalten  werden.  Trotz  der  klaren 
Erkenntnis  der  Notwendigkeit  vernachlässigte  man  in 
Deutschland  die  weiblichen  Fortbildungsschulen  sehr. 

Vergl.  oben  Seite  3. 
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Bei  weitem  wurde  nicht  das  geleistet,  was  zu  leisten 
gewesen  wäre,  und  auch  heute  noch  hat  das  deutsche 
Volk  auf  dem  Gebiete  der  Mädchenfortbildung  bei  wei- 
tem nicht  seine  Pflicht  erfüllt. 

Auf  dem  Lande  war  bis  in  die  letzten  Jahrzehnte 
des  19.  Jahrhunderts  noch  nicht  viel  auf  dem  Gebiete  des 
Fortbildungsschulwesens  geschehen.  Nur  hier  und  da 
waren  Winterschulen  entstanden,  in  denen  während 
der  Wintermonate  an  den  Abenden  landwirtschaftlicher 
Unterricht  erteilt  wurde.  Meistenteils  waren  die  Gemein- 
den finanziell  zu  schwach,  um  aus  eigenen  Mitteln  Fortbil- 
dungssdhulen  zu  errichten  oder  doch  wenigstens  genügende 
Beihilfen  zu  solchen,  die  von  privater  Seite  ins  Leben 
gerufen  waren,  zu  leisten,  obwohl  die  geldlichen  Anfor- 
derungen hier  nicht  so  hoch  waren  wie  in  den  Städten. 
Die  Gewerbeordnungsnovelle  von  1891  gab  den  Land- 
gemeinden die  Möglichkeit,  zum  Zweck  der  Fortbildung 
der  Jugendlichen  Zweckverbände  (G.  0.  § 120:  „weiteren 
Kommunalvehbänden“)  zu  begründen;  nur  dürfen  die 
Entfernungen  der  einzelnen  Gemeinden  zu  der  betr. 
Verbandsfortbildungssdhule  nicht  zu  groß  sein.  Diese 
Bestimmungen  alber  wurden  wenig  beachtet,  und  nur  in 
einigen  Gemeinden  Deutschlands  hat  man  von  ihnen  Ge- 
brauch gemacht.  Für  die  ländlichen  Verhältnisse  ergab 
üch  nämlich  neben  der  finanziellen  noch  eine  besondere 
Schwierigkeit:  die  Lehrerfrage.  Gerade  auf  dem  Lande 
nachte  sich  nämlich  der  Mangel  an  geeigneten  Lehr- 
bersonen  recht  fühlbar. 

Bezüglich  der  Lösung  der  Lehrerfrage  wie  auch  der 
inanziellen  Unterstützung  der  Fortbildungsschulen  war 
nan  auf  ein  energisches  Eingreifen  seitens  des  Staates 
ingewiesen.  In  Regierungskreisen  hatte  man  längst  ein- 
;esehen,  daß  neben  der  geldlichen  Unterstützung  ein 
dückliches  Gedeihen  des  Fortbildungsschulwesens 
vesentlich  von  der  Ausbildung  der  Fortbildungsschul- 
ehrer  abhänge.  Die  bisherigen  staatlichen  Unterstützun- 
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gen  erwiesen  sich  als  zu  gering,  zumal  die  Zeitverhält- 
nisse größere  Anforderungen  an  den  Unterricht  und  die 
Unterrichtsmittel  stellten  und  daher  das  Fortbildungs- 
schulwesen immer  mehr  an  Umfang  zunahm.  Württem- 
berg, Baden  und  Hessen  hatten  schon  früher  in  dieser 
Beziehung  Vorbildliches  geleistet.  Sie  erhöhten  jetzt  bei 
den  gesteigerten  Ansprüchen  die  staatlichen  Zuschüsse. 
So  stellte  die  badische 'Staatsregierung  jährlich  pro  Schule 
400  Mark  zur  Verfügung  und  sorgte  ferner  für  unent- 
geltliche Ueberlassung  der  Lehrmittel.  Dieser  Zuschuß 
sollte  allerdings  nur  geleistet  werden,  wenn  die  Gemein- 
den alle  übrigen  Unkosten  trügen.  Die  Zahl  und  Bedeu- 
tung der  Schulen  stieg  seitdem  zusehends  bis  auf  den 
heutigen  Tag.  In  Württemberg  hatte  die  Regierung 
schon  seit  dem  Jahre  1848  der  königl.  Zentralstelle  für 
Gewerbe  und  Handel  einen  jährlichen  Etatsatz  von 
5000  fl.  zur  Verfügung  gestellt  mit  der  Verpflichtung,  die 
Entwicklung  des  gewerblichen  Fortbildungsschulwesens 
dadurch  zu  fördern.  Gerade  dieser  Subvention  in  den 
Anfangsja'hren  des  gewerblichen  Unterrichtswesens  war 
es  zu  verdanken,  daß  Württemberg  auf  diesem  Gebiete 
mit  an  der  Spitze  der  übrigen  Staaten  marschierte.  Dieser 
Satz  von  5000  fl.  wurde  später  noch  erhöht.  Anderseits 
hatte  man  aber  auch  vielerorts  das  Schulgeld  in- 
folge der  umfassenden  Bedürfnisse  steigern  müssen,  so- 
daß  dieses  oft  recht  hoch  war;  es  betrug  z.  B.  in  Baden 
bis  zu  35  Mk.  jährlich,  in  Sachsen  erreichte  das  Schul- 
geld eine  besonders  beträchtliche  Höhe,  weil  dort  das 
Fortbildungsschulwesen  fast  ganz  in  den  Händen  privater 
Interessentenverbände  lag  und  vom  Staat  gar  nicht  oder 
doch  nur  gering  subventioniert  wurde.  In  Hessen  war 
der  Schulbesuch  unentgeltlich.  Vielfach  behielt  man  die 
Entrichtung  von  Schulgeld  aber  auch  nur  aus  pädago- 
gischen Rücksichten  bei;  man  wöllte  den  Unterricht 
dadurch  dringender  und  wertvoller  in  den  Augen  der 
Schüler  erscheinen  lassen.  Der  zweite  Punkt,  auf  den 
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die  Regierungen  ihr  Hauptaugenmerk  richteten,  war  die 
schon  vorhin  herangezogene  Frage  nach  tüchtigen,  so- 
wohl mit  pädagogischen  Fähigkeiten  wie  mit  gründ- 
lichen Fachkenntnissen  ausgerüsteten  Lehrpersonen. 
Fine  Anzahl  Elementarlehrer  wurde  in  hauptamtliche 
Tätigkeit  übernommen,  was  auch  noch  den  Vorteil  hatte, 
daß  diese  — wenigstens  auf  dem  Lande  — in  mehreren 
Gemeinden  Unterricht  erteilen  konnten.  Diesen  Lehrern 
mangelte  es  an  fachlicher  Ausibildung,  während  die  Prak- 
tiker zwar  in  ihrem  Berufsfach  das  gewünschte  Resultat 
erzielten,  aber  in  anderen  Fächern  wenig  leisteten,  und 
außerdem  ihr  Unterricht  vielfach  unter  dem  Umstande 
zu  leiden  hatte,  daß  sie  schlechte  Pädagogen  waren. 
Um  diese  Übelstände  zu  beseitigen,  kamen  die  Re- 
gierungen dazu,  besondere  Fortbildungskurse  von  ein 
bis  zwei  Jahren,  für  die  an  kleineren  Schulen  o.der  ndben- 
amtlich  beschäftigten  Yolksschullehrer  solche  von  zwei 
bis  sechs  Wochen  zu  veranstalten  und  sich  so  einen 
eigenen  Lehr  erstand  für  die  Fortbildungsschulen  heran- 
zuziehen, wodurch  auch  eine  gewisse  Einheitlichkeit  in 
den  Unterricht  gebracht  wurde,  was  gerade  bei  unseren 
Verkehrs-  und  Umzugsverhältnissen  von  ungemeiner 
Wichtigkeit  ist.  So  wurde  u.  a.  in  Hessen  zu  Beginn  der 
90er  Jahre  die  Lehrerfrage  oft  in  den  Kammern  erörtert. 
Man  beschloß  schließlich,  Ferienkurse  für  Lehrer  in  dem 
oben  bezeichneten  Sinne  einzuführen,  und  machte  1892 
den  Anfang  damit.  Besonders  viel  Interesse  brachte  die 
sächsische  Regierung  der  Regelung  der  Lehrerfrage 
entgegen.  Seit  1892  werden  an  der  technischen  Lehr- 
anstalt zu  Chemnitz  für  Fortbildungsschullehrer  Unter- 
richtskurse im  Konstruktionen-  und  Fachzeichnen  abge- 
halten. Ähnliche  Kurse  wurden  für  Preußen  in  Leipzig, 
Berlin,  Charlottenburg,  Frankfurt  a.  M.  und  anderen 
größeren  Städten  — vielfach  auch  auf  Kosten  der  Stadt- 
verwaltung von  den  Direktoren  der  betr.  Fortbildungs- 
schulen — veranstaltet.  In  Preußen  wurde  im  Jahre 
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1901  ein  besonderer  staatlicher  Fond  für  die  Ausbildung 
geeigneter  Lehrkräfte  geschaffen,  dieser  ist  bis  jetzt  auf 
ca.  400  000  Mk.  angewachsen.  Die  Regierung  wandte 
für  die  Ausbildung  von  Lehrpersonen  an  Fortbildungs- 
schulen im  Jahre  1905  130  000  Mk.  auf,  im  Jahre  1907 
sogar  192  000  Mk.  Die  badische  Regierung  veröffent- 
lichte 1908  eine  neue  Verordnung  betreffend  die  Aus- 
bildung von  Technikern  zu  Gewerbelehrern.  An  der 
Baugewerkschule  zu  Karlsruhe  werden  besondere  Kurse 
für  diese  veranstaltet,  Württemberg  schickt  seine  Lehrer 
ebenfalls  zur  Ausibildung  nach  Karlsruhe.  Eine  ähnliche 
Einrichtung  hat  Bayern  in  München  getroffen.  Die  Aus- 
bildung der  Lehrer  an  kaufmännischen  Fortbildungs- 
schulen vollzieht  sich  meist  an  den  Handelshochschulen. 

In  Ergänzung  dieser  staatlichen  Mitwirkung  bei  den 
Fortbildungsschulen  wurden  auch  noch  staatliche  Auf- 
sichtsinstanzen für  das  Fortbildungsschulwesen 
ins  Leben  gerufen,  die  sowohl  die  Aufsicht  üben  wie 
auch  eine  einheitliche  Gestaltung  des  Unterrichtsbetriebs 
verbürgen  sollten.  Zu  diesem  Zweck  war  in  Baden 
schon  früh  das  Amt  eines  großherzoglichen  Gewerbe- 
schulrates eingerichtet  worden,  das  durch  eine  Verord- 
nung vom  28.  April  1905  in  das  großherzogliche  Landes- 
gewerbeamt unter  dem  Ministerium  des  Innern  umge- 
wandelt wurde,  dessen  Abteilung  I der  Gewerbeför- 
derung im  allgemeinen,  Abteilung  II  der  Förderung  und 
Regelung  der  Unterrichtsangelegenheiten  an  den  Fort- 
bildungsschulen dienen  sollte.  In  Preußen  war  die  Auf- 
sicht über  die  Fortbildungsschulen  anfangs  dem  Unter- 
richtsministerium anvertraut.  Sie  ging  1884  an  das 
Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  über,  dem  durch 
Verordnung  vom  20.  März  1905  das  Landesgewerbeamt 
für  die  Regelung  des  Fortbildungsschulwesens  beige- 
geben wurde.Ü  Dem  Landesgewerbeamt  trat  ein  Beirat 

Die  Fortbildungsschulen  mit  spezifisch  ländlichem 
Charakter  unterstehen  in  Preußen  seit  dem  24.  Januar  1895 
dem  Landwirtschaftsministerium. 
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zur  Seite,  der  sich  aus  Vertretern  der  an  den  Fortbil- 
dungsschulangelegenheiten  interessierten  Behörden,  Ver- 
bänden, Kammern  und  Gewerbeaufsichtsbeamten  zu- 
sammensetzt. Ähnlich  wie  in  Baden  und  Preußen  wur- 
den in  den  übrigen  deutschen  Gliedstaaten  vielfach  be- 
sondere Aufsichtsinstanzen  für  die  Fortbildungsschulen 
eingerichtet.  Diese  Aufsichtsbehörden  entsenden  ihrer- 
seits wieder  Inspektoren  in  die  einzelnen  Schulen,  die 
sich  durch  persönliche  Inaugenscheinnahme  von  dem 
ordnungsgemäßen  Betrieb  und  den  fünrichtungen  der 
Fortbildungsschulen  überzeugen. 

In  ernster  und  mühevoller  Arbeit  hat  sich  die  Fort- 
bildungsschule im  Anschluß  an  die  Forderungen  der  Zeit 
innerhalb  der  hier  angegebenen  Richtlinien  entwickelt 
und  sich  ihr  eigenes  Lebensprinzip  errungen,  sie  hat  in- 
folgedessen eine  durchaus  selbständige  Stellung  im 
Rahmen  der  nationalen  Bildungsanstalten  und  ist  be- 
stimmt für  die  männlichen  Angehörigen  aller  Berufe  und 
für  alle  Glieder  des  weiblichen  Geschlechtes  unmittel- 
bar nach  der  Entlassung  aus  der  Volksschule.  Sie  soll  in 
der  Hauptsache  berufliche  Bildung  vermitteln  aber  auch 
das  allgemeine  Wissen,  soweit  es  in  ihrem  Rahmen 
möglich  ist,  bereichern  und  erzieherisch  wirken.  Ande- 
rerseits ist  es  aber  nicht  ihre  Aufgalbe,  Leiter  größerer 
Betriebe  auszubilden.  Diesen  Zweck  verfolgen  die  Fach- 
und  die  höheren  Gewerbeschulen.  Die  Fortbildungs- 
schule soll  jedoch  auch  nicht  bloß  Vorbereitungsanstalt 
sein  für  diese  Schulen,  nein  ihre  Aufgabe  ist  eine  selbst- 
ständige: allen  Berufen,  auch  den  kleinen  und  kleinsten, 
im  Handwerk,  in  der  Industrie,  im  Handel  und  in  der 
Landwirtschaft  stets  neue,  schaffensfrohe  und  schaffens- 
tüchtige Elemente  zuzuführen. 
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II.  Hauptteil. 

Die  heutigen  Fortbildungsschulen. 

§ 1.  Übersicht  über  das  Fortbildungsschul wesen  im  Reich 
und  in  den  deutschen  Bundesstaaten. 

Um  einen  Ueberblick  über  unser  heutiges  Fortbil- 
dungsschulwesen zu  bekommen,  ist  es  zweckmäßig, 
zunächst  auf  die  allgemeinen  Verhältnisse  in 
unserm  deutschen  Vaterlande  und  in  den  einzelnen 
Gliedstaaten  hinzuweisen.  Ueber  die  Fortbildungsschul- 
verhältnisse im  gesamten  deutschen  Reich  gibt  folgende 
Statistik  eine  Uebersicht,  die  im  Jahre  1912  auf  gestellt 
worden  ist  (Kommunales  Jahrbuch  1913/14,  Artikel 
„Fortbildungsschulen“,  Seite  386): 
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Wir  ha'ben  in  Deutsohland,  wie  schon  aus  dem  ge- 
schichtlichen Teil  hervorgeht,  fünf  Arten  von  Fortbil- 
dungsschulen zu  unterscheiden:  die  allgemeinen,  ge- 
werblichen und  kaufmännischen  Fortbildungsschulen; 
diesen  reihen  sich  dann  die  Fortbildungsschulen  für  Mäd- 
chen an,  die  ihrerseits  wiederum  beruflich  gegliedert  sein 
können;  eine  besondere  Stellung  nehmen  ferner  die  länd- 
lichen Fortbildungsschulen  ein.  Die  Statistik  zeigt,  daß 
von  der  Gesamtzahl  aller  deutschen  Fortbildungsschulen 
nämlich  26  621  die  allgemeinen  Fortbildungsschulen  mit 
16  535  Schulen  die  erste  Stelle  innehaben,  an  zweiter 
Stelle  stehen  die  ländlichen  Fortbildungsschulen  mit  5202 
Schulen;  diese  hohe  Zahl  ist  darauf  ziirückzuführen,  daß 
im  Königreich  Preußen  weit  mehr  als  die  Hälfte  aller 
Fortbildungsschulen  ländlichen  Charakter  trägt  (4588  von 
7428).  Die  Zahl  der  kaufmännischen  Fortbildungsschulen 
steht  noch  weit  hinter  derjenigen  der  gewerblichen  zu- 
rück. Die  ländlichen  Fortbildungsschulen  sind  an  Zahl 
meist  weniger  vertreten  als  die  gewerblichen  und  kauf- 
männischen — außer  in  Preußen,  Sachsen-Koiburg- 
Qotha  und  Elsaß-Lothringen.  Für  das  Königreich  Sach- 
sen weist  die  Statistik  keine  ländlichen  Fortbildungs- 
schulen auf.  Damit  ist  m.  E.  jedoch  nicht  gesagt,  daß 
es  dort  keine  Fortbildungsschulen  auf  dem  Lande  gibt. 
Die  Fortbildungsschulen  tragen  dort  nur  keinen  länd- 
lichen Charakter,  sondern  sind  meist  gewerbliche  Fort- 
bildungsschulen, Alle  deutschen  Gliedstaaten  weisen 
wenigstens  eine  Art  von  Fortbildungsschulen  auf. 

Was  nun  die  reichsgesetzliche  Regelung  be- 
trifft, so  ist  das  Reich  auch  bezüglich  der  Behandlung  des 
Fortbildungsschulwesens  nicht  bei  den  Vorschriften  der 
Gewerbeordnung  von  1869^)  stehen  geblieben.  Heute  ist 
in  dieser  Beziehung  maßgebend  die  Reiohsgewerbeord- 
nung  in  der  Fassung  voim  26.  Juli  1900  mit  der  Novelle 


Verffl.  oben  Seite  13. 
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vom  27.  Dezember  1911,  in  Kraft  seit  dem  1.  April  1912.' 
Hiernach')  können  Fortbildungsschulen  außer  von  den 
durch  Landesrecht  befugten  Stellen  — es  kommen  hier 
hauptsächlich  die  Gemeinden  und  Kreise  in  Betracht  — 
auch  von  den  Körperschaften  des  Handwerks  und 
Handels  errichtet  und  unterhalten  werden.*)  Die  Ge- 
meinden oder  weitere  Kommunalverbände*)  können  durch 
Statut  alle,  auch  die  weiblichen,  gewerblichen  Arbeiter 
unter  18  Jahren,  die  an  dem  betreffenden  Ort  beschäftigt 
sind,  zum  Besuch  der  Fortbildungsschule  verpflichten. D 
Außerdem  aber  können  die  höheren  Verwaltungsbehörden 
die  Gründung  von  Fortbildungsschulen  erzwingen,  wenn 
die  Gemeinden  solche  nicht  errichten,  trotzdem  die  be- 
teiligten Arbeitgeber  oder  Arbeitnehmer  einen  dies- 
bezüglichen Antrag  an  sie  gestellt  haben.  Als  Fortbil- 
dungsschulen gelten  auch  jene  Anstalten,  in  denen  Unter- 
richt in  weiblicher  Hand-  und  Hausarbeit  erteilt  wird. 
Die  Gewerbeunternehmer  müssen  zum  Schulbesuch  die 


nötige  freie  Zeit  gewähren,  dazu  anhalten  und  diesen 
überwachen.®  An  Sonn-  und  gesetzlichen  Feiertagen 
darf  kein  obligatorischer  Unterricht  erteilt  werden,  es 
sei  denn,  daß  den  Schülern  dadurch  der  Besuch  des 
Hauptgottesdienstes  nicht  erschwert  wird.  Die  höheren 
Verwaltungsbehörden  können  höhere  o»der  Fachschulen 
bestimmen,  deren  Besuch  von  der  Pflichtschule  befreit. 
Die  Gewerbeordnung  nimmt  die  Lehrlinge  einiger  Be- 
rufe, für  die  auch  in  anderen  Beziehungen  Ausnahmen 
von  den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  gelten, 
aus.  Hierhin  gehören:  Apothekerlehrlinge^),  Bergarbei- 


Es  kommt  Artikel  5 in  Betracht. 

D § 120. 

>)  G.  0.  §§  81  b Ziff.  1;  83  Ziff.  10;  88:  103  e. 

’)  In  Preußen  können  nach  der  A.  A.  zur  G.  O.  vom 
1.  5.  04  Ziffer  1 besondere  Zweckveribände  zur  Errichtung 
und  Verwaltung  von  Fortbiidungs schulen  errichtet  werden. 
®)  G.  O.  §§  120  Abs.  3;  142. 

«)  G.  0.  §§  120  Abs.  1:  127:  127  b;  139  i:  148  Ziff.  9. 

' G.  O.  § 154  Abs.  1. 
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ter,  Arbeiter  in  der  Landwirtschaft,  Forstwirtschaft  und 
Fischerei,  Kunst-  und  Musikschüler.*)  Nach  einer  Ent- 
scheidung des  preußischen  Kammergerichts  vom  13. 
Juni  1895‘)  sind  unter  den  „Ar'beitern“  der  Gewerbe- 
unternehmen im  Sinne  des  § 120  der  Gewerbeordnung 
auch  die  Lehrlinge  und  Gehilfen  der  Handelsgeschäfte 
zu  verstehen.*/  Diese  Auslegung  fand  im  Handelsgesetz- 
buch § 76  Abs.  4 Gesetzeskraft,  wonach  den  Lehrlingen 
männlichen  sowie  weiblichen  Geschlechts  die  zum  Besuch 
der  Fortbildungsschule  nötige  freie  Zeit  gewährt  werden 
muß.*)  Der  gewerbliche  wie  kaufmännische  Arbeitgeber 
ist  also  verpflichtet,  freiwillig  den  jugendlichen  Arbeiter 
zum  Schulbesuch  zu  entlassen,  auch  während  der  Ar- 
beitszeit.®) Er  darf  die  fortfallende  Afbeitszeit  nicht 
später  nachholen  lassen.  Für  die  ausfallende  Arbeit 
brauchen  Löhne  nicht  entrichtet  zu  werden,  namentlich 
nicht,  wenn  die  Afbeit  nach  Stunden  bezahlt  wird.  Eine 
besondere  neue  Bestimmung  der  Novelle  von  1911  ist 
noch  die,  daß  Arbeitslosigkeit  den  Lehrling  nicht  von 
dem  Besuch  der  Fortbildungsschule  entbindet.  Die  Be- 
suchspflicht erlischt  erst,  wenn  der  betreffende  Arbeiter 
in  eine  nicht  unter  die  Gewerlbeordnung  fallende  Be- 
schäftigung eintritt.®)  Ebenso  befreit  nicht  vom  Besuch 
eine  bloß  probeweise  Anstellung.  Neu  durch  die  Novelle 
von  1911  hinzugekommen  ist  weiterhin  die  Bestimmung 
des  Absatz  4 des  § 120,  daß  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde die  Einrichtung  der  Fortbildungsscbulen  von  den 

*)  G.  0.  § 6. 

*)  A.  Reser,  Sammiuna:  der  Entscheidungen  der  Gerichte 
und  Verwaltungsibehörden  auf  dem  Gebiete  des  Verwal- 
tungs-  und  Polizeistrafredhts  Band  16,  S.  254. 

®)  Vergl.  G.  0.  § 139  i. 

*)  Novelle  zur  G.  0.  vom  30.  Juni  1900  Art.  9. 

Selbst  dringende  Arbeiten  berechtigen  den  Lehr- 
herrn nicht,  den  Lehrling  vom  Besuch  der  Schule  dauernd 
zurückzuhalten  (Gew.  Arch.  Band  7,  S.  139). 

®)  Vergl.  hierzu  den  Erlaß  des  preußischen  Handels- 
rainisters  vom  13.  Februar  1912  (Min.  Blatt  Bd.  5 S.  58). 
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Gemeinden  erzwingen  kann.  Die  Behörden  werden  aller- 
dings gut  tun,  ein  Einvernehmen  zwischen  den  be- 
treffenden Gemeindeorganen  und  den  Arbeitgebern  bezw. 
Arbeitnehmern,  die  den  Antrag  auf  Errichtung  von  Fort- 
bildungsschulen gestellt  haben,  herbeizuführen.  Sie 
müssen  ferner  Rücksicht  nehmen  auf  die  Finanzlage  der 
Gemeinden  und  sicherlich  vor  zwangsweiser  Einführung 
der  Fortbildungsschulen  eine  genaue  Prüfung  der  Not- 
wendigkeit dieser  Errichtung  vornehmen.  Eine  weitere 
Neuerung  der  Gewerbeordnungsnovelle  vom  27.  De- 
zember 1911  ist  die,  daß  die  nach  Landesrecht  zuständige 
Aufsichtsbehörde  die  Unterrichtszeiten  für  die  Fortbil- 
dungsschulen festsetzt  und  bekannt  gibt,  ohne  dabei  an 
die  Mitwirkung  der  Gemeinde-  usw.  Behörde  gebunden 
zu  sein.  Die  Altersbegrenzung  „für  Arbeiter  unter  18 
Jahren”  ist  nicht  günstig  und  hat  sicherlich  noch  nicht 
ihre  letzte  Regelung  erfahren,  denn  diese  Begrenzung 
I ist  derart  mechanisch,  daß  durch  sie  manche  Unzuträg- 

I lichkeiten  herbeigeführt  werden.  Viele  Schüler  verlassen 

nämlich  mitten  im  Schuljahr  kurz  vor  Erreichung  des 
Unterrichtsziels  die  Fortbildungsschule,  weil  sie  das  18. 
Lebensjahr  vollendet  haben  und  dann  der  Besuchspflicht 
enthoben  sind.  Besser  wäre  hier,  die  Besuchspflicht 
wenigstens  bis  zum  Schluß  des  Schulhalbjahres  auzudeh- 
nen,  in  welchem  das  18.  Lebensjahr  vollendet  wird.  Be- 
friedigend ist  diese  Lösung  immerhin  nicht,  aber  sie  ist 
doch  weit  besser  als  der  jetzt  bestehende  Mißstand.  In 
Württemberg  ist  in  dem  angegebenen  Sinne  die  Landes- 
gesetzgebung vorgegangen.  Die  Gewerbeordnung  weist 
ferner  noch  eine  große  Lücke  auf:  sie  läßt  nämlich  das 
1 Bildungsproblem  der  ungelernten  Arbeiter  und  Arbeiter- 

innen  außer  Acht.  Diese  fallen  zwar  auch  unter  die  Be- 
stimmungen des  § 120  der  Gewerbeordnung,  aber  es  wäre 
dringend  notwendig,  für  diese  Arbeiterklasse  verschärfte 
Maßregeln  betreffs  des  Fortbildungsschulbesuches  zu 
treffen,  da  die  Zahl  der  ungelernten  Arbeiter  immer  mehr 


30 


zunimmt.  1895  betrug  sie  noch  47%,  1907  war  sie  auf 
67  % gestiegen^;  dazu  kommt,  daß  manche  Industrie- 
zweige (z.  B.  die  chemische  Industrie,  Transport-  und 
Verkehrsgewerbe  u.  a.)  verhältnismäßig  mehr  ungelernte 
Arbeiter  als  gelernte  anstellen.  Die  in  häuslichen  Diensten 
tätigen  weiblichen  Jugendlichen  werden  von  der  Ge- 
werbeordnung naturgemäß  nicht  erfaßt.  Das  Reich  hat 
bezüglich  ihrer  Weiterbildung  bisher  nichts  getan.  Es 
haben  sich  daher,  wie  weiter  unten®)  zu  zeigen  sein  wird, 
zahlreiche  Stimmen  dahin  ausgesprochen,  daß  auch  in 
dieser  Hinsicht  Abhilfe  notwendig  sei.  — Prinzipiell  hat 
das  Reich  bezüglich  des  Fortbildungssohulwesens  also 
den  Standpunkt  gewahrt,  den  der  norddeutsche  Bund 
schon  im  Jahre  1869  inne  hatte:  Auch  heute  gibt  es  nur 
eine  breite  Grundlage,  auf  der  sich  die  Fortbildungs- 
schulen entwickeln  können,  während  es  eine  weiter- 
gehende Regelung  mit  Rücksichtnahme  auf  die  große 
Verschiedenheit  der  Verhältnisse  in  den  einzelnen  deut- 
schen Staaten  den  Landesgesetzgebungen  überläßt. 

Die  süd-  und  mitteldeutschen  Staaten  unterstellten, 
wie  schon  im  ersten  Hauptteil  gesagt  wurde,  bereits  in 
den  70er  Jahren  die  Fortbildungsscliulen  besonderer 
landesgesetzlicher  Regelung,  während  man 
sich  in  den  anderen  deutschen  Staaten  mit  den  allge- 
meinen Grundlagen  der  Gewerbeordnung  bescheidete. 
Schon  daraus,  daß  man  in  den  erstgenannten  Staaten 
eine  besondere  landesgesetzliche  Regelung  des  Fort- 
bildungsschulwesens vornahm,  ergibt  sich,  daß  dort  das 
Fortbildungsschulwesen  in  besserer  Lage  ist  als  in  Nord- 
deutschland. Von  den  süddeutschen  Staaten  ist  nur 
Bayern  lange  Zeit  rückständig  gewesen.  Die  Staats- 
regierung hat  dort  nur  allgemeine  Vorschriften  erlassen 


) Komm.  Jahrb.  1913/14.  Vergl.  auch  Conrad,  Grund- 
riß zum  Studium  der  polit.  Üekonomie:  4.  Teil,  Gewerbe- 
■^tatistik,  2.  Auflage,  Jena  1914,  Seite  297  f. 

*)  Siehe  unten  Seite  62. 
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und  die  Förderung  des  Fortbildungsschulwesens  den 
Kreisregierungen  anheimgestellt.  In  der  Rheinpfalz  er- 
folgte 1902  eine  zeitgemäße  Reorganisation;  im  übrigen 
Bayern  lassen  dagegen  heute  noch  Einheitlichkeit  und 
planvolle  Ausgestaltung  des  Fortbildungsschulwesens 
zu  wünschen  übrig.  Der  Münchener  Stadtschulrat  Dr. 
Georg  Kerschensteiner  hat  oft  eine  Reform  der  Fort- 
bildungsschulen auf  beruflicher  Grundlage  angeregt  und 
diese  auch  in  München  durchgeführF),  und  es  steht  zu 
hoffen,  daß  München  als  Vorbild  dient  für  das  gesamte 
übrige  Bayern.  Eine  königliche  Verordnung  vom  22.  De- 
zemiber  1913  regt  eine  gründliche  Neuregelung  des  Fort- 
bildungsschulwesens an.  — Am  besten  haben  sich  die 
Fortbildungsschulen  in  Baden,  Württemberg,  Hessen  und 
Sachsen  entwickelt.  Damit  soll  jedoch  nicht  gesagt  sein, 
daß  nicht  auch  noch  in  diesen  Staaten  vieles  zu  tun 
übrig  bleibt.  Baden,  Württemberg  und  Hessen 
weisen  große  Ähnlichkeiten  auf.  Die  neueren  Be- 
strebungen (vergl.  die  badischen  Gesetze  vom  13.  August 
1904  und  20.  Juli  1907,  das  württembergische  Gesetz  vom 
22.  Juli  1906)  sehen  wesentlich  auf  eine  planmäßige  Kon- 
zentration des  Pflichtunterrichts  in  der  Richtung  auf  die 
Praxis  und  auf  eine  umfangreiche  Gliederung  nach  Be- 
rufsarten oder  doch  wenigstens  nach  Berufsgruppen.  Die 
beiden  erstgenannten  Staaten  haben  auch  obligatorische 
Mädchenfortbildungsschulen  kraft  Landesgesetz.  Die 
neuesten  Reorganisationen  sind  noch  in  der  Durchführung 
begriffen,  sodaß  die  Fortbildungsschulen  ein  buntes  Bild 
des  Überganges  aufweisen.  Besonders  die  kaufmänni- 
schen Fortbildungsschulen  haben  in  den  letzten  Jahren 
stark  zugenommen.  — Im  Königreich  Sachsen  sind 
noch  immer  die  Gesetze  von  1873  und  1880  maßgebend, 
die  nur  allgemeine  Bestimmungen  festlegen.  Es  ist  je- 
doch deshalb  dort  keine  Stagnation  eingetreten,  sondern 


G Die  näheren  Ausführungen  über  das  Kersclien- 
steiner’sche  System  siehe  unten  Seite  49  ff.  und  Seite  72  ff. 
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die  Fortbildungsschulen  haben  sich,  der  Eigenart  der 
sächsischen  Verhältnisse  Rechnung  tragend,  weiter- 
entwickelt.  Auch  für  'die  weibliche  Fortbildung  hat  man 
angelegentlich  Sorge  getragen.  — Preußen  versuchte 
vor  einigen  Jahren  ebenfalls,  eine  Regelung  des  Fort- 
bildungsschulwesens durch  ein  besonderes  Landesgesetz 
herbeizuführen.  Der  Gesetzentwurf,  der  am  6.  März  1911 
dem  preußischen  Abgeordnetenhaus  zuging,  bestimmte, 
daß  jede  Gemeinde  mit  mindestens  10  000  Einwohnern 
verpflichtet  sein  sollte,  Fortbildungsschulen  zu  errichten 
und  zu  unterhalten.  Nahe  gelegene  Gemeinden  und  Guts- 
bezirke sollten  sich , wenn  sie  zusammen  mindestens 
10  000  Einwohner  umfaßten,  nach  Art  der  kommunalen 
Zweckverbände  zusammenschließen  können.  Zum  Besuch 
zwang  der  Gesetzentwurf  sämtliche  in  der  Gemeinde  in 
öffentlichem  oder  privatem  Dienst  beschäftigten,  nicht 
18  Jahre  alten,  männlichen  Personen  auf  eine  Dauer  von 
drei  Jahren.  Erreichten  die  Schüler  in  dieser  Zeit  ihr 
Unterrichtsziel  nicht,  so  sollten  sie  'bis  zu  dessen  Er- 
reichung, jedoch  höchstens  bis  zum  Schluß  des  Halb- 
jahres, in  dem  sie  das  18.  Lebensjahr  vollendeten,  zum 
Schulbesuch  verpflichtet  sein.  Der  Unterricht,  der  an 
Werktagen  und  zwar  nur  in  der  Zeit  von  sieben  Uhr 
morgens  bis  acht  Uhr  abends  abgehalten  werden  sollte, 
umfaßte  240  Jahresstunden,  die  auf  40  Wochen  zu  ver- 
teilen waren.  Nicht  verpflichtet  zum  Besuch  sollten  sein 
Bergarbeiter,  Dienstboten  und  Angestellte  in  Apotheken. 
Eine  derartige  staatliche  Regelung  durch  Gesetz  ist  im 
Interesse  der  jugendlichen  Arbeiter,  im  weiteren  auch 
der  gesamten  Volkswirtschaft  dringend  erwünscht.  Trotz 
dieser  einleuchtenden  Notwendigkeit  gelangte  der  preus- 
sische  Gesetzentwurf  nicht  zur  Annahme,  namentlich, 
weil  die  Frage  des  öbligatorischen  Religionsunterrichts 
in  den  Fortbildungsschulen  zwischen  einzelnen  Parteien 
und  der  Regierung  zu  scharfen  Konflikten  führte.  So 
gelten  also  heute  noch  in  Preußen  in  der  Hauptsache 
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^ die  Vorschriften  der  Gewebbeordnung.  Ausnahmen  bil- 

I den  das  schon  oben^)  erwähnte  Gesetz  für  die  östlichen 

Provinzen  vom  4.  Mai  1886,  die  Bestimmungen  des 
preußischen  Berggesetzes  über  die  Errichtung  von  Fort- 
bildungsschulen durch  die  Gemeinden,  die  den  Vor- 
I Schriften  der  Gewerbeordnung  analog  sind**),  und  die 

I Gesetze  vom  8.  August  1904,  25.  Januar  1909,  2.  Juli 

I 1910  betreffend  die  Errichtung  ländlicher  FortbiMungs- 

* schulen  in  den  Provinzen  Hessen-Nassau,  bezw.  Hanno- 

ver, bezw.  Schlesien.  Nach  diesen  Gesetzen  kann  durch 
I Ortsstatut  für  die  „nicht  mehr  schulpflichtigen,  unter  18 

^ Jahren  alten  männlichen  Personen“  während  dreier  auf- 

? einander  folgender  Winterhalbjahre  der  Besuch  der 

Fortbildungsschule  obligatorisch  gemacht  werden.  Diese 
Besuchs'pflicht  kann  in  Schlesien  auch  durch  den  Kreis- 
' ausschuß  für  Landkreise,  Gemeinden  oder  Gutsbezirke 

ausgesprochen  werden.  Die  hier  mitgeteilten  Bestim- 
mungen für  die  ländlichen  Fortbildungsschulen  wurden 
durch  ein  Gesetz  vom  19.  Mai  1913  auch  auf  Branden- 
burg, Pommern,  Sachsen,  Schleswig-Holstein,  West- 
falen, die  Rheinprovinz  und  die  hohenzollern’schen  Lande 
ausgedehnt.  Für  die  Einrichtungen  und  Lehrpläne  der 
' gewerblichen  und  kaufmännischen  Fortbildungsschulen 

hat  der  preußische  Handelsminister  am  1.  Juli  1911  an 
^ Stelle  der  Lehrpläne  vom  5.  Juli  1897  und  28.  Januar  1907 

I neue  Bestimmungen  erlassen.  Auf  Grund  dieser  Vor- 

I Schläge  und  der  schon  1903  zu  günstigem  Abschluß  ge- 

I langten  Beratungen  ist  heute  allenthalben  in  Preußen  die 

Reorganisation  im  Gange,  aber  über  manche  methodo- 
logischen und  organisatorischen  Fragen  herrscht  noch 
lebhafter  Streit  zwischen  den  Interessenten.  So  finden 
wir  denn  in  dem  Fortbildungsschulwesen  Preußens 
starke  Variationen  in  den  einzelnen  Gemeinden,  aber 

0 Ver^l.  oben  Seite  15. 

I Vererb  das  preußische  Berereresetz  vom  24.  Juni  1865 

I bezw.  24.  Juni  1892  §§  87.  207  e. 


— 34  — 

überall  leuchtet  die  Tendenz  durch,  die  bisherigen 
Schattenseiten  möglichst  ausz>umerzen.  Wenn  auch 
Preußen  lange  Zeit  hinter  manchen  deutschen  Staaten 
auf  dem  hier  in  Frage  kommenden  Gebiet  zurückstand, 
so  hat  die  Regierung  es  doch  verstanden,  in  kurzer  Zeit 
sich  den  modernen  Verhältnissen  anzupassen  und  das 
auf  den  einzelnen  Gebieten  des  Fortbildungsschulwesens 
Versäumte  nachzuholen,  und  die  spät  aber  stark  ein- 
setzende Energie  hat  gute  Erfolge  erzielt.  Es  ist  zu 
hoffen  und  zu  wünschen,  daß  auch  in  Preußen  bald  eine 
landesgesetzliche  Erweiterung  für  die  noch  nicht  durch 
die  erwähnten  Gesetze  erfaßten  Jugendlichen  erfolgt  in 
der  Richtung,  daß  auch  diese  sämtlich  verpflichtet  wer- 
den, dem  Fortbildungsschulunterricht  beizuwohnen.  — 
Die  übrigen  deutschen  Staaten  weisen  keine 
besonderen  Eigenschaften  auf.  Ihre  geringe  Flächen- 
ausdehnung und  die  wirtschaftliche  Struktur  ließen  keine 
besonders  ausgeprägten  Formen  zu.  Sie  sind  meist  im 
Aufschwung  begriffen  und  schließen  sich  den  Vorbil- 
dern ihrer  Nachbarstaaten  an.^ 

§ 2.  Einzelheiten  des  modernen  Fortbildungsiscbulweisens. 

Was  nun  die  Einrichtungen  der  einzelnen  Fortbil- 
dungsschularten angeht,  so  ist  es  m.  E.  im  Interesse  der 
Uebersichtlichkeit  angebracht,  nicht  die  einzelnen  Schul- 
arten für  sich  gesondert  zu  besprechen,  vielmehr  die  all- 
gemeinen Grundsätze,  auf  denen  das  moderne  Fort- 
bildungsschulwesen beruht,  darzulegen  und  auf  die  Ver- 
schiedenheiten bei  den  einzelnen  Arten  hinzuweisen. 
Daneben  aber  verdienen  die  weiblichen  Fortbildungs- 
schulen noch  besonderer  Erwähnung. 

Nicht  unerwähnt  bleiben  darf  idie  Tatsache,  daß 
Hamburg  ein  sehr  gut  ausgebildetes  Fortbildungsschul- 
system  besitzt,  das  schon  auf  das  Jahr  1765  zurückreidht. 
Dort  herrscht  auffallenderweise  das  System  der  Eliteschulen, 
das  sich  gut  bewährt  hat. 
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1.  Gründer  und  Träger  der  Fortbildungsschulen. 

Als  Gründer  und  Träger  von  Fortbildungsschulen 
kommen  in  der  Hauptsache  die  Gemeinden  und  Ge- 
meindeverbände in  Betracht.  Außerdem  aber  beteiligen 
sich  als  Gründer  auch  der  Staat,  gewerbliche  oder  kauf- 
männische Verbände,  Handels-  und  Handwerkskam- 
mern und  Private.  Die  berufendsten  Träger  sind  zwei- 
fellos die  Gemeinden.  Sie  verfügen  über  größere 
Mittel  und  bieten  die  nötige  Garantie,  den  Unterricht 
gründlich  und  für  alle  Klassen  und  Arten  der  Gewerbe 
den  örtlichen  Verhältnissen  entsprechend  nutzbringend 
zu  gestalten.  Die  Gemeinden  können  auch,  wie  schon 
erwähnt  wurde^),  auf  Grund  der  Gewerbeordnung  zur 
Errichtung  von  Fortbildungsschulen  für  die  gewerblich 
tätigen  Jugendlichen  gezwungen  werden.  In  Württem- 
berg") schreibt  ein  Gesetz  vom  22.  Juli  1906  vor,  daß 
alle  Gemeinden,  in  denen  während  dreier  aufeinander 
folgender  Jahre  in  gewerblichen  oder  kaufmännischen 
Betrieben  durchschnittlich  40  männliche  Arbeiter  unter 
18  Jahren  beschäftigt  waren,  für  diese  Fortbildungs- 
schulen errichten  müssen.  Die  Pflicht,  sie  weiter  zu 
unterhalten,  erlischt  erst,  wenn  die  Zahl  unter  30  herab- 
gesunken ist.  Aus  diesen  Umtänden  ist  klar  ersichtlich, 
daß  auch  die  Gesetzgebung  die  Entwicklung  der  Fort- 
bildungsschulen auf  gemeindlicher  Grundlage  bevorzugt. 
Der  Staat  kommt  als  Träger  solcher  Schulen  wenig 
in  Betracht.  Bei  der  notwendigen  Rücksichtnahme  auf 
die  lokalen  Interessen  sind  auch  sicherlich  andere,  am 
Platz  selbst  ansässige  Körperschaften  geeigneter  dazu, 
es  sei  denn,  daß  es  sich  um  Fortbildungsschulen  han- 
delt, an  deren  Bestehen  der  Staat  ein  hervorragendes 
Interesse  hat,  oder  daß  er  die  Hebung  eines  bestimmten 
Erwerbszweiges  besonders  bezweckt,  wie  es  z.  B.  im 

yergl.  Seite  27. 

")  Ähnliche  Bestimmung-en  bestehen  auch  in  anderen 
deutschen  Gliedstaaten;  vergl.  Seite  42  Anm.  2. 
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Königreich  Sachsen  der  Fall  ist,  wo  der  Staat  die  Schif- 
ferschulen in  eigener  Leitung  hat;  in  Preußen  sind  die 
meisten  FortbiMiungsschulen  Posens  aind  Westprenßens 
Staatsanstalten.  Private  hatten  lange  Zeit  die  Er- 
richtung und  Unterhaltung  der  Fortbildungsschulen  in 
der  Hand,  und  einzelne  Personen  haben  in  dieser  Be- 
ziehung Hervorragendes  geleistet.  Sicher  kann  ja  die 
Privatschule  leichter  neuen  Anforderungen  Rechnung 
tragen,  sie  kann  ihren  Lehrplan  mehr  dem  Bedürfnis  der 
einzelnen  Schüler  anpassen.  Anderseits  stehen  diesen 
Vorteilen  weit  größere  Gefahren  gegenüber:  Die  Lehr- 
kräfte sind  vielfach  'ungenügend,  der  Schulbetrieb  wird 
leicht  oberflächlich  and  mechanisch,  nimmt  nur  zu  leicht 
Erwerbscharakter  an  und  führt  dann  zur  Ausbeutung 
der  Besucher.  Es  ist  nicht  notwendig,  die  Privatinsti- 
tute zu  unterdrücken,  aber  der  Staat  hat  die  Pflicht, 
sich  die  Gründer  genau  anzusehen,  ihr  Unternehmen 
einer  Genehmigungspflicht  zu  unterwerfen,  ihnen  einen 
Lehrplan  vorzuschreiben  und  dessen  Ausführung  zu 
überwachen.  In  Hessen  ist  Genehmigung  und  Aufsicht 
solcher  privaten  Fortbildungsschulen  gesetzlich  vorge- 
sehen, sie  wird  durch  die  Handelskammern  ausgeübt.  In 
Preußen  schreiben  Ministerialerlasse  vom  20.  April  1894 
und  vom  15.  Februar  1908  vor,  daß  die  Erlaubnis  zur  Er- 
richtung einer  Privatfortbildungsschule  beim  Regierungs- 
präsidenten eingeholt  werden  muß;  er  kann  sie  wider- 
ruflich und  vorbebaltlich  erteilen,  versagen  muß  er  sie 
beim  Mangel  sittlicher  Zuverlässigkeit,  geistiger  Fähig- 
keit, finanzieller  Mittel  oder  genügender  Räume.  An 
dieser  Stelle  sind  die  sogenannten  Werk  sch  ulen 
zu  nennen,  die  von  größeren  kaufmännischen  oder  ge- 
werblichen Unternehmen  errichtet  werden,  und  deren 
Besuch  von  dem  der  Pflichtschule  entbindet.  Sie  haben 
insofern  volkswirtschaftlich  hohe  Bedeutung,  als  sie  bei 
sachgemäßer  Leitung  und  Organisation  einen  intensiven 
Unterricht  garantieren  und  durch  sie  die  oft  weiten  und 
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zeitraubenden  Schulwege  vermieden  werden.  Auf  der 
anderen  Seite  ist  der  Unterricht  aber  auch  oft  zu  sehr 
auf  das  betreffende  Unternehmen  zugespitzt,  was  dann 
von  Nachteil  ist,  wenn  die  Angestellten  ihre  Stellung 
wechseln  und  in  eine  andere  Fortbildungsschule  über- 
gehen.^) Die  gewerblichen  und  kaufmännischen  I n - 
teressentenver bände  haben  sich  früher  stark 
an  der  Gründung  und  Unterhaltung  der  Fortbildungs- 
schulen beteiligt.  Heute  treten  sie  weit  in  den  Hinter- 
grund, weil  die  fachliche  Gliederung  an  den  Fortbildungs- 
schulen immer  mehr  um  sich  gegriffen  hat  und  deshalb 
ohnehin  schon  in  genügender  Weise  für  Fachunterricht 
gesorgt  ist.  Ziemlich  häufig  kommen  diese  Innungs- 
schulen noch  in  Sachsen’*)  und  als  kaufmännische  Fort- 
bildungsschulen für  Mädchen  vor. 


2.  Die  Kosten  der  Fortbildungsschulen. 

Das  Schulgeld. 

Recht  erheblich  sind  die  Kosten,  die  alljährlich  für 
den  Unterhalt  der  Fortbildungsschulen  ausgegeben  wer- 
den. Sie  variieren  an  den  einzelnen  Anstalten  außer- 
ordentlich, je  nach  der  Zahl  der  im  Haupt-  oder  Neben- 
amt beschäftigten  Lehrpersonen,  und  je  nachdem  es  sich 
um  Pflicht-,  dispensierende  (indirekter  Zwang)  oder 
freiwillige  Fortbildungsschulen  handelt.  Meist  fallen  die 
Kosten  den  Gemeinden  zu,  doch  leisten  Staat,  Interes- 
■sentenveibände,  Arbeitgeber  und  Besucher  vielfach 


^)  In  Köln  haben  beispielsweise  die  Firmen  F.  W. 
Brügpelmann  Söhne  und  Kaufhaus  C.  Peters  derartige  Werk- 
schulen ins  Leben  gerufen.  Sie  bilden  Sonderklassen  der 
städtischen  kaufmännischen  Fortbildungsschulen.  Die  Firma 
C.  Peters  hat  bei  Errichtung  ihres  Neubaues  auch  für  die 
Schule  neue  Räume  geschaffen,  namentlich  auch  eine  vor- 
trefflich ausgestattete  Küche  für  den  hauswdrtschaftlichen 
Unterricht. 


D Vergl.  den  geschichtlichen  Teil,  Seite  7. 
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Beiträge.  Nach  dem  kommunalen  Jahnbuch  1912/13  ')  be- 
liefen sich  1912  im  gesamten  deutschen  Reich  die  Kosten 
für  gewenbliche  und  kaufmännische  Fortbildungsschulen 
auf  22  Millionen  Mark.  Davon  trugen  die  Gemeinden 
und  sonstige  Beteiligte  lOH  Millionen,  Arbeiter  und  Ar- 
beitgeber über  4V2  Millionen,  die  Staaten  über  6/4  Mil- 
lionen Mark.  Außer  diesen  Ausgaben  von  10/4  Millionen 
Mark  mußten  die  Gemeinden  noch  die  Scbulräume  stel- 
len und  die  Heizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  auf 
ihre  Kosten  besorgen  lassen . Ein  Schüler  einer  gewerb- 
lichen Fortbildungsschule  kostete  im  Jahre  1912  durch- 
schnittlich ohne  Rücksicht  auf  die  Unkosten,  welche  die 
Einrichtung  und  Reinigung  der  Schulräume  verursach- 
ten, in  Preußen  28  M,  Bayern  34  M,  Württemberg 
37  M,  Sachsen  46  Baden  73  die  Unkosten 
der  kaufmännischen  Fortbildungsschule  beliefen  sich 
noch  höher.  'Sie  betrugen  in  Preußen  43  Sachsen  118 
Mark,  Baden  65  -M  pro  Schüler.  In  München  kostete 
ein  Fortbildungsschüler  durchschnittlich  im  Jahre  100 
Mark,  Düsseldorf  46  Elberfeld  40  Köln  38  M, 
Berlin  30  Jl^).  Die  Kosten  für  die  ländlichen  Fortbil- 
dungsschulen sind  erheblich  geringer.  Sie  belaufen  sich 
nach  Kerschensteiner'*)  bei  wöchentlich  sechsstündigem 
Unterricht  auf  500 — 600  M jährlich,  während  die  Kosten 
der  geweiblichen  Fortbildungsschulen  5000 — 7000  Jl, 
die  der  kaufmännischen  Fortbildungsschulen  2000 — 8000 
Mark  jährlich  betragen.  Die  allgemeinen  und  Mädchen- 
fortbildungsschulen sind  bezüglich  ihrer  Unkosten 
statistisch  nicht  zu  erfassen,  weil  die  Ausgaben  meistens 
mit  denen  der  Volkschulen  zuammen  verrechnet  wer- 


Komm.  Jahrb.  1912/13.  Seite  391. 

*)  Die  Zaihlen  entstammen  zum  Teil  dem  Jahresbericht 
der  stadtkölnischen  gewerblicihen  Fortbildungsschule  vom 
Jahre  1914. 

Zeitschrift  für  Kinderschutz  und  Jugendfürsorge, 
Januar  und  Februar  1912. 
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den. ' Daß  die  Kosten  für  die  Mädchenfortbildungs- 
schulen nicht  gering  sind,  geht  aus  einer  Notiz  des  kom- 
munalen Jahrbuches  1911/12’  hervor,  wonach  in  Sach- 
sen-Meiningen einer  Einnahme  von  1433  M für  27  im 
Jahre  1909/10  abgehaltene  Kochkurse  eine  Ausgabe  von 
6015  M gegenüberstand.  Die  Regierungen  leisten,  wie 
otben";  schon  gesagt  wurde.  Beihülfen.  Diese  betragen 
heute  in  Preußen  50  % der  gesamten  Ausgaben  nach 
Abzug  der  Unterhalts-  und  Reinigungskosten  für  die 
Schulräume,  die  anderen  50  % werden  durch  Zuschüsse 
der  Gemeinden,  Privaten,  Stiftungen  und  durCh  Schul- 
gelder gedeckt.  Ähnlich  sind  die  staatlichen  Zuschüsse 
in  Baden  und  Württemberg  geregelt,  in  Sachsen  beträgt 
ihre  Höhe  nur  36  %.  Daß  die  Arbeitgeber  und  Schüler, 
die  doch  den  direkten  Vorteil  aus  dem  Unterricht  ge- 
nießen, zum  Mittragen  der  Unkosten  herangezogen  wer- 
den, ist  durchaus  folgerichtig,  nur  darf  das  Schulgeld, 
zumal  auch  noch  die  Anschafiuiigskosten  für  die  Lern- 
mittel berücksichtigt  werden  müssen,  nicht  zu  hoch 
sein.  Aus  diesem  'Grunde  haben  auch  viele  Staaten 
Höchstgrenzen  für  das  Sdhulgeld  festgesetzt.  So  haben 
in  Preußen  nach  einem  Gesetz  vom  1.  August  1909  die 
Gemeinden  und  weiteren  Kommunalverbände  die  Befug- 
nis, „zur  Unterhaltung  der  gemäß  § 120  der  Gewerbe- 
ordnung errichteten  gewerblichen  und  kaufmännischen 
Fortbildungsschulen  von  den  Arbeitgebern  der  Fortbil- 
dungsschüler Beiträge  zu  erheben.  Die  Beiträge  sind 
durch  statutarische  Bestimmungen  festzusetzen  und  dür- 
fen, soweit  die  Schüler  zum  Schulbesuch  verpflichtet 
sind,  bei  gewerblichen  Fortbildungsschulen  nicht  mehr 
als  zehn  und  bei  kaufmännischen  Fortbildungsschulen 


D Es  liegt  daran,  daß  die  Regelung  der  allgemeinen 
Fortbildungsschulen  häufig  im  Rahmen  eines  Volksschul- 
gesetzes  enthalten  'ist,  wie  es  z,  B.  in  Sachsen,  Hessen, 
Waldeck  der  Fall  ist. 

D Seite  351. 

®)  Siehe  Seite  15,  18  f. 
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nicht  mehr  als  dreißig  Mark  jährlich  für  jeden  Schüler 
betragen.“^)  Fast  die*selben  Bestimmungen  gelten  heute 
im  Qroßherzogtum  Baden.  Ein  sehr  hohes  Schulgeld 
wird  in  Sachsen  erhoben,  \\^il  ja  dort  meist  Interessen- 
ten verbände  den  Fortbildungsschulbetrieb  in  der  Hand 
haben  und  die  königlich  sächsische  Regierung  nur  ge- 
ringe Zuschüsse  leistet.®)  Mehrfach  wunde  der  Gedanke 
geäußert,  die  Lernmittel  den  Schülern  unentgeltlich  aus- 
zuhändigen. Die  Stadt  Charlottenburg  hat  in  dieser  Be- 
ziehung Versuche  angestellt.  Beachtenswert  ist  der  Vor- 
schlag, den  Adickes  bezüglich  der  unentgeltlichen  Lie- 
ferung der  Lernmittel  durch  die  Schulbehörde  gemacht 
hat.®)  Er  ist  der  Ansicht,  man  solle  den  Unbemittelten 
die  Lernmittel  umsonst  zur  Verfügung  stellen,  ohne  daß 
diese  Einrichtung  den  Charakter  der  Armenunter- 
stützung anzunehmen  brauche.  Die  Hervorrufung  des 
Klassengegensatzes  hält  er  für  ausgeschlossen,  wenn 
diese  Einrichtung  liberal  gehandhabt  wird. 

3.  Schulzwang  und  Umfang  der  BeSuchspfÜcht. 

Die  Erfahrungen  haben  gezeigt,  daß  ohne  Besuchs- 
zwang ein  planmäßiger  Unterricht  in  der  Fortbildungs- 
schule sich  nicht  erzielen  läßt.  Sie  soll  eben  nicht  bloß 
für  einige  wenige  wissensbegierige  junge  Leute  dasein, 
die  dort  die  Lücken  ihres  Wissens  und  Könnens  aus- 
füllen wollen,  sie  soll  dem  ganzen  Volke  zugute  kom- 
men und  gerade  den  weniger  gut  gebildeten  Jugend- 
lichen im  Anschluß  an  die  Volksschule  die  notwendige 

Die  Stadt  Köln  hat  beispielsweise  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  die  Beiträge  in  der  Art  festgesetzt,  daß  die  Ar- 
beitgeber für  jeden  Pflichtsc'hüler  der  gewerblichen  Fort- 
bildungsschule 8 Mark,  für  jeden  der  kaufmännischen  Fort- 
bildungsschule 20  Mark  jährlich  zahlen.  Sie  sind  dieser 
Beitragsflicht  enthoben  für  den  ersten  und  zweiten  schul- 
pflichtigen Arbeiter,  wenn  ihr  Einkommen  aus  dem  Be- 
triebe jährlich  nidht  mehr  als  3000  Mark  beträgt. 

®)  Vergl.  Seite  7 und  39. 

®)  Die  sozialen  Aufgaben  der  deutschen  Städte,  S.  52. 
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Weiterbildung  geben  und  so  das  gesamte  Volk  in  seinem 
Wissen  und  seiner  Urteilskraft  erstarken.  Um  diese 
Forderungen  aber  verwirklichen  zu  können,  ist  der 
lückenlose  Anschluß  an  die  Volksschule  dringend  ge- 
boten, zwar  nicht  inhaltlich,  aber  wohl  zeitlich  soll  die 
Fortbildungsschule  eine  Fortsetzung  der  Volksschule 
sein.  Sie  ist  ferner  ein  integrierender  Bestandteil  der 
Ausbildung  des  Lehrlings,  und  aus  diesen  Gründen  ist 
der  Schulzwang  nicht  zu  entbehren.  Ein  Kulturstaat,  wie 
der  unsere,  ist  „zweifelsohne  berechtigt  und  verpflich- 
tet, so  schreibt  Oskar  Fache  in  den  Schriften  des  deut- 
schen Vereins  für  das  Fortbildungsschulwesen  (Hand- 
buch des  deutschen  Fortbildungsschulwesens,  Band  17, 
Seite  13),  im  Interesse  für  das  wirtchaftliche  Leben  den 
Schulzwang  auszuüben.“  Fache  selbst  ist,  als  er  dies 
schreibt,  über  dreißig  Jahre  im  Dienst  der  Fortbildungs- 
schule tätig,  aber  er  betont  auf  Grund  seiner  Erfahrun- 
gen entschieden  die  Notwendigkeit  und  Zweckmäßigkeit 
des  Besuchszwanges  gegenüber  der  Freiwilligkeit.  Die 
früher  so  oft  gegen  den  Zwang  laut  ige wordenen  Stim- 
men sind  denn  auch  bis  auf  einige  wenige  in  der  In- 
dustrie, besonders  in  der  Bergbauindustrie  des  rheinisch- 
westfälischen Kohlenbezirks  verstummF),  und  immer 
wieder  haben  Handels-  und  Gewerbekammern  und  be- 
sonders auch  der  Deutsche  Verein  für  das  Fortbildungs- 
schulwesen und  der  Deutsche  Verband  für  das  kauf- 
niänniche  Unterrichtswesen  die  Notwendigkeit  der  Be- 
suchspflicht betont.  Wir  können  heute  bezüglich  des 
Schulzwanges  unterscheiden  Länder  ohne  landesgesetz- 
lichen Schulzwang  und  solche,  bei  denen  dieser  ein- 
geführt ist.  Die  Länder  ohne  landesgesetzliche  Besuchs - 
Pflicht  sind  jene,  die  sich  beschränken  auf  die  Durch- 

lieber  die  Verhältnisse  im  rhein.-westf.  Kohlen- 
revier ver^l.  das  Referat  des  0,  B.  M.  Cuno-Hagren  auf 
der  5,  Generalversammlung  der  Ges.  für  soziale  Reform, 
abgedruckt  in  den  Schriften  der  Gesellschaft,  Heft  38/39, 
Seite  113  ff. 
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iührung  der  durch  die  Geweribeordnung  an  die  Hand 
gegebenen  Vorschriften.  Es  gehören  hierhin:  Anhalt, 
Elsaß-Lothringen,  Lippe-Detmold,  Schaoimburg-Lippe, 
die  beiden  Reuss’,  Bremen,  Hamburg  und  Preußen  mit 
den  oben*)  angegebenen  Einschränkungen  bezüglich  der 
Provinzen  Westpreußen  und  Posen  und  der  ländlichen 
Fortbildungsschulen  in  mehreren  Provinzen.  In  den 
eben  genannten  deutschen  Bundesstaaten  fehlt  also  eine 
allgemeine  staatliche  Regelung  des  F'ortbildungsschul- 
wesens,  jedoch  haben  die  größeren  in  Betracht  kommen- 
den Städte  nahezu  sämtlich  Pflichtunterricht  eingeführt. 
Im  Jahre  1903  belief  sich  beispielsweise  die  Zahl  der 
preußischen  Städte,  die  noch  keinen  I'ortbildungsschul- 
zwang  eingeführt  hatten,  auf  15  %,  1907  war  sie  auf 
7 % gesunken,  heute  wird  sie  noch  niedriger  sein. 
Allerdings  beschränkt  sich  dieser  Zwang  meist  auf  die 
männlichen  Jugendlichen;  Zwangsfortbildungsschulen  für 
Mädchen  befinden  sich  in  Preußen  nur  in  einigen  Re- 
gierungsbezirken, nämlich  Oppeln,  Halberstadt  und 
Brandenburg  und  in  der  Rheinprovinz.  — Der  landes- 
gesetzliche Schulzwang  ist  vorwiegend  im  Süden  und 
in  den  mittleren  Staaten  unseres  deutschen  Vaterlandes 
eingeführt.  Die  Gemeinden  können  hier  auch  solche 
Zwangsfortbildungsschulen  errichten,  die  keinen  ge- 
werblichen oder  kaufmännischen  Fachcharakter  tragen, 
sie  sind  sogar  mitunter  bei  einer  bestimmten  Anzahl  von 
in  der  Gemeinde  tätigen  Jugendlichen  zur  Errichtjug 
verpflichtet. ^ An  dieser  Stelle  verdient  noch  das  elsaß- 
lothringische Gesetz  vom  13.  August  1912  erwähnt  zu 
werden,  welches  die  Möglichkeit  ausspricht,  alle  aus  der 
Volksschule  entlassenen  Mädchen  zum  Besuch  einer 
hauswirtschaftlichen  Fortbildungsschule  auf  die  Dauer 

")  Siehe  Seite  15  und  33. 

Vergl.  hier  beispielsweise  die  badischen  Gesetze 
vom  15.  August  1848.  17.  Juli  1902.  13.  Auprust  1904;  das 
sächsische  Gesetz  vom  26.  April  1873;  das  hessische  Ge- 
setz vom  16.  Juni  1874. 
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von  zwei  Jahren  zu  verpflichten.  Die  Gemeinden  haben 
das  Recht,  derartige  Schulen  zu  errichten;  nach  § 1 des 
Gesetzes  müssen  jedoch  in  Gemeinden  unter  2500  Ein- 
wohnern die  Höchstbesteuerten  zur  Beschlußfassung 
über  die  Gründung  herangezogen  werden.  Dieser  obli- 
gatorische Fortbildungsunterricht  kann  durch  anderen 
gleichwertigen  Unterricht  oder  durch  Unterweisiung  in 
der  eigenen  oder  fremden  Familie  ersetzt  werden.  — 
Vielfach  befreit  der  Besuch  einer  staatlich  anerkannten 
Fachschule  von  dem  Besuch  der  Pflichtfortbildungs- 
schule (sog.  dispensierende  Schulen).  Man  hat  in  In- 
teressentenkreisen diesem  System  häufig  den  Vorzug 
gegeben  unter  der  Begründung,  die  von  der  allgemeinen 
Fortbildungsschulpflicht  befreienden  Fachschulen  könn- 
ten sich  höhere  Ziele  als  die  Fortbildungsschulen  stecken. 
Dieser  Vorzug  ist  jedoch  ein  sehr  relativer.  Er  hängt 
wesentlich  ab  von  einem  einsichtigen  Kaufmanns-  und 
Gewerbestand,  der  es  den  jungen  Leuten  nahelegt,  die- 
sen Fachunterricht  nicht  nur  während  der  Jahre  zu  be- 
suchen, während  welcher  sie  zum  Besuch  der  Fortbil- 
dungsschule verpflichtet  sind,  sondern  auch  darüber  hin- 
aus, um  so  auch  zu  einem  vollen  Abschluß  des  Bildungs- 
ganges zu  kommen.  Tatsächlich  erreicht  ein  großer  Teil 
dieser  Fachschüler  das  Endziel  dieser  Schulen  nicht, 
da  der  Unterricht  mit  dem  Erlöschen  der  Besuchspflicht 
abgebrochen  wird.  Daß  eine  derart  abgebrochene  Schul- 
bildung nachteiliger  ist  als  einfache  aber  in  sich  abge- 
schlossene Kenntnisse,  leuchtet  von  selbst  ein.  Dazu 
kommt  noch,  daß  die  Fachschulen,  welche  die  Fortbil- 
dungsschulen ersetzen  sollen,  oft  eine  geringere  Stun- 
denzahl aufweisen  als  die  allgemeinen  Fortbildungs- 
schulen. Hier  müssen  die  Regierungen  eingreifen  und 
solche  Schulen  als  Ersatz  überhaupt  nicht  dulden. 

Die  gesetzlich  vorgeschrie*bene  Dauer  des  Besuchs- 
zwanges erstreckt  sich  in  keinem  deutschen  Gliedstaat 
über  das  18.  Lebensjahr  hinaus.  Meist  beträgt  sie  für 
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die  gewerblichen  Fortbildimgsschüler  drei,  für  die  kauf- 
männischen zwei  bis  drei  Jahre.  Für  die  schledhter  Vor- 
gebildeten oder  Schwachbegahten  hat  man  vielfach  be- 
sondere Vorklassen  eingeführt,  welche  die  Lücken  der 
für  den  Fortbildungsunterricht  unentbehrlichen  Clemen- 
tarkenntnisse  ausfüllen  und  so  den  eigentlichen  Fort- 
bildungsschulunterricht  vohbereiten  sollen.  'Besonders  in 
Preußen  wurden  derartige  Vorklassen  für  notwendig 
erachtet^  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  hier  die  all- 
gemeinen Pflichtfortbildungsschulen  in  den  Hintergrund 
treten  und  man  deshalb  die  weniger  begahten  Arbeiter 
in  den  beruflich  gesonderten  Schulen  nur  mit  Mühe  und 
zum  Nachteil  der  anderen  Schüler  mitführen  kann. 

4.  Die  Unterrichtszeit. 

Schon  seit  40  Jahren  ist  man  in  der  Ue'berzeugung 
von  der  Nützlichkeit  allmählich  zur  Einführung  des 
Tagesunterrichts  an  Werktagen  übergegangen.  Heute 
herrscht  der  Tagesunterricht  an  den  oibligatorischen 
Fortbildungsschulen  überall  vor,  es  sei  denn,  daß  durch 
die  Beschaffung  geeigneter  Lehrkräfte  und  Unterrichts- 
räiime  eine  zu  große  finanzielle  Belastung  der  Gemein- 
den oder  des  Staates  entsteht.  Dazu  kommt  noch  die 
Schwierigkeit,  daß  die  in  nebenamtlichen  Lehrstellen 
tätigen  Praktiker  nicht  gut  vor  dem  Spätnachmittag  ab- 
kommen  können.  Immerhin  lassen  sich  derartige  Um- 
stände eher  beseitigen,  als  daß  man  deshalb  auf  die 
pädagogischen  und  gesundheitlichen  Vorteile  des  Tages- 
unterrichtes verzichten  'sollte.  Schüler  und  Lehrer  kom- 
men frischer  zum  Unterricht,  die  Schule  gibt  auch  den 
Schülern  keinen  Anlaß,  noch  in  späten  Abendstunden 
Unfug  zu  treiben;  auf  dem  Lande  kommt  noch  hinzu, 
daß,  wenn  mehrere  Gemeinden  gemeinschaftlich  eine 
Fortbildungsschule  unterhalten,  oft  weite  Wege  noch  in 
späten  Abendstunden  zurückgelegt  werden  müßten.  Die 

Erlaß  des  Handelsministers  vom  1.  Juli  1911. 
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Mehrzahl  der  Handwerker  bevorzugt  den  Vormittags- 
unterricht, während  in  der  Industrie  meist  die  Nachmit- 
tagsstunden zum  Unterricht  gewählt  werden.  Man 
schließt  ihn  meist  an  die  Mittagspause  an  oder  legt  ihn 
so,  daß  die  Arbeiter  nicht  mehr  am  selben  Tage  zur 
Arbeitsstätte  zurückzukommen  brauchen,  um  ihnen  so 
einmal  den  Weg  zu  ersparen.  Der  Unterricht  erstreckt 
sich  meist  auf  wöchentlich  vier  bis  acht  Stunden  selten 
— in  Hessen  und  Elsaß-Lothringen  — auf  acht  bis  zehn 
Stunden.  In  kaufmännischen  Kreisen  klagt  man  allerdings 
häufig  darüber,  daß  diese  Anzahl  Stunden  zu  gering  wäre. 
In  Saisongewerben  wird  der  Unterricht  vielfach  so  ver- 
teilt, daß  er  während  der  Saison  vermindert  und  während 
der  stillen  Zeit  um  so  mehr  erweitert  wird.  Etwas  ähnliches 
haben  wir  in  den  Winterschulen,  die  vielfach 
auf  dem  Lande  Vorkommen.  Man  legt  hier  den  Un- 
terricht nur  in  die  Wintermonate,  um  während  der  Som- 
merzeit die  Landwirtschaft  nicht  zu  benachteiligen  durch 
Unterrichtsstunden,  für  die  im  Winter  genügend  Zeit 
vorhanden  ist  An  einem  Tag  den  Unterricht  zusammen- 
hängend zu  erteilen,  hat  sich  als  unvorteilhaft  erwiesen, 
besser  ist  es,  zwei  Halbtage  dafür  anzusetzen.  An  Sonn- 
tagen sollte  überhaupt  kein  Zwangsunterricht  erteilt 
werden,  diese  Tage  sollte  man  den  Fortbildungsschülern 
frei  lassen  zur  Erholung,  'Erbauung  und  zum  Leben  in 
ihrer  Familie.  Durchschnittlich  werden  jährlich  zehn  bis 
zwölf  Wochen  Ferien  gewährt.  Die  kurz  bemessene 
Unterrichtszeit  muß  gut  ausgenutzt  werden,  zumal  da  an 
den  häuslichen  Fleiß  der  Besucher  keine  großen  Anfor- 
derungen gestellt  werden  können. 


5.  Gegenstand  des  Unterrichts.  Die  Schulwerkstätten. 
Allgemeines  über  die  Unterrichtsmethode. 

Bezüglich  des  Unterrichtsgegenstandes  sind  die 
Meinungen  noch  recht  geteilt.  Die  einen  erblicken  in  der 
Fortbildungsschule  nur  eine  Berufsschule,  sie  wollen  des- 
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halb  den  allgemein  bildenden  Unterricht  so  viel  als  eben 
möglich  aus  der  ForttoiMungsschule  vert>annen.^)  Auch 
in  den  allgemeinen  Fortbildungsschulen  soll  nach  An- 
sicht dieser  Leute  der  Unterricht  ausschließlich  mit  Be- 
zugnahme auf  das  Wirtschaftsletben  erteilt  werden.  Diese 
Richtung  ist  heutzutage  noch  die  maßgebende.  Daneben 
bricht  sich  aber  allmählich  eine  andere  Bahn,  die  zwar 
den  Fachunterricht  betont  und  ihm  die  erste  Stelle  in  der 
Fortbildungsschule  einräumt,  die  aber  auch  die  Allge- 
meinbildung zu  ihrem  Recht  kommen  lassen  will.  Erst 
in  geringem  Maße  haben  die  Vertreter  dieser  Anschau- 
ung bisher  Erfolg  gehabt,  aber  es  steht  zu  erwarten  und 
ist  zu  wünschen,  daß  die  maßgebenden  Kreise  in  Zu- 
kunft dieser  Frage  näher  treten,  und  daß  insofern  we- 
sentliche Änderungen  auf  dem  Gebiete  des  Fortbildungs- 
schulunterrichtes noch  zu  erhoffen  sind.  Im  dritten 
Hauptteil  dieser  Abhandlung  wird  Gelegenheit  sein,  sich 
des  näheren  über  die  Notwendigkeit  und  Nützlichkeit 
einer  gewissen  Allgemeirtbildung  in  der  Fortbildungs- 
schule zu  verbreiten.  Der  Unterricht  erstreckt  sich  in 
der  allgemeinen  Fortbildungsschule  auf  Fächer  allgemei- 
nen Inhalts  jedoch  in  der  Richtung  auf  das  Wirtschafts- 
und Erwerbsleben  hin.  Es  stehen  hier  im  Mittelpunkt 
neben  Rechnen  und  Deutsch  Belehrung  über  Gewerbe- 
hygiene, Vorsichtsmaßregeln  bei  der  Bedienung  von 
häufig  vorkommenden  Arbeitsmaschinen,  Besprechung 
der  Zusammenhänge  des  Wirtschaftslebens,  der  Absatz- 
verhältnisse u.  ä.  In  den  Berufsschulen  ^teht  natur- 
gemäß der  Fachunterricht  an  erster  Stelle.  Es  ist  daher 
von  Vorteil,  den  Unterricht  möglichst  nach  Berufen  oder 
doch  wenigstens  nach  Berufsarten  zu  spezialisieren.  Vor- 
aussetzung ist  allerdings  eine  genügende  Anzahl  von 
Schülern  des  betreffenden  Berufs;*;  jtsdoch  kann  man 

])  Vererl.  hierzu  auch  die  Ausführungen  auf  Seite  70. 

■)  Vielfach  ist  die  Bildung  von  Fachabteilungen  nur 
möglich,  wenn  die  Lehrlinge  einer  Berufgruppe  aus  der 
ganzen  Geniein'd'e  in  eine  oder  wenige  Schulen  Zusainniei;- 
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sich  bei  geringer  Schülerzahl  dadurch  helfen,  daß  man 
an  Stelle  mehrerer  neibeneinander  herlaufender  Kurse, 
welche  die  Schüler  durchlaufen  müssen,  einen  einzigen 
mehrjährigen  Kursus  setzt  und  'diesen  dann  die  ganze 
Berufsgruppe  gleichzeitig  durchmachen  läßt.'  Ein  Bei- 
spiel macht  den  Vorschlag  klarer:  Wir  haben  an  den 
Fortbildungsschulen  meist  dreijährigen  Schulzwang.  An- 
statt daß  nun  bei  beschränkter  Schülerzahl  je  ein  Teil 
der  Schüler  jährlich  die  Klassen  a,  b,  c nebeneinander 
durchmacht,  wird  ein  einziger  dreijähriger  Kursus  ab- 
gehalten, dem  dann  sämtliche  Besucher  beitreten.  Der 
Fachunterricht  teilt  sich  in  einen  beruflich  technischen 
und  in  einen  geschäftswirtschaftlichen.  In  den  gewerb- 
lichen Fortbildungsschulen  steht  im  Vordergrund,  wie 
seit  altersher,  der  Zeichenunterricht  (Fachzeichnen);  bei 
denjenigen  Berufsarten,  für  die  er  weniger  erforderlich 
ist,  tritt  er  zurück  und  wird  durch  Fachkunde  ersetzt. 
Außer  dem  Zeichenunterricht  kommen  in  Betracht:  Be- 
rufskunde,  d.  i.  Unterricht  über  Herkunft,  Eigenart,  Wert, 
Aufbewahrung,  Verwendung,  Verarbeitung  von  Roh- 
stoffen und  Bedarfsteilen,  Einrichtung  und  Wirkung  der 
Werkzeuge,  Maschinen  und  Geräte  usw.  der  betr. 
Branche,  ferner  Rechnen,  Deutsch,  Geschäftskunde, 
Buchführung  und  Bürgerkunde.  Gerade  die  kaufmän- 
nische Seite  des  Unterrichts  darf  in  den  gewerblichen 
Fortbildungsschulen  keineswegs  vernachlässigt  werden. 
Den  Handwerkern,  die  doch  zu  einem  sehr  großen  Teil 
ihre  Vorbildung  in  den  gewerblichen  Fortbildungsschulen 
erhalten,  fehlen  oft  genügende  kaufmännische  Kennt- 
nisse; sie  haben  wenig  Uebersicht  über  die  Marktver- 
hältnisse, sie  verstehen  nicht,  richtig  zu  kalkulieren,  ihre 
Buchführung  ist  eine  mangelhafte  usw.  Gerade  hier  ist 

gezogen  werden.  Es  ist  daher,  zumal  in  großen  Städten, 
notwendig,  für  die  Fortbildungsischüler  günstige  und  billige 
Verkehrsverbindungen  zu  schaffen. 

G Erlaß  des  preußischen  Handelsininisters  vom  1. 
Juli  1911. 
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eine  der  wichtigsten  Aufgaben  für  die  Fortbildungs- 
schule. Denn  eine  gute  'kaufmännische  'Bildung  tut  un- 
serm  modernen  Handwerkerstande  dringend  not  und 
trägt  sicherlich  mit  dazu  bei,  die  Schwierigkeiten  zu  be- 
heben, in  denen  sich  der  Handwerkerstand  heutzutage 
befindet.^)  — Gegenstand  des  kaufmännischen  Fortbil- 
dungsschulunterrichts bilden  Deutsch,  Handelskunde, 
Schriftverkehr,  Buchführung,  Wirtschaftsgeographie, 
Rechnen,  Bürgerkunde,  Schreiben,  Kurzschrift  und  Ma- 
schinenschreiben. Für  die  ländlichen  Fortbildungs- 
schulen steht  Landwirtschaftslehre  im  Vordergrund 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  loikalen  Interes- 
sen; aber  auch  auf  dem  Lande  muß  für  eine  gute  Aus- 
bildung gerade  der  Handwerkslehrlinge  mehr  Sorge  ge- 
tragen werden  als  bisher.  Denn  ein  tüchtiger  Handwer- 
kerstand tut  dem  Lande  neben  einem  guten  Bauernstand 
dringend  not,  und  beide  müssen  sich  gegenseitig  ergän- 
zen. In  den  fachlich  gegliederten  Mädchenschulen  wird 
der  fachliche  Unterricht  gekürzt,  und  dafür  tritt  neben 
ihn  noch  der  hauswirtschaftliche  Unterricht.  M.  E.  ist  es 
jedoch  notwendig,  den  Mädchenfortbildungsschulen 
einige  besondere  Ausführungen  zu  widmen;  dorF)  wird 
Gelegenheit  sein,  auf  den  Haushaltungsunterricht  noch 
einmal  zurückzukommen.  Religionsunterricht 
wird  in  den  Fortbildungsschulen  nicht  als  obligatorisches 
Fach  erteilt.  Eine  Ausnahme  bilden  in  dieser  Beziehung 
Bayern  und  Württemberg  "*).  Dort  ist  der  Religionsunter- 
richt von  alters  her  wesentlicher  Bestandteil  des  Fort- 
bildungsunterrichts, und  man  hat  ihn  auch  beibehalten, 
als  er  in  allen  übrigen  Staaten  aus  dem  Lehrplan 
der  Fortbildungsschulen  verschwand.  Zwar  ist  der  Re- 

ri  In  den  bardischen  gewerblichen  Fortbildungsschulen 
hat  man  den  kaufmännischen  Unterricht  in  umfangreicher 
Weise  eingeführt.  Der  Lehrling  wird  in  dem  Betrieb  des 
geschäftlichen  Lebens  genau  orientiert  (Geschäftstechnik, 
Geschäftsgründung.  Geschäftsbetrieb). 

“)  Vergl.  unten  Seite  57  ff. 

b Nach  Eoloff. 
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ligionsunterricht  nicht  selten  Gegenstand  lebhafter  Er- 
örterungen gewesen,  das  beste  Beispiel  bieten  die  Ver- 
handlungen im  preußischen  Abgeordnetenhaus  über  das 
durchgefallene  Fortbildungsschulgesetz  vom  Jahre  1911. 
Die  Gegner  des  obligatorischen  Religionsunterrichts  an 
den  Fortbildungsschulen  betonen,  die  Fortbildungsschulen 
seien  vornehmlich  Berufsschulen,  der  Religionsunterricht 
wäre  daher  an  ihnen  nicht  angebracht.  Das  preußische 
Handels-  und  Kultusministerium  stehen  auf  dem  Stand- 
punkt, der  zwangsweise  Religionsunterricht  sei  nicht 
ein  geeignetes  Mittel,  das  religiöse  Leben  der  Fort- 
bildungsschulbesucher zu  fördern,  zudem  müßten  die 
Fortbildungsschulen  dann  konfessionell  gegliedert  werden, 
was  ihren  Zweck  und  Charakter  als  Berufsschulen  be- 
einträchtige. Der  Religionsunterricht  soll  deshalb  nicht 
obligatorisch  gemacht  werden,  es  soll  jedoch  den  Geist- 
lichen überlassen  bleiben,  durch  „Unterweisung  und  be- 
lehrende Vorträge”,  womöglich  in  den  Räumen  der  Fort- 
bildungsschulen, die  religiöse  Erkenntnis  der  Schüler  zu 
vertiefen^. 

Neben  der  theoretischen  Ausbildung  ist  der  prak- 
tische Unterricht  in  der  Fortbildungsschule  sehr 
wünschenswert,  ja  eigentlich  zur  Erzielung  guter  Re- 
sultate unentbehrlich,  weil  es  sich  um  die  Ausbildung  zu 
praktischer  Berufsarbeit  handelt  und  nie  eine  gründliche 
theoretische  Bildung  ohne  gleichzeitige  Unterweisung  in 
der  oft  auf  uralter  Erfahrung  und  Übung  beruhenden 
Praxis  auskommen  kann.  Auch  ist  es  hier  möglich,  den 
künstlerischen  Geschmack  der  jungen  Leute  heranzu- 
bilden, der  gerade  bei  den  Handwerkern  vielfach  ver- 
mißt wird.  Zwei  Systeme  haben  sich  die  Durchführung 
dieser  Forderung  zum  Ziel  gesetzt:  Das  Münchener 
oder  Kerschensteiner’sche  und  das  Frankfurter  System. 
Kerschensteiner  stellt  die  Forderung  auf,  daß  die 


U Ministerialerlaß  vom  26.  März  1897. 
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FortbiJdiungsschulen  im  Interesse  einer  weiteren  gedeih- 
lichen Entwicfehing  des  Handels  n»d  Gewerbes  das  tech- 
nische Können  der  Schüler  heben  müßten,  und  daß  hier- 
zu die  Einrichtung  von  praktischen  Lehrwerkstätten  in 
Verbindung  mit  den  Fortbildungsschulen  notwendig  sei. 
Er  hält  den  Forfbüdungsscbulunterricht  nur  für  aus- 
reichend^ wenn  er  folgende  Voraussetzungen  erfüllt: 

1.  Vollständige  Kenntnis  des  Materials  und  seiner 
Behandlung  ist  notwendig', 

2.  im  Gebrauch  von  Werkzeugen  und  Maschinen  muß 
geläufige  Sicherheit  erzielt  werden; 

3.  der  Arbeitsprozeß  muß  denkend  ausgeübt  werden 
unter  Benutzung  aller  Hilfsmittel  der  mo«derneii 
Wissenschaft  und  Technik; 

4.  Beherrschung  der  technischen  Universalsprache, 
des  Zeichnens,  ist  notwendig;  dazu  muß  kommen 

5.  eine  entsprechende  kaufmännische  und  wissen- 
schafthche  Fachbildung  und 

6.  allgemeine,  staatsbürgerliche  Erziehung.  Dieser 
6.  Punkt  wird  noch  des  weiteren  im  dritten  Haupt- 
teii  zu  behandeln  sein. 

Dieses  von  Kerschensteiner  angeregte  und  mit  großer 
Begeisterung  vertretene  System  ist  oft  in  Interessenten- 
kreisen rege  besprochen  worden,  und  Praktiker  wie 
Schulmänner  sind  für  seine  Durchführung  eingetreten. 
Die  Grundidee  Kerschensteiners,  den  theoretischen  Unter- 
richt mit  praktischer  Ausbildung  zu  durchsetzen,  ist 
gewiß  nicht  zu  mißlbilligen,  und  doch  hat  Kerschensteiner 
eine  Peihe  von  Gegnern  gefunden,  die  behaupten,  er 
wolle  idie  Lehre  des  Meisters  ausschalten.  Die  Indu- 
striellen haben  in  dieser  Überzeugung  im  deutschen  Aus- 
schuß für  das  technische  Schulwesen  ihre  Ansicht  über 
die  Schulwerkstätten  dahin  zum  Ausdruck  gebracht,  daß 
sie  diese  nur  dort  zugdben  wollen,  wo  die  örtliche  In- 
dustrie nicht  allein  die  Bildung  der  jungen  Arbeiter 
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genügend  fördern  kann^).  Nun  hat  Kerschensteiner  selbst 
oft  genug  darauf  hingewiesen,  daß  sein  System  kein 
Ersatz  der  Meisteriehre  sein  soll,  sondern  daß  es  ihr  nur 
als  Ergänzung  zur  Seite  treten  müsse.  Er  äußert  sich 
hierüber  in  seinem  Buch  „Der  Begriff  der  staatsbürger- 
lichen Erziehung“  wie  folgt*):  „Es  wäre  sehr  töricht,  eine 
natürliche  Arbeitsgemeinschaft  (die  Meisterlehre ; d.Verf.) 
auszuschalten,  um  eine  künstliche  an  ihre  Stelle  zu 
Setzern  Die  Neugestaltung  <soll  im  Gegenteil  die  Meister- 
lehre erst  recht  wieder  zu  einem  kraftvollen  Erziehungs- 
faktor im  Staatsleben  machen Diese  Neugestaltung 

wird  überhaupt  nur  wirksam,  wenn  es  ihr  gelingt,  die 
Fortbildungsschule,  die  wie  alle  anderen  Schuigruppen 
mehr  oder  weniger  isoliert  neben  dem  Leben  des  Schülers 
einherläuft,  in  engste  Verbindung  zu  bringen  mit  der 
Meisterschaft  oder  gar  mit  einer  Arbeitsgemeinschaft 
dieser  Meisterschaft,  einer  Innung,  einer  Genossenschaft, 
einem  Verbände,  wie  wir  das  in  München  vielfach  mit 

Erfolg  angestrebt  haben Unter  dem  Eindruck  dieser 

Erkenntnis  haben  daher  nicht  nur  die  Einsichtigen  der 
Münchener  Meisterschaft  für  die  Organisation  sich  aus- 
gesprochen, und  nicht  unbeträchtliche  Opfer  für  deren 
Entwicklung  gebracht,  sondern,  was  noch  viel  mehr  be- 
deutet, auch  der  gesamte  bayrische  Handwerkerstand 
hat  gelegentlich  des  25.  allgemeinen  bayrischen  Hand- 
werkertages im  Juni  1908,  also  vor  drei  Jahren,  für  den 
präktischen  Unterricht  an  unseren  fachgewerblichen 
Fortbildungsschulen  sich  erklärt.”  Nachdem  Kerschen- 
steiner in  dieser  Weise  mehrfach  darauf  hingewiesen 
hatte,  was  die  Schulwerkstätten  bezwecken,  hat  sich 
auch  die  Mehrzahl  der  Handwerker  dafür  ausgesprochen, 
jedoch  vielfach  unter  der  ausdrücklichen  Verwahrung, 
daß  der  Werkstättenunterricht  nicht  Ersatz,  sondern  bloß 


IV.  Verwaltuings-Bericlit  üßs  nreußischen  Landes- 
eewerbeamtes  (1912)  Seite  69. 

=)  Seite  50  ff. 
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Ergänzung  der  Meisterlehre  sein  solle.  Aber  die  Fort- 
bil'dungsjschule  kann  ja  überhaupt  die  Meisterlehre  nicht 
ersetzen.  Durch  einen  Unterricht  von  6 — 8 Stunden  in 
der  Woche  ist  dies  einfach  unmöglich.  Auch  verfügt  nur 
die  Meisterlehre  über  den  erforderlichen  Wechsel  an 
Werkaufgäben,  welche  die  Voraussetzung  bilden  für  eine 
gründliche  Ausbildung.  Erst  in  der  Meisterwerkstätte 
erfaßt  ferner  der  Lehrling  den  Wert  der  Rohstoffe,  hier 
lernt  er  mit  der  Kundschaft  umgehen  und  den  An- 
forderungen des  praktischen  Lebens  in  weit  größerem 
Wechsel  entsprechen  als  in  der  Schulwerkistätte.  Und 
doch  hat  auch  letztere  ihren  nicht  zu  unterschätzenden 
Wert:  Manchmal  ist  die  Meisterlehre  ihrer  Natur  nach 
einseitig.  Dieser  Einseitigkeit  will  die  Fortbildungsschule 
begegnen,  sie  will  dem  Schüler  eine  planmäßige  und 
lückenlose  Schulung  angedeihen  lassen,  ihn  auch  in 
solchen  Fertigkeiten  üben,  die  in  der  Werkstätte  des 
Meisters  überhaupt  nicht  oder  nur  selten  Vorkommen. 
Auch  soll  der  Schüler  einwandfreie  Arbeit  hersteilen  und 
durch  Freude  an  solcher  die  Gewöhnung  an  gute  Hand- 
werkskunst stärken.  Die  theoretische  Ausbildung  wird 
hier  ergänzt  und  belebt  durch  den  praktischen  Unter- 
richt. Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  kann  man  recht 
wohl  dem  Werkstättenunterricht  sein  Wertvolles  abge- 
winnen und  dessen  möglichst  weite  Ausgestaltung  und 
Einführung  wünschen.  Allerdings  ist  die  Errichtung  der 
Schulwerkstätten  nur  möglich  in  geldkräftigen  Gemein- 
den, und  nur  bei  einer  großen  Scihülerzahl  rentieren  sich 
die  Ausgaben.  Aber  die  finanziellen  Opfer,  welche  diese 
Einrichtung  den  Trägern  der  Fortbildungsschulen  auf- 
erlegt, werden  auch  reichlich  gelohnt  durch  die  Hebung 
der  gewerblich  tätigen  Klassen,  und  diese  wirkt  wieder 
gedeihlich  auf  die  gesamte  Volkswirtschaft  ein.  In 
München  hat  Kersdhensteiner  das  nach  ihm  benannte 
System  in  den  Jahren  1906/07  durchgeführt.  Schon  in 
allen  Volksschulen  Münchens  wird  in  der  obersten 
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KnabenklasseO  Werkstättenunterricht  in  Holz-  und 
Metallarbeit  erteilt,  um  so  die  Schüler  schon  früh  zu 
solider  und  sorgfältiger  Arbeit  zu  erziehen  und  die 
Freude  an  solcher  Art>eit  bei  ihnen  wachzurufen.  Für  die 
Fortbildungsischüler  besitzt  die  Stadt  in  vier  Stadtteilen 
je  ein  Zentralgebäude,  von  denen  jedes  zwölf  Werk- 
stätten und  fünfzehn  bis  achtzehn  Unterrichtsräume 
umfaßt.  Für  die  ungelernten  und  nicht  in  der  Lehre  be- 
findlichen Arbeiter  kommen  noch  zwei  allgemeine  Fort- 
bildungsschulen hinzu.  Auch  für  sie  ist  Werkstätten- 
unterricht vorgesehen.  Der  praktische  Unterricht  wird 
nur  von  Meistern  und  Gehilfen  erteilt.  Auch  die  Stadt 
Dres*den  hat  1909  eine  Neuregelung  ihres  Fortbildungs- 
schulwesens nach  dem  Münchener  Vorbild  vorgenom- 
men. Verhältnismäßig  stark  verbreitet  ist  das  System 
der  Schulwerkstätten  im  westlichen  Preußen,  wo  fast 
zwei  Drittel  sämtlicher  größerer  Fortbildungsschulen 
Werkstättenunterricht  in  größerem  oder  geringerem 
Umfang  betreiben.  In  Köln  wurde  er  bei  der  Refor- 
mierung der  Fortbildungssdhulen  im  Jahre  1911  ein- 
geführt. Schon  vorher  hatten  einige  Innungen  Werk- 
stätten für  praktische  Uebungen  eingerichtet.  Diese 
wurden  1911  in  den  Betrieb  der  städtischen  Fort- 
bildungsschulen übernommen.  Der  Direktor  der  Kölner 
gewerblichen  Fortbildungsschulen  berichtet  über  den 
WerktstättenunterrichtF)  „Die  Aufnahme  praktischer 
Facharbeiten  in  den  Lehrplan  der  Schule  hat  sich  bestens 
bewährt.  Die  Schüler  sind  mit  Lust  und  Liebe  bei  der 
Arbeit  und  werden  in  ihrer  Berufsfreudigkeit  gestärkt. 
Auch  der  übrige  Unterricht  findet  dadurch  eine 
schätzenswerte  Unterstützung.  Alle  beteiligten  Berufs- 
kreise halben  die  Einrichtung  beifällig  aufgenommen  und 

Das  ist  im  achten  Schuljahr;  dieses  ist  in  Bayern  im 
allgemeinen  fakultativ,  wurde  aber  in  München  1906/07  für 
die  Knaben  obligatorisch  gemacht. 

0 Jahresbericht  über  -die  gewerblichen  Fortbildungs- 
schulen der  Stadt  Köln  1914,  Seite  10  f. 
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begrüßen  die  planmäßigen  Uebungen  als  wichtige  Unter- 
stützung in  der  Lehrlingsausbildung.  Die  bisher  gewon- 
nenen Erfahrungen  können  zu  weiterem  Ausbau  der 
Einrichtung  nur  ermutigen.“ 

Von  derselben  Idee  der  Notwendigkeit  der  prak- 
tisdhen  Arbeit  in  der  Fortbikiungsschule  geht  das  zuerst 
in  Frankfurt  a.  M.  ins  Leben  gerufene  und  nach  dieser 
Stadt  auch  benannte  „Frankfurter  Syste  m“  aus. 
Nur  stellt  es  nicht  so  weitgehende  Forderungen  auf  wie 
das  System  Kerschensteiners.  Es  verlangt  Folgendes: 

1.  Jeder  Lehrling  der  Mittel-  und  Qberklasse  fertigt 
in  einem  Jahr  etwa  2 — 3 Gegenstände  in  der  Werk- 
stätte des  Meisters  an  nach  einer  in  der  Schule 
ausgeführten  Werkzeichmmg.  Die  Auswahl  der 
Aufgabe  erfolgt  nach  der  Leistungsfähigkeit  des 
Lehrlings  in  technischer  und  zeichnerischer  Hin- 
sicht und  zwar  auf  Grund  einer  Vereinbarung 
zwischen  Meister  und  Fachlehrer. 

2.  Die  angefertigten  Gegenstände  werden  einer  Kom- 
mission vorgelegt,  die  sie  nach  ihrem  Herstellungs- 
wert abschätzt  und  diesen  auf  Wunsch  dem  Meister 
erstattet. 

3.  Sämtliche  Gegenstände  gehen  in  das  Eigentum  der 
Schule  über  und  werden  als  Modelle  wieder  ver- 
wertet. Jährlich  findet  eine  Ausstellung  und  Prä- 
miierung der  guten  Modelle  statt.D 

Die  Tendenz  dieses  Systems  ist  also  die,  den 
Schüler  zur  Denkarbeit  zu  erziehen  und  praktisch  zu 
schulen.  Das  Frankfurter  System  hat  vor  dem  Kerschen- 
steiner’schen  den  Vorteil,  daß  es  sich  in  kleinen  Ver- 
hältnissen leicht  durchführen  läßt  und  nicht  iso  hohe 
Kosten  wie  die  Einführung  der  Schulwerkstätten  ver- 
ursacht. Zu  beachten  ist  noch,  daß  es  auch  Wert  legt 
auf  Ausstellung  und  Prämiierung  der  besten 

Jahresbericht  der  Frankfurter  Fortbildungsschule 
1906/07;  abgedruckt  bei  Meermann.  Seite  37. 
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Modelle,  wie.  dies  in  de»  badischen,  württembergischen, 
hessischen  und  anderen  Fortbildungssehulen  schon  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  geschieht.  Auf  diese  Art  wird 
die  Schaliensfreude  der  Schüler  gehoben,  und  deshatt) 
hat  die  Einführung  von  AussteUungen  vieles  für  sich. 
Das  Frankfurter  System  ist  bisher  aherdmgs  nur  ver- 
einzelt (Hanau,  Sehneidemühl)  zur  Anwendung  gekom- 
men, weshalb  sich  vor  der  Hand  noch  kein  abschließen- 
des Urteil  darüber  bilden  läßt. 

Über  die  Methode  des  Unterrichts  in  den  Fort- 
bildungsschulen ist  im  allgemeinen  noch  zu  bemerken, 
daß  dieser  auf  das  Lebensalter  und  die  Eigenart  der 
Besucher  Rücksicht  nehmen  muß,  weshalb  m.  E.  beson- 
ders im  praktischen  Unterricht  ein  mehr  freundschaft- 
licher Verkehr  zwischen  Schüler  und  Lehrer  bestehen 
solhe.  Der  Unterricht  in  der  Fachkunde  muß  an  das 
Verfahren,  d-as  dem  Lehrling  vom  Lehrherrn  vorgeführt 
wird,  anknüpfen  und  durch  Vorzeigen  von  Proben, 
Skizzen  oder  Modellen  illustriert  werden.  Nicht  uner- 
wähnt bleiben  sollen  die  Anregungen,  die  ger^e  bezüg- 
lich des  Unterrichts  in  den  FortbiMungs^schulen  über  den 
Gebrauch  der  Projektionsapparate  gemacht  worden 
sind.  Ein  sächsischer  MinisteriabErlaß  vom  14.  Novem- 
ber 1910  befürwortet  gerade  für  den  Fortbildungsschul- 
unterricht die  Anwendung  von  Projektions-  und  kine- 
matographischen  Apparaten.  Auch  Professor  Sellmann- 
Düsseldorf  hat  sich  auf  dem  Landgemeindetag  der  Pro- 
vinz Westfalen  im  Jahre  1912  und  in  der  kommunalen 
Woche  in  Düsseldorf  1913  und  in  Köln  im  selben  Jahre 
sehr  für  die  Anwendung  kinematographiseher  Darstel- 
lungen in  der  Fortbildungsschule  ausgesprochen.^  Der 
Unterricht  wird  dadurch  veranschaulicht,  und  den 
Schülern  können  Stoffe  auis  den  verschiedensten  Wis- 

Yergl.  auch  das  1914  iu  ^ München-Gladbach  er- 
schienene Buch:  Ad.  Sellmann.  Kino  und  Schule,  in  dem 
gute  Ausführungen  über  die  kinematographischen  Vor- 
führungen in  der  Fortbildungsschule  gemacht  sind. 
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sens-  und  Berufsgebieten  vorgeführt  werden,  was  ihr 
Interesse  am  Unterricht  steigert  und  ihre  Ansdhauungen 
belebt.  Allerdings  können  derartige  Anschaffungen  nur 
von  finanziell  gut  stehenden  Schulen  gemacht  werden; 
aber  kleineren  Gemeinden  bietet  sich  die  Möglichkeit, 
kinematographische  Apparate  und  Films  gegen  geringes 
Entgelt  von  Kinozentralen  zu  entleihen  und  hierdurch 
den  Unterridht  zu  verbessern. 

6.  Die  Lehrerfrage. 

Die  Vielseitigkeit  und  die  hohen  Anforderungen,  die 
der  Fortbildungschulunterricht  stellt,  bringen  es  mit  sich, 
daß  ein  erfolgreiches  Gedeihen  des  Unterrichts  nicht  zum 
wenigsten  von  einem  gut  geschulten  Lehrerstande  ab- 
hängig ist.  Gerade  die  Fortbildungssdhulen  stellen  hohe 
Aufgaben  an  die  Lehrpersonen.  Neben  umfangreichem 
Wissen  müssen  sie  auch  die  Fähigkeit  besitzen,  die 
Kenntnisse  den  Schülern  in  der  richtigen  Weise  beizu- 
bringen, ihnen  die  praktische  Arbeit  interessant  zu  machen 
und  auf  sie  einen  günstigen  erzieherischen  Einfluß  aus- 
zuüben, was  nicht  gerade  eine  leichte  Aufgabe  bei 
Schülern  dieses  Alters  ist.  Der  Lehrer  muß  deshalb 
selbst  mit  Lust  und  Lielbe  an  die  Sache  herantreten,  er 
soll  nicht  nur  sein  Wissen  dozieren,  sondern  muß  auch 
mit  guter  pädagogischer  Bildung  vor  die  Schüler  treten. 
Schon  aus  diesem  mehr  psychologisöhen  Grunde  ist  die 
Anstellung  hauptamtlicher  Lehrer  zu  befürworten,  weil 
diese  ausschließlich  in  dem  Fortbildungsschulbetrieb 
stehen.  Im  ersten  HauptteiF)  wurde  bereits  bemerkt, 
daß  bezüglich  der  Lehreranistellung  an  den  Fortbildungs- 
schulen eine  allmähliche  Umgestaltung  eintrat,  indem 
man  infolge  des  Tagesunterrichts  neben  den  nebenamt- 
lichen Lehrern  auch  eine  Anzahl  hauptamtlicher  Lehr- 
kräfte anstellen  mußte.  Diese  Steigerung  hält  auch 
heute  noch  an,  wenn  auch  die  Anzahl  der  hauptamtlichen 

Vergl.  oben  Seite  20. 


Lehrkräfte  noch  sehr  weit  hinter  derjenigen  der  neben- 
amtlichen zurücksteht.  Immerhin  hat  die  Zahl  der  erste- 
ren  in  den  letzten  Jahren  relativ  zugenommen.^)  In 
Preußen  beispielsweise  betrug  die  Zahl  der  Lehrer  an*) 


Gewerbl. 

Fortb.-Schulen 

Kaufmann. 
Fortb  -Schulen 

Innungs-Fach-  u. 
Vereinschulen 

.lAfir 

höupt- 

neben- 

zusam- 

haupt- 

neben- >usam- 

haupt-  neben-  zusam- 

amtl. 

amtl. 

men 

amtl. 

amtl.  i men 

amtl,  ' amtl.  i men 

1 1 

1904 

94 

9624 

9718 

64 

1735  1799 

} , 

6 1514  1520 

1906 

199 

12161 

12360 

138 

2063  ! 2201 

16  ; 1476  ■ 1492 

1908 

331 

13712 

14043 

206 

2272  2478 

12  i 1377  i 1389 

1910 

499 

14823 

15322 

241  , 

2137  ! 2378 

29  i 716  ' 745 

i 1 

In  den  fachlichen  Disziplinen  unterrichten  fast  nur  Prak- 
tiker, die  in  staatlichen  Anstalten  eine  besondere  Vor- 
bildung genoissen  haben.*) 


§ 3.  Die  weiblichen  Fortbildungs*  (Hausbaitungs-) 

schulen. 

Es  erübrigt  noch,  die  weiblichen  Fortbildungs- 
schulen zu  betrachten,  und  zwar  ist  m.  E.  die  weibliche 
Fortbildungsschule  deshalb  von  den  übrigen  Fort- 
bildungsschularten abzusondern,  weil  sie  diesen  gegen- 
über Eigentümlichkeiten  aufweist,  und  außerdem  weil 
gerade  das  weibliche  Fortbildungsschulwesen,  wie  be- 
reits im  geschichtlidhen  Teil  dieser  Ausführungen  her- 
vorgehoben wurde,*)  noch  recht  im  argen  liegt  und 
noch  mannigfacher  Veiibesserungen  bedarf.  Schon  vor- 
hin wurde  auf  die  veränderte  Stellung  der  Frau  im  Er- 

Vergleiche  Schmoller-Sering,  Forschungen  Band  151, 
Seite  95  f. 

*)  IV.  Verwaltungsbericht  des  preußischen  'Landes- 
gewerbeamtes (1912)  Seite  80. 

*)  Vergleiche  oben  Seite  20  f. 

*)  Siehe  Seite  17  f. 
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'*erbs-  und  Wirtschaiteleiben  hiagtwiesen.^)  Früher 
hätte  man  die  Frage  nach  dem  Bend  eines  Mädchens 
Sfir  emea  guten  Scherz  gehalten.  Es  verstand  sich  von 
seihst,  daß  die  Tochter  häusliche  Pilichten  übernahm 
und  später  heiratete.  Am  Erwerb  war  sie  nur  insoweit 
beteiligt,  als  dieser  sich  in  Verbindung  mit  dem  häus- 
lichen Leben  vollzog.  Heute  ist  es  anders  geworden: 
Das  Haus  bietet  dem  Mädchen  nicht  mehr  genügend 
Beschäftigung,  und  die  sotziale  Stelhirg  vieler  Mädchen 
ist  eine  derartige,  daß  sie  ihr  Lebeiisbrof  selbst  ver- 
dienen müssen.  Dazu  ist  das  Bedürfnis  nach  Frauen- 
kräften — und  zwar  nach  fachlich  gebildeten  — hn  Er- 
werbsleben immer  weiter  gestiegen.  Selbst  wenn  ein 
Mädchen  also  später  zum  Heiraten  kommt,  es  darf  nicht 
die  Zeit,  die  zwischen  der  Entlassung  aus  der  Volks- 
schule und  der  Ehe  liegt,  zwecklos  und  müssig  ver- 
tändeln, zumal  diese  Zeitspanne  letzt  meist  größer  ist 
als  bisher,  und  so  tritt  an  jedes  Mädchen  der  hier  in 
Betracht  kommenden  Bevölkerungsschicht  die  ernste 
Frage  des  Berufes  heran.  Dazu  kommt  noch  eine  zweite 
Aufgabe  für  das  junge  Mädchen:  Diejenige,  sich  auf  den 
hausmütterlichen  Beruf  in  entsprechender  Weise  vorzu- 
bereiten. Die  besten  Lebensjahre  gehören  doch  diesem 
Beruf,  und  die  Mehrzahl  des  weiblichen  Geschlechts  ist 
für  ihn  geschaffen;  und  selbst  an  die  Mädchen,  die  nicht 
heiraten,  tritt  mehr  oder  weniger  oft  die  Notwendigkeit 
heran,  sich  hauswirtschaftlich  zu  betätigen.  Ueberhaupt 
ist  die  Zahl  derer,  die  ihren  Hauptberuf  ausschließlich  in 
der  Erwerhstätigkeit  finden,  relativ  zurückgeblieben,  ln 
der  Zeit  von  1895  bis  1907  ist  die  Zahl  der  weiblichen 
Gesamtbevölkerung  um  18  % gewachsen,  diejenige  der 
hauptberuflich  Erwerbstätigen  dagegen  nur  um  16  %.') 
Zwei  Ziele  hat  also  die  Erziehung  der  Mädchen  ins 
Auge  zu  fassen:  Die  Vorbereitung  auf  den  Beruf  und 

0 Siehe  Seite  3 und  Seite  17. 

■'  Die  Praxis  der  komnuinalen  tinri  soaialen  Verwal- 
tung. 1.  Kurs.  Seite  236. 
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auf  die  Stellung  als  Hausfrau  und  Mutter.  Besonders 
muß  betont  wetxien,  daß  es  gerade  zwei  Ziele  sind,  auf 
welche  die  Erzieihung  des  weiblichen  Geschlechts  in  der 
Fortbiidungsschule  gerichtet  sein  muß,  und  daß  gerade 
die  Erziehung  zum  künftigen  Beruf  als  Mutter  und  Haus- 
frau bei  den  modernen  oft  recht  kläglichen  Familien- 
verhältnissen  nicht  vernachlässigt  werden  darf.  Eine 
schwierige  Frage  entsteht  über  das  „Wie“  dieser  Er- 
ziehung. Wie  soll  sie  gefördert  werden  und  wie  kann 
sic  den  modernen  'Anforderungen  entsprechen.  Die 
Volksschule  kann  der  speziellen  Ausbildung  des  weib- 
lichen Geschlechts  im  Sinne  der  häuslichen  Aufgaben 
wegen  des  noch  zu  jugendlichen  Alters  und  des  Mangels 
an  Zeit  nicht  Rechnung  tragen.  Gewiß  schadet  es  nichts, 
hier  schon  die  Grundlage  für  eine  hauswirtschaftliche 
WeiterbiMung  zu  legen.  Wo  aber  soll  diese  Weiter- 
bildung selbst  gegeben  werden?  Die  häuslichen  Ver- 
hältnisse sind  oft  am  wenigsten  imstande,  für  die  heran- 
wachserden  Töchter  eine  gründliche  Ausbildung  im 
Haushalt  zu  garantieren,  und  wenn  diese  den  ganzen 
Tag  über  dem  ErwePb  nachgehen,  so  bietet  sich  ihnen 
überhaupt  nicht  die  Möglichkeit,  sich  von  der  Mutter 
in  dieser  Hinsicht  heranbilden  zu  lassen.  Hinzu  kommt 
noch  die  Notwendigkeit  der  Fortbildung  im  Erwerbs- 
beruf, und  so  ist  in  der  Fortbildungsschule  die  Gelegen- 
heit geboten,  letztere  mit  der  hauswirtschaftlichen  Aus- 
bildung zu  verbinden.  Selbst  wenn  die  Mädchen  keinem 
Erwerb  nachgehen,  so  soll  doch  wenigstens  Haushal- 
tungsunterricht  für  sie  erteilt  werden.  Baden,  Würt- 
temberg und  Elsaß-Lothringen^)  haben  in  dieser  Hinsicht 
ihre  Pflicht  in  genügender,  wenn  auch  nicht  in  idealer 
Weise  erfüllt,  ln  Bayern  besteht  die  Möglichkeit  für 
die  Gemeinden,  auch  für  nicht  gewerblich  tätige  Mäd- 
chen Fortbildungsschulen  einzurichten,  doch  ist  hier, 
wie  in  den  meisten  übrigen  Staaten  — außer  den  vorhin 


*)  Vergl.  oben  Seite  42. 
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genannten  — das  weibliche  Fortbildungsschulwesen  noch 
in  einem  beklagenswerten  Stadium,  obwohl  die  Stim- 
men, die  für  eine  Reform  eintreten,  sich  ständig  mehren. 
Staat  und  Gemeinden  müssen  in  dieser  Hinsicht  Weiter- 
arbeiten, sie  müssen  die  Fortbildungsschulen  für  Mäd- 
chen ebenso  fördern  und  unterstützen,  wie  diejenigen 
für  die  männliche  Jugend;  die  Uebervvindung  der  zahl- 
reichen Schwierigkeiten,  die  sich  hierbei  in  den  Weg 
stellen,  und  die  finanziellen  Opfer  sind  keineswegs  nutz- 
los, die  Gemeinden  selbst  und  indirekt  die  gesamte 
deutsche  Volkswirtschaft  werden  erheblichen  Vorteil 
daraus  ziehen. 

Die  Organisation  des  Berufsunterrichts  kann  ähn- 
lich sein  wie  diejenige  der  männlichen  Fortbildungs- 
schulen, denen  die  weiblichen  Fortbildungsschulen  auch 
am  zweckmässigsten  angegliedert  werden. b Es  besteht 
jedoch  eine  große  Schwierigkeit  bezüglich  der  weib- 
lichen Berufsibildung  insofern,  als  die  weibliche  Berufs- 
tätigkeit weniger  ausgeprägt,  die  Lehrzeit  nicht  für  alle 
Berufe  gleich  umgrenzt,  die  Fluctuation  größer  und 
daher  der  Besuch  des  beruflichen  Unterrichts  unregel- 
mässiger und  der  Erfolg  geringer  ist.  Dazu  kommt  die 
starke  Abneigung  der  Prinzipale  gegen  den  Unterricht, 
weil  sie  große  Opfer  an  Zeit  bringen  müssen.  Im 
rheinisch-westfälischen  Industriebezirk,  aber  auch  im 
Königreich  Sachsen  haben  sich  viele  Industrielle  und  ein 
großer  Teil  der  Handelskammern  bisher  sozusagen  mit 
Hand  und  Fuß  gegen  die  Ausdehnung  der  Fortbildungs- 
schulpflicht auf  die  weiblichen  Jugendlichen  gewehrt. 
Aber  hier  muß  die  allgemeine  Notwendigkeit  der  Fort- 
bildung in  den  Vordergrund  gestellt  werden,  und  der 
allmähliche  Erfolg  muß  die  Arbeitgeber  zur  Ueber- 
zeugung  bringen,  daß  ihre  Angestellten  bessere  Arbeit 

b Koedukation  kommt  nur  in  einigen  wenigen  deut- 
schen Fortbildungsschulen  vor.  Ob  sie  für  die  deutschen 
Verhältnisse  vorteilhaft  ist,  dürfte  m.  E.  sehr  fraglich  er- 
scheinen. Vergl.  hierüber  Schmoller-Sering  a.  a.  0.  S.  71  ff. 
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leisten,  wenn  sie  auf  der  Fortbildungsschule  vorgebildet 
werden,  und  daß  so  die  Unannehmlichkeiten  reichlich 
aufgewogen  werden. 

In  den  kaufmännischen  Abteilungen  wird  Unterricht 
für  Verkäuferinnen  und  Kontoristinnen  erteilt,  in  den 
gewerblichen  erstreckt  er  sich  bei  genügender  Anzahl 
von  Schülerinnen  auf  Putzmachen,  Weißnähen,  Schnei- 
dern usw.  Für  Ungelernte  genügt  eine  einfachere,  mehr 
allgemeine  berufliche  Ausbildung.  Neben  diesem  Fach- 
unterricht darf  aber,  wie  schon  hervorgehoben  wurde, 
die  Haushaltungskunde  keineswegs  vernachlässigt  wer- 
den. Diejenigen  Gewerbetreibenden,  die  sich  mit  dem 
Fortbildungsunterricht  für  Mädchen  einverstanden  er- 
klären, machen  allerdings  den  wohlbegreiflichen  Ein- 
wand, der  fachliche  Unterricht  sei  schon  an  Stundenzahl 
sehr  beschränkt,  man  könne  ihn  nicht  noch  weiter  zu 
Gunsten  des  Haushaltungsunterrichts  beschneiden,  und 
zudem  sei  von  einer  Verzettelung  des  Unterrichts  erst 
recht  kein  Erfolg  zu  erwarten.  Frau  Gnauck-KühneO 
hat  deshalb  in  der  kommunalen  Woche  in  Köln  1913  den 
Vorschlag  gemacht,  man  solle  die  beiden  Unterrichts - 
arrstalten  nicht  neben-,  sondern  nacheinander  erteilen, 
also  iso,  daß  man  zuerst  die  berufliche,  dann,  nach  Ab- 
schluß dieser,  die  hauswirtschaftliche  Ausbildung  zum 
Unterrichtsgegenstand  maöhe.  Der  Vorschlag  verdient 
zweifellois  ernste  Beachtung,  und  die  längere  Ausbil- 
dungszeit und  die  dadurch  entstehende  Verteuerung 
werden  reichlich  aufgewogen  durch  den  Vorteil,  den 
der  Unterricht  der  Allgemeinheit  bringt. 

Eine  große  Anzahl  junger  Mädchen  ist  nun  nicht 
in  derartigen  Betrieben  tätig,  daß  sie  durch  die  Bestim- 
mungen der  Gewerbeordnung  erfaßt  wird,  aber  auch  für 
diese  müßte  durch  die  Landesgesetzgebung  hanswirt- 

Die  Praxis  der  kommunalen  und  sozialen  Verwal- 
tung. I.  Kursus,  Seite  239;  denselben  Vorschlag  macht 
O.  B.  M.  Cuno.  Vergleiche  Schriften  der  Gesellschaft  für 
soziale  Reform  Heft  38/39.  Seite  144. 


62 


schaftUcher  Unterricht  geschaffen  und  der  Besuch  dieses 
Unterrichte  obU^atorisch  gemacht  werden.  Hierhin  ge- 
hören vornehmlich  die  in  häuslichen  Diensten  be- 
schäftigten Mädchen.  Gerade  die  Dienstboten  gehen  oft 
einer  Besorgnis  erregenden  Zukunft  entgegen.  Ihre  Aus- 
bildung im  Haushalt  ist  oft  eine  recht  einseitige;  da2ai 
kommt,  daß  eine  große  Anzahl  solcher  Mädchen,  die 
nur  in  besseren  Häusern  wöhnen,  später,  wenn  sie  sich 
verheiraten,  nicht  gelernt  hat,  mit  geringen  Mitteln 
richtig  zu  schalten  und  zu  walten.  Sie  werden  dann 
selbst  oft  unzufrieden  und  bringen  leider  nur  zu  häufig 
ihre  ganze  Familie  ins  Unglück.  Der  Zentralverband 
der  Hausangestellten  Deutschlands  hat  sich  deshalb  im 
Jahre  1912  in  einer  sehr  gut  begründeten  Eingabe  an 
die  Verwaltungen  mehrerer  größerer  Städte  mit  dem 
Ersuchen  gewendet,  dahin  zu  wirken,  daß  den  häus- 
lichen Angestellten  der  Besuch  der  hauswirtschaftlichen 
Fortbildungs-  oder  Haushaltungsschulen  erleichtert 
werde.  Der  Verband  schlug  vor  Befreiung  von  Schul- 
geld und  Einrichtung  von  Stellenvermittlungen,  wo  bei 
der  Vermietung  sofort  die  Abmachung  getroffen  würde, 
daß  die  Haushaltungsvorstände  den  Besuch  der  Fort- 
bildungssdüile  erlaubten,  auch  dann,  wenn  er  nur  frei- 
willig wäre.  Man  sollte  erwarten,  daß  dieser  Vorschlag 
auf  güten  Boden  fiele,  zumal  doch  die  Hausfrauen  oft 
recht  lebhafte  Klage  über  die  Unkeimtniis  junger  Mäd- 
chen in  den  elementarsten  hauswirtschaftlichen  Dingen 
führen.  — Besonders  muß  dann  noch  auf  'die  Not- 
wendigkeit der  weiblichen  Fortbildung  auf  dem 
Lande  Mngewiesen  werden.  Der  kleine  Landwirt  und 
der  ländliche  Arbeiter  sind  darauf  angewiesen,  ein  Mäd- 
chen zu  heiraten,  das  in  landwirtschaftlichen  und  hauswirt- 
schaftlichen Angelegenheiten  nicht  unerfahren  ist.  Ein 
systematischer  Unterricht  ist  geboten,  besonders  für  die 
hauswirtschaftliche  Ausbildung,  da  man  auf  dem  Lande 
oft  Haufrauen  trifft,  die  für  den  Haushalt  gar  wenig 
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Verständnis  haben.  Auf  dem  Lande  spielt  die  Kosten- 
frage für  die  Errichtung  und  Unterhaltung  derartiger 
Schulen  naturgemäß  eine  noch  größere  Rolle  als  in  der 
Stadt.  Man  hat  deshalb  wenigstens  Wanderhaus- 
haltungskurse  veranstaltet  derart,  daß  die  Kreise 
die  nötigen  Unterrichtsmittel  zur  Verfügung  stellen  und 
dann  in  sämtlichen  Gemeinden  der  betr.  Kreise  gegen 
mässiges  Schulgeld  mehrwöchige  (6  bis  8 Wochen) 
Kurse  für  die  schulentlassenen  Mäddhen  im  Alter  von 
14  bis  18  Jahren  abhalten  lassen.  Diese  Einrichtungen 
haben  sich  auf  das  beste  bewährt,  und  eine  Weiterver- 
breitung ist  den  Gemeindeverwaltungien  angelegentlichst 
zu  empfehlen.  In  Preußen  wurden  schon  1894  derartige 
Wanderhaushaltungskurse  mit  Hilfe  staatlicher  Unter- 
stützung eingerichtet.  Es  waren  damals  zwei  Schulen 
in  den  Kreisen  Dill  und  Unterlahn  (Provinz  Hessen- 
Nassau).  1907  war  die  Zahl  auf  44  gestiegen,  1912  auf 
146.  Ueberall  auf  dem  Lande  erfreuen  sich  diese  Kurse 
allgemeiner  Zustimmung  der  Landbevölkerung. 
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III.  Hauptteil. 


Die  Jugendpflege  in  der  Fortbildungs- 
schule. 

§ 1.  Begriff  der  Jugendpflege  und  Ihre  Notwendigkeit. 

Nachdem  nun  die  Entwicklung  und  der  heutige  Stand 
des  Fortbildungsschulwesens  dargelegt  worden  ist,  wäre 
noch  auseinanderzusetzen,  inwieweit  die  Jugendpflege 
in  die  Fortbildungsschulen  hineingreift.  Man  versteht 
unter  Jugendpflege  im  weitesten  Sinne  jede  Tätig- 
keit für  die  Jugendlichen,  ^speziell  für  die  aus  der  Volks- 
schule Entlassenen,  die  zu  deren  Förderung,  nämlich 
Erziehung,  Bildung,  körperlicher  und  beruflich  wirt- 
schaftlicher Ertüchtigung  dient.  Der  Begriff  der  Jugend- 
pflege ist  mithin  weiter  als  derjenige  der  Jugendfürsorge. 
Die  Jugendfürsorge  hat  es  zu  tun  mit  der  Bewahrung 
der  Gefährdeten  und  der  Rettung  der  entgleisten  Jugend- 
lichen. Sie  ist,  wie  E.  Gnauck-Kühne  sich  ausdrückt,’) 
„die  Arbeit  für  die  Jugend,  deren  Entwicklung  uns  Be- 
sorgnis einflößt.“  Nun  fällt  ja  nach  der  oben  gegebenen 
Definition  der  Fortbildungssdhulunterricht  wie  überhaupt 
jeder  Unterricht  an  sich  schon  unter  den  Begriff 
„Jugendpflege“  im  weitesten  Sinne.  In  der  vorliegenden 
Abhandlung  kommt  also  nur  die  Jugendpflege  im 
engeren  'Sinne  zur  Sprache,  insofern  als  sie  über  den 
eigentlichen  Fortbildungsschulunterricht  hinaus  die  För- 
derung der  Schüler  in  Bezug  auf  geistige  und  körper- 
liche Ausbildung  und  berufliche  und  wirtschaftliche 
Besserstellung  beaibsichtigt. 


’)  Die  Praxis  der  kommunalen  und  sozialen  Verwaltuiiff. 
I.  Kurs,  Seite  228. 
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Die  aus  der  Volkschule  entlassene  Jugend  ist  heute 
großen  Gefahren  ausgesetzt:  Das  Familienleben  ist  ge- 
lockert, in  den  sozial  niederen  Ständen  herrscht  oft  Not 
und  Elend,  und  die  Folgen  davon  sind  für  die  Jugend- 
lichen Verrohung,  Verwahrlosung  und  Versinken  ins 
Verbrechertum,  wie  die  Kriminalstatistik  beweist.  Die 
Jugendlichen  sind  gerade  in  einer  Zeit,  wo  sie  auf  Grund 
ihrer  physisdhen  und  psychischen  Entwicklung  der 
Pflege  dringend  bedürfen,  minder  behütet  und  sich  mehr 
selbst  überlassen,  ihr  Umgang  ist  vielfach  ein  schlech- 
ter, und  die  Gefahren,  die  an  sie  herantreten,  sind  zu 
groß,  als  daß  sie  stark  genug  wären,  diesen  Widerstand 
zu  leisten.  Und  wo  liegen  die  Gründe  für  dieses  Elend? 
Liegen  sie  in  der  Jugend  selbst  oder  in  den  veränderten 
Verhältnissen?  Ruskin  beantwortet  die  Frage  folgen- 
dermaßen:’) „Der  große  Jammer,  der  sich  aus  allen 
unsern  Fabrikstätten  erhebt,  deutlidher  als  der  Qualm 
ihrer  Hochöfen,  kommt  ganz  und  gar  daher,  daß  wir 
dort  alles,  nur  keine  Menschen  bilden;  wir  bleichen 
Baumwolle,  härten  Stahl,  raffinieren  Zucker,  formen 
Töpferwaren,  aber  einen  einzigen  lebenden  Geist  auf- 
zuhellen, ihn  zu  kräftigen,  ihn  zu  läutern,  ihn  zu  bilden, 
dies  kommt  bei  der  Berechnung  unseres  Vorteils  nicht  in 
Betracht.“  Robert  Owen  macht  schon  darauf  aufmerk- 
sam, wieviel  Sorgfalt  man  den  leblosen  Maschinen  zu- 
wende, um  sie  in  richtigem  Gang  zu  halten,  wie  nach- 
lässig und  unwirtschaftlich  man  jedoch  so  oft  die  beste 
aller  Maschinen,  den  Menschen,  behandle  und  ihm  bei 
weitem  nicht  die  nötige  Pflege  zuteil  werden  lasse. 
Gewiß  sind  die  Verhältnisse  nicht  mehr  so,  wie  Ruskin 
und  Owen  sie  schildern,  man  hat  längst  erkannt,  daß 
nicht  Warnen  und  nicht  polizeilicher  Zwang  allein  hier 
bessernd  eingreifen,  man  muß  die  verwahrlosten  Men- 
schen von  innen  heraus  stärken  und  sie  durch  eine 

’)  Zitiert  bei  Foerster,  Christentum  und  Klassenkampf, 
Seite  186. 
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gründliche  intellektuelle  wie  ethisdhe  Bildung  befähigen, 
auf  eine  höhere  Kulturstufe  emporzusteigen.  Aber  nicht 
nur  um  ihrer  selbst  willen  ist  es  notwendig,  die  Men- 
schen heutzutage  intellektuell  und  ethisch  auf  eine  höhere 
Bildungsstufe  zu  bringen,  auch  das  moderne  Wirt- 
schaftsleben verlangt  diese  'Höherstellung,  stellt  an  den 
Einzelnen  in  dieser  Beziehung  größere  Ansprüche  als 
früher,  denn  „höher  entwickelte  technische  Zusammen- 
arbeit und  qualifizierter  Dienst  an  komplizierten  Ma- 
schinen ist  durch  „Sklavenarbeit“  überhaupt  nicht  mehr 
zu  leisten,  weil  einem  erniedrigten  Menschen  die  geisti- 
gen Qualitäten  für  solche  Kooperationen  fehlen.“0 
„Kein  Fortschritt  der  wirtschaftlichen  Technik  ohne 
Fortschritt  der  psychologischen  Technik!“*)  Eine  andere 
Autorität  möge  hier  noch  zu  Wort  kommen.  Der  Philo- 
soph Fichte  schreibt  über  die  Volkserziehung®):  „Das- 
jenige Volk,  welches  bis  in  die  untersten  Schichten  hinein 
die  tiefste  und  vielseitigste  Geistes-  und  Qemütsbildung 
besitzt,  wird  zugleich  das  mächtigste  und  glücklichste 
sein  unter  den  Völkern  seiner  Zeit,  unbesiegbar  für  seine 
Nachbarn,  beneidet  von  den  Zeitgenossen  und  ein  Vor- 
bild der  Nachahmung  für  sie!“  Die  hier  mitgeteilten 
Zitate  sprechen  für  die  Notwendigkeit  der  Volksbildung 
überhaupt;  besonders  dringend  erwünscht  ist  sie  aber 
für  die  Jugendlichen. 

§ 2.  Die  Notwendigkeit,  in  der  rortbUdungisschule 

Jugendpflege  zu  betreiben. 

Diese  Heranbildung  der  Jugendlichen  darf  nur  in 
die  Hände  'solcher  gelegt  werden,  welche  die  Kräfte 
und  den  Willen  haben,  den  Anforderungen  der  moder- 
nen Erziehung  in  allen  Punkten  gerecht  zu  werden.  Die 

A.  a.  O.  Seite  175. 

*)  A.  a.  0.  Seite  176. 

®)  Zitiert  bei  Fritz,  Das  moderne  Volksbildungswesen, 
Seite  9. 
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Volksschule  hat  hier  die  Aufgabe,  zu  vermitteln,  aber 
sie  kann  nur  die  ersten  Grundlagen,  die  Voraussetzun- 
gen für  die  Weiter  bildung  legen,  weil  sie  es  nur  mit 
Kindern  zu  tun  hat.  Darüber  hinaus  vermag  sie  nichts. 
Aber  gerade  den  Schulentlassenen  die  richtige  Erziehung 
zuteil  werden  zu  lassen,  weiter  zu  bauen  auf  der  Grund- 
lage, welche  die  Volksschule  gelegt  hat,  ist  die  schwierige 
Frage.  Elternhauis  und  Familie  versagen  vielfach  gerade 
in  dieser  Entwicklungsperiode,  und  die  Einsicht  des  Ar- 
beitgebers schafft  hierfür  keinen  Ersatz.  Deshalb  müs- 
sen andere  Kräfte  einsetzen.  Private,  Arbeiterorgani- 
sationen, Innungen,  weltliche  und  kirchliche  Vereine 
haben  sich  der  Schulentlassenen  angenommen.  Gerade 
die  kirchlichen  Behörden  haben  sich  in  anerkennens- 
werter Weise  schon  seit  Jahren  mit  der  Pflege  der  Schul- 
entlassenen befaßt.  Anfangs  trugen  diese  Einrichtungen 
nur  streng  religiösen  Charakter,  später  jedoch  zeigte 
sich,  daß  nur  solche  Vereinigungen  lebenskräftig  seien, 
die  den  so  intensiven  Bedürfnissen  der  Jugend  nach 
Unterhaltung,  Erholung,  Vertiefung  der  Allgemeinbildung 
gerecht  würden.  Man  soll  dietsen  Körperschaften  wie 
auch  den  weltlichen  Vereinen  die  Jugendpflege  ruhig 
belassen,  denn  jede  Jugendpflege  bringt  Vorteil  und  muß 
deshalb  willkommen  sein,  soweit  sie  sich  von  Konfessio- 
nalismus  und  Parteipolitik  fernhält.  Aber  hiermit  ist 
nicht  genug  getan.  Die  heutigen  Verhältnisse  verlangen 
eine  einheitliche,  methodische  Pflege  gerade  der  jungen 
Leute  im  Alter  von  14  bis  20  Jahren  und  zwar  durch 
gut  geschulte  Pädagogen.  Bestimmte  Ziele  müssen  klar 
umschrieben  sein,  welche  die  Jugendpflege  erreichen 
'ssoll;  „die  beste  Erziehung  ist  gerade  gut  genug“ 
(Herkner).  Deshalb  ist  es  notwendig,  auch  in  der  Fort- 
bildungsschule Jugendpflege  zu  betreiben.  Alle  Fort- 
bildungsschulen haben  die  Aufgabe,  die  Vervollkomm- 
nung der  Allgemeinbildung,  die  geistige  und  sittliche 
Hebung  der  jungen  Leute  zu  bewirken.  Sie  sollen,  wie 
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der  Negerpädagoge  Broker  Washington  schreibt,  „nicht 
Menschen  zu  Schreinern,  sondern  Schreiner  zu  Men- 
schen ausbilden.“  Der  Geist  dieser  jungen  Leute  muß 
veredelt  und  weitergebildet  werden,  sie  müssen  ferner 
körperlich  gestählt  werden,  und  auch  die  Sorge  für  ihr 
wirtschaftliches  Fortkommen  gehört  zur  Jugendpflege, 
gehört  zu  den  Aufgaben  der  Jugendpflege  in  der  Fort- 
bildungsschule. Staat  und  Gemeinden  müssen  mitwirken 
bei  der  Jugendpflege,  sie  müssen  die  Vereine,  welche 
deren  Zwecken  dienen,  subventionieren;  aber  am  erfolg- 
reichsten können  sie  auf  diesem  Gebiet  eingreifen  und 
auf  die  Massen  erzieherisch  wirken,  wenn  sie  selbst  die 
Jugendpflege  in  die  Fortbildungsschulen  hineinver- 
pflanzen. Hinzu  kommt  noch,  daß  die  Fortbildungs- 
schulen auch  jene  Jugendlichen  durch  den  Zwang  in 
ihren  Kreis  ziehen,  die  sich  dem  Einfluß  der  sonstigen 
Jugendpflegeorganisationen  entziehen.^  Möglicherweise 
werden  die  Erfolge  der  Fortbildungsschulen  auf  diesem 
Gebiet  hier  und  da  hinter  denen  der  freiwilligen  Ver- 
einigungen Zurückbleiben,  da  sich  in  letzteren  meist  nur 
diejenigen  Elemente  vereinigen  werden,  die  der  Er- 
ziehung leichter  zugänglich  sind.  Aber  der  Verwahr- 
losung, Verkommenheit  und  Verrohung  wird  nie  voll- 
ständig Abbruch  getan  werden,  Mißerfolge  kommen 
überall  vor,  sie  werden  jedoch  wett  gemacht  durch 
hunderte,  im  Stillen  gereifte  gute  Ergebnisse. 

Die  Frage  der  Jugendpflege  in  der  Fortbildungs- 
schule ist  keine  neue  mehr.  Oft  wurde  sie  in  den  letzten 
Jahren  behandelt,  und  ihr  immer  mehr  Aufmerksamkeit 
geschenkt.  So  gab  beispielsweise  das  preußische  Han- 
delsministerium in  den  Jahren  19050  und  19080  Erlasse 
heraus,  die  bezüglich  der  Jugendpflege  in  der  Fortbil- 
dungsschule anregende  und  leitende  Gesichtspunkte  ent- 

*)  Wiemann  (Jugendpflege,  Seite  79)  gibt  ihre  Zahl  auf 
ungefähr  80  % an. 

®)  Erlaß  vom  3.  August  1905. 

*)  Erlaß  vom  25.  Juli  1908. 


— 69  — 

hielten.  Ein  ähnlicher  Erlaß  des  Kultusministeriums  er- 
schien am  18.  Januar  1911,  der  als  Aufgabe  der  Jugend- 
pflege hinstellte  „die  Mitarbeit  an  der  Heranbildung 
einer  frohen,  körperlich  leistungsfähigen,  sittlich  tüch- 
tigen, von  Gemeinsinn  und  Gottesfurcht,  Heimat-  und 
Vaterlandsliebe  erfüllten  Jugend“.’)  Man  solle,  so  betont 
dieser  Erlaß,  die  Jugendpflege  in  den  Händen  der  bis- 
herigenkirchlichenund  sonstigen  Jugendpflegeorganisatio- 
nen lassen,  aber  auch  die  Fortbildungsschule  solle  sichihrer 
annehmen,  wenn  es  notwendig  erscheine.  In 
vielen  preußischen  Städten  ist  die  Jugendpflege  — oder 
doch  wenigstens  einzelne  Zweige  von  ihr  — in  den 
Fortbildungsschulen  eingeführt,  und  über  400  000  junge 
Leute  in  den  wichtigsten  Jahren  der  Entwicklung  werden 
von  ihr  erfaßt.  Ähnliche  Maßregeln  wurden  im  König- 
reich Sachsen  ergriffen.  Die  Regierung  betont  dort  be- 
sonders die  Einführung  vaterländischer  Erziehung  in 
die  Fortbildungsschule,  um  die  Jugend  dem  starken  Ein- 
fluß der  Sozialdemokratie  in  den  Werkstätten  und  Fa- 
briken weniger  leicht  zugänglich  zu  machen.")  Auch  in 
den  übrigen  deutschen  Bundesstaaten  finden  'sich  der- 
artige Strömungen.  Allerdings  ist  die  weibliche  Jugend- 
pflege, wie  das  weibliche  Eortbildungsschulwesen  über- 
haupt, auch  in  diesem  -Punkte  zurückgeblieben,  trotzdem 
doch  die  weibliche  Jugend  denselben  sozialen  Miß- 
ständen ausgesetzt  ist,  wie  die  männliche,  und  die  weib- 
liche Jugend  in  mancher  Beziehung,  besonders  was  Er- 
ziehung zum  Mutter-  und  Hausfrauenberuf  angeht,  der 
Jugendpflege  dringend  bedarf. 

Wenn  man  die  Jugendpflege  in  dieser  Form  für  die 
Fortbildungsischule  vorschlägt,  stößt  man  allerdings  auf 
manche  Schwierigkeiten,  die  teils  im  Wesen 
der  Fortbildungsschule,  teils  außerhalb  derselben  be- 

Ziffer  1 der  „Orundsätze  'und  Ratsehläige  für  die 
Ju'grendpflege”  aus  dem  Erlaß  von  1911. 

Vergl.  besonders  Ziff.  2,  3,  4 und  6 der  Verord- 
nung der  kgl.  sächs.  Ministerien  des  Kultus  und  öffent- 
lichen Unterrichts  -unid  des  Innern  vom  12.  Dezember  1910. 
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gründet  sind.  Zwar  fehlt  eis  nicht,  wie  schon  im  vorher- 
gehenden Abschnitt*)  angedeutet  wurde,  an  Stimmen, 
die  betonen,  die  Fortbildungsschule  habe  sich  nur  mit 
Fachunterricht  zu  befassen,  sie  (sei  eben  nur  Berufs- 
schule, jeder  andere  Unterricht  schränke  die  fachliche 
Ausibildung  ein  und  schädige  sie  insofern.  Sie  wollen 
daher  alle  Unterweisungen,  die  im  Interesse  der  Jugend- 
pflege erwünscht  wären,  aus  der  Fortbildungsschule 
verbannen  und  die  Jugendpflege  ausschließlich  Vereinen 
und  dergl.  Veranstaltungen  überlassen.  Es  liegt  in  dieser 
Auffassung  eine  starke  Vehkennung  der  sozialen  Lage 
und  der  sozialen  Vorteile,  welche  die  Jugendlichen  gerade 
aus  den  Jugendpflegeeinrichtungen  in  Verbindung  mit 
der  Fortbildungsschule  ziehen.  Und  wenn  die  Fort- 
bildungschule nur  „eine  Anstalt  zur  Berufsvorbereitung 
wäre,  so  müßte  sie  dennoch  Charakterbildung  und 
ethische  Aufklärung  in  ihren  Lehrplan  aufnehmen,  denn 
zahllose  Menschen  leiden  in  ihrem  Berufsleben  Schiff- 
bruch oder  bleiben  stecken,  nicht  weil  es  ihnen  an 
Kenntnissen  und  Fertigkeiten  gebräche,  sondern  weil 
ihnen  die  elementarste  Weisheit  der  Menschenbehand- 
lung fehlt,  . . . oder  . . . weil  isie  in  ein  laxes  Denken 
über  folgenschwere  Dinge  hineingeglitten  sind.““)  — 
Einem  weiteren  Einwand,  der  sich  in  ähnlicher  Richtung 
bewegt,  daß  nämlich  der  Fortbildungsschulunterricht 
durch  derartige  Jugendpflege  zu  weit  ausgedehnt  würde, 
kann  man  entgegenhalten,  daß  nicht  für  jede  Einrichtung 
der  Jugendpflege  besondere  Unterrichtsstunden  ge- 
schaffen werden  müssen;  der  Lehrer  muß  es  als  guter 
Pädagoge  verstehen,  schon  den  beruflichen  Unterricht 
in  der  Weise  zu  gestalten,  daß  dadurch  die  Charakter- 
bildung gefördert  wird,  daß  Vaterlandsliebe  und  Sinn 
für  das  Heimatswesen  geweckt  werden  usw.  Es  kommt 
ja  nicht  so  sehr  auf  eine  umfangreiche,  denn  vielmehr 
auf  eine  gründliche  Bildung  an.  Daher  sind  nicht  immer 

^)  Vergl.  oben  Seite  4Ö. 

*)  F.  W.  Foerster,  Jugendle'hre  (1910),  Seite  6. 
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spezielle  Unterrichtsstunden  erforderlich,  der  berufliche 
Unterricht  bietet  Anknüpfungspunkte  genug,  und  selbst 
wo  sich  ein  geringes  Mehr  an  Stunden  notwertdig  er- 
weist, ist  dieses  Opfer  zu  schwer?  Bringt  es  nicht  eine 
Reihe  von  Vorteilen  mit  sich,  die  zur  Genüge  wieder 
die  Nachteile  aufwiegen?  Die  Fortbildungsschule  muß 
also  neben  einer  gründlichen  beruflichen,  eine  ent- 
sprechende allgemeine  Bildung  geben,  um  so  die  Bildung 
des  Charakters  zu  fördern,  sie  darf  die  Körper-  und 
Gesundheitspflege  nicht  vernachläsisigen  und  muß  auch, 
wenn  nötig,  Geselli^eit  und  Unterhaltung  unter  ihren 
Zöglingen  pflegen  und  sie  wirtschaftlich  fördern.  Für 
die  weibliche  Erziehung  kommt  noch  ganz  besonders 
hinzu,  die  Jugendpflege  auf  die  künftige  Stellung  des 
Mädchens  als  Hausfrau  und  Mutter  izuzuschneiden.  Nicht 
bloß  auf  die  technische  Seite  der  Haushaltung  und  der 
Kinderpflege  darf  der  Unterricht  in  den  Mädchenfort- 
bildungsschulen beschränkt  werden,  es  ist  auch  die  Auf- 
gabe der  Fortbildungsschule,  die  Mädchen  so  zu  er- 
ziehen, daß  sie  später  befähigt  sind,  ihren  Kindern  eine 
Mutter,  ihrem  Mann  eine  Stütze  zu  sein.^)  Auch  heute 
noch  beruht  das  Glück  des  Volkes  auf  dem  der  Familie; 
dieses  Glück  herzustellen,  ist  heute,  wo  der  Mann  vom 
Erwerbsleben  noch  mehr  als  früher  in  Anspruch  genom- 
men wird,  in  erster  Linie  die  Aufgabe  der  Frau.  Des- 
halb ist  es  notwendig,  den  Willen  des  Mädchens  in  der 
richtigen  Weise  zu  erziehen,  cs  heranzubilden  zu  einer 
Persönlichkeit,  die  zu  klar  durchdachtem,  zielbewußtem 
Handeln  befähigt  ist. 

§ 3.  Die  einzelnen  Arten  der  Jugendpflege  ln  der 

Fortbildungsschule. 

1.  Geistespflege:  Allgemeinbildung  und 
Charaktererziehung.  (Staatsbürgerliche  Erziehung.) 

Man  kann  die  Allgemeinbildung  verbunden  mit  der 

Vergl.  den  Erlaß  des  preußischen  Kultusministeriums 
vom  30.  April  1913. 
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Oharaktererziehung  zusammenfassen  in  einen  Ai»sidr>uck, 
den  Kerschensteiner  geprägt  hat.  Er  nennt  sie  „Lebens- 
und Bürgerkunde“  oder  „staatsbürgerliche  Er- 
ziehung“. Kerschensteiner  versteht  hierunter  nicht 
bloß  die  Belehrung  über  staatswisseiischaftliche  Dinge: 
Sie  spielen  allerdings  hierbei  eine  gewisse  Rolle,  aber 
neben  der  Bildung  des  staatsbürgerlichen  Gedanken- 
kreises, der  Erziehung  zum  selbstständigen  Denken  und 
Urteilen  in  politischen,  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Dingen,  kommt  es  auf  die  Erziehung  des  staatsfbürger- 
lichen  Willens  an,  d.  i.  jene  Bildung,  die  den  einzel- 
nen befähigt,  seine  eigenen  Interessen  und  Ueber- 
zeoigungen  oder  diejenigen  seines  Lebenskreiseis  so  zu 
vertreten,  daß  die  höhere  staatliche  Einheit  und  Ord- 
nung dadurch  nicht  aufgelöst,  sondern  vertieft  und  ver- 
stärkt wird.  Kerschensteiner  schreibt  in  seinem  Buche 
„Der  Begriff  der  staatsibürgerlichen  Erziehung“  (S.  32): 
„Das  Ziel  der  staatsbürgerlichen  Erziehung  ist  die  Ver- 
wirklichung eines  sittlichen  Gemeinwesens;  es  ist  das 
Ideal  des  Kultur-  und  Rechtsstaates.  Es  ist  das  Ideal 
des  Rechtsstaates,  insofern  die  erstrebte  Gemeinschaft 
die  Beziehungen  aller  Bürger  nach  den  Maßstäben  der 
Gerechtigkeit  und  Billigkeit  regeln  soll,  es  ist  das 
Ideal  des  Kulturstaates,  insofern  sie  allen  Bürgern  ohne 
Ausnahme  die  Möglichkeit  gewähren  muß,  sich  im  Sinne 
der  ethischen  Kulturwerte  nach  Maßgabe  ihrer  Be- 
gabung zu  betätigen.“  Bei  der  Ausgestaltung  einer 
solchen  Erziehung  werden  naturgemäß  auch  andere 
Eigenschaften  entwickelt:  Gewissenhaftigkeit,  Verant- 
wortlichkeitsgefühl, Umsicht,  Fleiss,  Sparsamkeit,  Be- 
rufstüchtigkeit; aber  als  wesentliches  Moment  der 
staatsbürgerlichen  Erziehung  kommt  hinzu  ein  Ent- 
gegenwirken gegen  den  bloß  individualistisch  gerich- 
teten Willen,  die  Rücksichtnahme  auf  andere.  Die 
staatsbürgerliche  Erziehung  geht  dahin,  „durch  die  rechte 
Gestaltung  der  Schulen,  ihrer  Schülerverbände,  ihrer 
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Arbeitsplätze  und  Arbeitsmethoden  die  Zöglinge  zu 
lehren,  einer  Gemeinschaft  zu  dienen,  sie  an  die  Pflicht 
zu  gewöhnen,  unter  freiwilliger  Einfügung,  Unterord- 
nung, gegenseitiger  Rücksichtnahme  und  nicht  zuletzt 
unter  freiwilligen  persönlichen  Opfern  diese  Gemein- 
schaft sittlich  zu  fördern  “ (Kerschensteiner  a.  a.  0. 
Seite  31)  und  für  sie  mitverantwortlich  zu  sein.  Ein 
Bekanntmachen  mit  den  Grundlagen  der  Volkswirt- 
schaft, den  Elementen  der  Gewerbegesetzgebung  sowie 
der  Organisation  des  Reiches,  Staates  und  der  Gemein- 
den setzt  die  staatsbürgerliche  Erziehung,  wie  schon 
oben  gesagt  wurde,  voraus.  Diese  Dinge  müssen  dem- 
nach erläutert  werden,  es  kommt  aber  weniger  auf  das 
Wissen  von  Paragraphen  an,  als  vielmehr  ist  erforder- 
lich, die  innere  Notwendigkeit  und  den  Nutzen  dieser 
Einrichtungen  zu  begründen,  ihre  Entwicklung  aus 
früheren,  unvollkommenen  Zuständen  darzulegen  und 
die  Beziehungen  auseinanderzusetzen,  die  der  Einzelne 
im  allgemeinen  und  als  Angehöriger  eines  bestimmten 
Berufes  zu  ihnen  hat.  Besonders  muß  der  Unterricht  den 
Schülern  den  Gedanken  nahelegen,  daß  nur  Einordnung 
in  den  allgemeinen  Wirtschaftsbetrieb  die  Grundlage 
einer  segensreichen  Volkswohlfahrt  sein  kann,  daß  das 
Wohl  des  Einzelnen  und  des  einzelnen  Standes  von  dem 
guten  Gedeihen  der  Gesamtheit  abhängt,  daß  wünschens- 
werte Veibesserungen  nicht  durchfühiibar  sind  ohne 
Rüdksicht  auf  die  Gesamtheit,  und  daß  der  Einzelne  oft 
im  Gesamtinteresse  Opfer  bringen  muß.  Natürlich 
müssen  hierbei  alle  Theorien,  für  die  den  Zöglingen  die 
geistige  Reife  fehlt,  außer  Betracht  gelassen  werden. 
Gerade  die  Fortbildungsschule^)  ist  geeignet,  auf  diese 
Dinge  hinzuweisen.  Die  Altersstufe  von  14 — 18  Jahren 

Es  •er««iheint  m.  E.  unmöglich,  einen  durchgreifenden 
Unterricht  ülber  diese  Dinge  «chon  in  der  Volksschule  mit 
Erfolg  ahzukalten.  Anderer  Ansicht  sind  Laux-Boock: 
„Die  Erziehung  des  E>eutschen  zum  tStaatsbürger”  S.  27  ff. 
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ist  diesen  Besprechungen  leicht  zugänglich;  die  Kräfte 
konzentrieren  sich  in  diesem  Alter  auf  die  Anpassung 
an  das  gesellchaftliche  Lehen;  wir  sehen  es  an  dem 
Bandenwesen,  der  Nachahmung  der  Erwachsenen,  alles 
Ausdrucksformen  dieser  Tendenz.  Diese  Triebe  muß 
sich  die  staatsbürgerliche  Erziehung  zu  Nutzen  machen. 
Sie  kann  leicht  sozial-ethische  Fragen  in  ihren  Bereich 
ziehen  und  wird  bei  den  Schülern  Interesse  dafür  fin- 
den. Natürlich  darf  diese  Unterrichtsmethode  nicht  dazu 
führen,  daß  der  Lehrer  sich  für  bestimmte  politische 
Gesinnungen  und  Urteile  einsetzt.  Der  Unterricht  muß 
sachlich  und  objektiv  bleiben,  er  darf  nicht  ins  Politi- 
sieren ausarten.  Er  muß  sich  ferner  auf  das  Not- 
wendigste und  Hauptsächlichste  beschränken,  aber  eine 
gute  Grundlage  und  Anregung  zu  weiterer  Selbstinfor- 
mation geben.  Es  ist  von  Vorteil,  womöglich  die  heimat- 
lichen Verhältnisse  heranzuziehen  (Kerschensteiner), 
denn  gerade  die  Rücksichtnahme  auf  diese  fesselt  das 
Interesse  der  Zuhörer  und  macht  sie  den  Einwirkungen 
des  Erziehers  geneigter.  Für  die  Mädchenfortbildungs- 
anstalten wurde  vorgeschlagen,  die  Bürgerkunde  durch 
weibliche  Lebenskunde  zu  ersetzen,  die  vor  allem  die 
Stellung  der  Frau  in  Familie,  Haus,  Beruf  und  Wohl- 
fahrtspflege behandelt.^)  Man  kann  hierdurch  letzten 
Endes  dasselbe  erreichen  wie  durch  die  staatsbürger- 
liche Erziehung  der  männlichen  Jugendlichen,  Dabei 
erachte  ich  jedoch  eine  gewisse  Kenntnis  der  staatlichen 
und  gemeindlichen  Einrichtungen  auch  für  das  weibliche 
Geschlecht  für  geboten.“) 


Erlaß  des  preußischen  iHaudels^Mmisteriums  vom  1. 
Juli  1911. 

“)  Den  Mädchen  dieselbe  istaatsbürj?erliche  Erziehung 
wie  den  Knaben  zuteil  werden  zu  lassen,  wie  A.  Herrmann 
in  einem  Artikel  des  Zentralblattes  des  Bundtes  deutscher 
Praiienvereine  (abgedruckt  in  der  Zeitschrift  für  das  ge- 
samte kaufmännische  Unterrichtswesen  XV.  Jahrgang  Seite 
110  ff)  vorschlägt,  dürfte  denn  doch  m.  E.  zu  weit  gehen. 


75 


Kerschensteiner  geht  nun  davon  aus,  daß  mit  der 
theoretischen  Willensbildung  allein  ebensowenig  getan 
ist  wie  mit  der  theoretischen  Berufsbildung;  die  prak- 
tische Übung  muß  hinzukommen.  Und  hier  liegt  ein 
weiterer  Grund,  weshalb  Kerschensteiner  die  schon  im 
zweiten  Teil  dieser  Art)eit  besprochenen  S c h u 1 w e r k- 
stätten  an  den  Fortbildungsschulen  eingeführt  wis- 
sen will.  Diese  sollen  nicht  bloß  die  praktische  Berufs- 
arbeit fördern,  sie  haben  eine  zweite  wesentliche  Auf- 
gabe zu  erfüllen,  nämlich  die  praktiche  staatsbürgerliche 
Erziehung  zu  bewerkstelligen.  Durch  die  Lehrwerk- 
stätten sollen  infolge  der  Zusammenarbeit  einer  großen 
Anzahl  von  Sdhülern  auch  allgemeine  Bildungswerte 
geschaffen  werden,  reger  Wetteifer  soll  angeregt,  Ord- 
nungssinn und  Fleiß  gehoben,  selbständiges  praktisches 
Denken  und  Handeln  und  das  Verantwortlichkeitsgefühl 
anerzogen  und  vor  allem  Rücksichtnahme  auf  andere 
und  Einordnung  in  einen  größeren  Kreis  geübt  werden. 
Um  diesen  Zweck  wirksam  zu  gestalten,  verlangt  Ker- 
schensteiner die  Einführung  der  Selbstverwaltung  der 
Schüler  im  Schulleben.  Die  Schüler  sollen  Vertrauens- 
männer aus  ihrer  Mitte  wählen,  welche  die  Durch- 
führung geordneter  Zustände  in  den  Lehrwerkstätten 
selbsttätig  unter  Aufsicht  der  Lehrer  bewirken.  Diesen 
Vertrauensmännern  sind  die  übrigen  Schüler  im  Schul- 
betrieb zu  Gehorsam  verpflichtet.  Die  Amerikaner 
haben  dieses  System  des  Schulstaates  bereits  längere 
Zeit  eingeführt  und  zwar  auch  aus  Erwägungen  der 
staatsbürgerlichen  Erziehung.  Das  „school-city  System“ 
ist  in  allen  amerikanischen  Städten  verbreitet  und  hat 
größte  Erfolge  gehabt.  Es  ist  ein  großes  Verdienst  Ker- 
schensteiners,  diesen  Schulstaat  auf  deutsche  Verhält- 
nisse und  gerade  in  die  Fortbildungsschule  übertragen 
zu  haben,  wo  die  Schüler  in  einem  Alter  stehen,  das  von 
Freiheitsdrang  und  dem  Streben  nach  Selbstbetätigung 
so  stark  beseelt  ist.  Den  Schülern  wird  der  Gehorsam 
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dadurch  keineswegs  erspart,  aber  jener  Gehorsam,  den 
sie  bei  der  Selbstregierung  üben,  ist  ein  freiwilliger,  der 
die  Schüler  zum  Selbstbewußtsein  bringt  und  in  ihnen 
das  Verantwortlichkeitsgefühl  großzie'ht. 

Diese  Erziehung,  die  in  geschickter  Weise  neben 
ethischer  Bildung  auch  eine  entsprechende  Allgemein- 
bildung sichert,  wird  zweckmässig  ergänzt  durch  die 
Einrichtung  einer  unter  der  Selbstverwaltung  der 
Schüler  stehenden  S c h u 1 b ü c h e r e i , welche  die  Er- 
ziehungsbestreibungen der  Fortbildungsschule  unter- 
stützt und  außerdem  auch  über  die  entsprechende  Fach- 
literatur, soweit  diese  im  Rahmen  des  Fortbildungs- 
schulunterrichts erwünscht  ist,  verfügt,  ln  der  Fort- 
bildungsschule ist  eine  Bibliothek  etwas  durchaus 
Wünschenswertes,  denn  gerade  die  obligatorische  Fort- 
bildungsschule erfaßt  alle  Jugendlichen  des  betreffenden 
Alters,  die  Bibliothek  kann  also  mehr  als  jede  andere 
Bücherei  auf  den  iStand  und  die  Eigenart  der  Leser 
Rücksicht  nehmen.  Außerdem  sichert  die  Verbindung 
mit  der  'Schule  die  Erhaltung  und  den  Ausbau  der  Bib- 
liothek. Auf  diesem  Wege  ist  auch  der  Kampf  gegen 
die  Schundliteratur  am  leichtesten  und  sichersten  mög- 
lich. Allerdings  erfordert  die  Einrichtung  solcher  Bib- 
.liotheken  bedeutende  Mittel,  die  in  erster  Linie  von 
Staat  und  Gemeinden  zu  tragen  sind.  Aber  es  erscheint 
auch  nicht  aussichtslos  und  unangebracht,  wenn  in  die- 
ser Angelegenheit  an  die  Opferwilligkeit  der  für  die  Er- 
ziehung und  Bildung  der  Jugend  interessierten  Kreise 
appelliert  wird.  Wo  besondere  Fortbildungsschulbiblio- 
theken infolge  zu  hoher  Unkosten  oder  beim  Vorhan- 
densein ausreichend  erscheinender  anderweitiger  Ein- 
richtungen zur  Befriedigung  des  Lesebedürfnisses  nicht 
errichtet  werden,  ist  es  ratsam,  den  Fortbildungs- 
schülern die  Benutzung  anderer  Bibliotheken  zu  erleich- 
tern; eine  derartige  Einriohtung  ist  beispielsweise  in 
Köln  getroffen  worden:  Den  Schülern  werden  gegen 


— 77  — 

Vorzeigung  ihres  Ausweises  kostenlos  Bücher  aus  den 
Jugendabteilungen  der  städtichen  Volksbibliotheken  zur 
Verfügung  gestellt.  Dabei  ist  den  Fortbildungsschulen 
bei  der  Anschaffung  der  Bücher  für  die  Jugendabteilun- 
gen ein  weitgehender  Einfluß  zugesichert,  indem  mehrere 
Fortbildungschullehrer  dem  Ausschuß  für  Jugendbücherei 
angehören  und  so  geeignete  Vorschläge  bei  Neuanschaf- 
fungen machen  können. 

Eine  weitere  (segensreiche  Einrichtung,  die  auch  in 
diesem  Abschnitt  erwähnt  zu  werden  verdient,  ist  die 
Pflege  des  Sparsinnes  in  der  Fortbildungs- 
schule. Die  Schüler  der  Fortbildungsschule  gehören  zu 
einem  großen  Teil  den  niederen  sozialen  Schichten  an, 
und  diese  zeigen  im  allgemeinen  wenig  Neigung  zur 
Sparsamkeit.  Die  Behauptung,  daß  die  Flebung  unserer 
Sparkassen  auf  die  erhöhte  Spartätigkeit  der  minder- 
bemittelten Klasisen  zurückzuführen  sei,  beruht  auf 
einem  Irrtum.  'Es  ist  deshalb  ratsam,  die  Spartätigkeit 
in  der  Schule  anzuregen.  Die  Arbeit,  die  in  dieser  Be- 
ziehung die  Volksischule  schon  leistet,  muß  in  der  Fort- 
bildungsschule fortgesetzt  werden.  Ein  nachahmens- 
wertes Beispiel  bietet  in  dieser  Beziehung  die  Stadt 
Aachen.  Die  städtischen  'Sparkassen  verzinsen  hier  die 
Einlagen  der  Fortbildungschüler  zu  4 %,  wozu  noch 
2 % besondere  Sparprämie  kommen  nach  regelmässiger 
Sparbeteiligung  oder,  wenn  ein  Sparguthaben  in  be- 
stimmter Höhe  angelegt  ist.  In  andern  Städten  ist  man 
ähnlich  vorgegangen. 

2.  Körper-  ur\d  Gesundheitspflege. 

Ein  anderes  umfangreiches  Gebiet  der  Jugend- 
pflege befaßt  sich  mit  der  Körper-  und  Gesundheits- 
pflege. Diese  muß  auch  nach  der  Volksschulentlassung 
fortgesetzt  werden;  gerade  in  dem  Alter,  in  dem  sich 
die  Fortbildungsschüler  befinden,  ist  sie  am  notwendig- 
sten, denn  in  dieser  Wachstumsperiode  ist  der  Mensch 
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■für  Krankheiten  sehr  empfänglich;  auch  wihkt  das  Er- 
werbsleben mit  seinen  mehr  oder  weniger  großen  Ge- 
fahren für  die  Gesundfheit,  mit  seinen  oft  starken  An- 
forderungen an  die  Körperkräfte  recht  nachteilig  auf 
ihn  ein,  wenn  nicht  in  jenen  Jahren  für  entsprechende 
hygienische  Abwehrmittel  Sorge  getragen  wird.  Bei- 
spiele dafür,  wie  Gesundheit  und  Körperstärke  im  Ab- 
nehmen begriffen  sind,  bieten  die  Statistik  der  Militär- 
tauglichkeit der  letzten  Jahre  und  die  steigenden  Zahlen 
der  Geburtenrückgänge.  Die  Statistik  der  Militärtaug- 
lichkeit verzeichnet  in  Prozenten 


Man  ersieht  hieraus,  daß  die  Zahl  der  Tauglichen 
Im  Abnehmen  begriffen  ist  und  die  Zahl  der  minder 
Tauglichen  zunimmt.  Was  den  Geburtenrüdkgang  an- 
geht, so  verzeichnet  die  Statistik  im  Jahre 

1908  32,1 

1909  31,0 

1910  29,8 

Geburten  auf  1000  Einwohner.“') 


letzten  Jaihrgänge  (1907—1914)  des 
Jahrbuches  für  das-  deutsche  Reich,  Ar- 
tikel Äiy.:  „Knegswesen”.  Die  erst  während  der  Druck- 
legung  dieser  Abhandlungen  veröffentlichten  Zahlen  für  1913 
tötat.  Jahrb.  1W5)  zeigen  allerdings  starke  Aenderungen 

einzelnen  Rubriken  sind: 
M.b,  144,  18,9;  5,0.  Vielleicht  waren  andere  Gesichtspunkte 
bei  den  militärischen  Musterungen  maßgebend. 

“*)  Wiemann.  Jugendpflege,  Seite  28. 
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Nun  nehmen  sich  ja  zahlreiche  Vereine  gerade  der 
Jugendlichen  an,  um  sie  auf  dem  Gebiete  der  Körper- 
pflege besser  zu  stellen,  als  sie  bisher  standen,  aber  auch 
die  Fortbildungsschule  hat  die  Pflicht,  an  dieser  wich- 
tigen Aufgabe  der  Volkserstarkung  mitzu wirken.  Auf 
der  Konferenz  des  Zentralausschusses  für  Volks-  und 
Jugendpiele  am  26.  April  19120  wurde  mit  Recht  betont, 
daß  gerade  die  Fortbildungsschule  berufen  isei,  mitzu- 
arbeiten an  der  Kräftigung  und  Wehrhaftmachung  des 
Volkes  und  an  der  Erziehung  der  Mädchen  zu  gesunden 
Müttern.  Die  Fortbildungsschule  soll  ge- 
rade jene  erfasssen,  die  sich  nach  Ab- 
solvierung der  Elementarschule  nicht 
besonderen  Turn-,  Spiel-  oder  Sport- 
vereinen anschliessen.  Dazu  kommt,  daß  die 
Mehrzahl  der  Fortbildungsschüler  aus  denjenigen  Volks- 
schichten stammt,  wo  Wohnungselend,  schlechte  Er- 
nährung und  mangelhafte  Pflege  vorherrschen  und  die 
Jugend  infolgedessen  vielfach  körperlich  minderwertig 
ist,  und  es  besteht  die  Gefahr,  daß  solche,  die  schon 
einen  Krankheitskeim  in  sich  tragen,  diesen  noöh  anderen 
schwächlichen  Mitschülern  mitteilen.  Die  Fortbildungs- 
schule muß  Sorge  tragen  für  eine  gründliche  Ausbil- 
dung des  Körpers  durch  Turnen,  Spielen,  Wandern, 
Schwimmen  sowie  durch  einen  genügend  langen  Er- 
holungsurlaub während  der  Lehrjahre,  sie  muß  ferner 
vorbeugend  gegen  Krankheiten  wirken  durch  ärztliche 
Ueberwachung  der  Schüler  und  durch  aufklärende  medi- 
zinische Vorträge  („Gesundheitsunterricht“).  Die  Auf- 
wendungen, welche  hierfür  notwendig  werden,  isind  nur 
scheinbare  Mehrausgaben,  denn  sie  erhöhen  die 
Leistungsfähigkeit  und  kommen  indirekt  den  Ersparnis- 
sen der  Kranken-,  Invaliden-  und  Armenunterstützun- 
gen zugute,  ja  man  kann  wohl  sagen,  daß  die  gesparten 
Ausgaben  dieser  Unterstützungen  in  ihrer  Gesamt- 

Soziaile  Praxis  1911/12,  Seite  987  f. 
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summe  größer  'sind,  als  jene  finanziellen  Opfer,  welche 
die  Körperpflege  in  der  Fortbildungsschule  erheischt. 
Es  ist  nichts  dagegen  einzuwenden,,  wenn  diese  Körper- 
pflege möglichst  in  die  Stunden  nach  Feierabend  ver- 
legt wird  — allerdings  mit  nicht  zu  spät  liegendem 
Schluß;  außerdem  würden  die  meisten  Arbeitgeber 
Widerspruch  gegen  eine  weitere  Kürzung  ihrer  Ver- 
fügungsmöglichkeit über  den  jugendlichen  Arbeiter  er- 
heben. M.  E.  genügt  es,  wenn  die  Fort- 
bildungsschule den  Turnunterricht  ob- 
ligatorisch macht,  die  Beteiligung  an  den 
übrigen  'Leibesübungen  (Wanderungen,  Baden,  Schwim- 
men, Gesang)  aber  der  freien  Entschließung  der  Ein- 
zelnen überläßt.  Die  Kosten  für  den  Turnunter- 
richt sind  nicht  sehr  bedeutend,  da  die  Turnhallen 
und  -geräte  der  Volksschulen  benutzt  werden  können. 
In  den  Sommermonaten  kann  man  den  Turnunterricht 
mit  Spielen  im  Freien  abwechseln,  soweit  die  örtlichen 
und  zeitlichen  Verhältnisse  es  angebracht  erscheinen 
lassen.  Es  wäre  allerdings  wünschenswert,  wenn  für 
die  Besucher  der  Fortbildungsschulen  besondere  Spiel- 
nachmittage festgesetzt  würden;  man  hat  diese  Einrich- 
tung auch  von  verschiedenen  'Seiten  erwogen,  aber  die- 
ser Vorschlag  geht  doch  sehr  weit  und  würde  auch  bei 
den  meisten  Arbeitgebern,  die  sich  olmehin  schon  viel- 
fach gegen  den  obligatorischen  Turnunterricht  gewen- 
det haben,  auf  einen  wohl  zu  begreifenden  starken  Wi- 
derstand stoßen.  Neben  diesen  Veranstaltungen  sollen 
die  Leiter  und  Lehrer  die  Fortbildungs*schüler  veranlas- 
sen, sich  den  auf  freiwilliger  Grundlage  beruhenden 
Vereinigungen  zur  Hebung  der  Körperkraft  anzu- 
sühließen.  Es  kommen  hier  vor  allem  Sport-  und  Wan- 
dervereine in  Betracht.  Daneben  aber  soll  auch  die  Fort- 
bildungsschule, wenn  die  Möglichkeit,  der- 
artigen Vereinen  beizutreten,  erschwert 
ist,  den  Schülern  Gelegenheit  geben,  die  Körperpflege 
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über  den  Rahmen  des  obligatorischen  Turnunterrichts 
hinaus  freiwillig  zu  betreiben.  Hier  wäre  an  erster  Stelle 
zu  nennen  die  Veranstaltung  von  Ausflügen.  Die  beste 
Gelegenheit,  mit  den  Schülern  Wanderungen  in  der 
näheren  und  weiteren  Umgebung  des  Schulortes  zu 
unternehmen,  bietet  'sich  an  den  Sonntagen,  und  diese 
werden  so  zu  wiiklichen  Sonnentagen  für  die  Jugend 
gestaltet.  Es  wird  allerdings  auch  von  Vorteil  sein,  mehr- 
tägige Wanderungen  zu  veranstalten.  Gelegenheit  hier- 
zu bieten  die  durchaus  einmal  im  Jahr  notwendigen 
Ferien.  Mit  Wandervereinen,  Klubs  und  Jugendwehr- 
organisationen müssen  die  Leitungen  der  Fortbildungs- 
schulen in  Verbindung  treten.  Auch  müssen  isie  sich  nadh 
billiger  Unteilkunftsmöglichkeit  umsehen.  In  Rheinland 
und  Westfalen  bestehen  'seit  1911  schon  mehrere  Jugend- 
herbergen, die  allen  anständigen  Burschen  und  Mädchen 
ohne  Unterschied  der  Bildung  gegen  ein  Entgelt  von 
20  bis  30  Pfennigen  Nachtquartier  gewähren.  Kamerad- 
schaftlichkeit, Sinn  für  Naturschönheit,  Liebe  zur  Heimat 
werden  durch  die  Wanderungen  geweckt,  die  Jugend- 
lichen fühlen  sich  körperlich  frisch  und  mit  Fröhlichkeit 
und  neuem  Mut  kehren  sie  wieder  zu  ihrer  Berufstätig- 
keit zurück.  Hinzu  kommt  noch  ein  wesentlich  psycho- 
logisches Moment,  das  gerade  die  Veranstaltung  von 
Wanderungen  in  der  Fortbildungsschule  recht  wertvoll 
macht.  Hier  ist  nämlich  dem  Lehrer  mehr  als  im  Unter- 
richt Gelegenheit  geboten,  die  Schüler  einzeln  kennen 
zu  lernen  und  sich  den  Weg  zu  Geist  und  Herz  der 
jungen  Leute  zu  bahnen.  Er  kann  hier  einen  Einblick 
tun  in  manches  Herz,  dem  'sich  das  Leben  nicht  immer 
von  der  Sonnenseite  aus  gezeigt  hat,  und  hier  kann  er 
oft  Trost  und  Ermunterung  spenden.  Allerdings  gehört 
auf  Seiten  des  Erziehers  hierzu  die  Kunst,  Menschen 
behandeln,  sich  in  andere  hineinversetzen,  die  psycho- 
logischen Bedingungen  ihrer  Lebens-  und  Schaffens- 
freudigkeit erkennen  zu  können.  Es  bietet  sich  ferner 
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dem  Lehrer  auf  Wansderungen  auch  die  Möglichkeit, 
allgemeinbildende  Themata  in  ungezwungenem  Gespräch 
mit  den  Schülern  zu  behandeln  und  manchmal  weit 
besser  derartige  Dinge  anzubringen,  als  es  sich  im 
Unterricht  ermöglichen  ließe.  — Eine  weitere  Gelegen- 
heit, für  die  Körpererstarkung  zu  'sorgen,  bietet  sich  der 
Fortbildungsschule  insofern,  als  sie  den  Schülern  Ge- 
legenheit gibt,  an  bestimmten  Tagen  die  Bade- 
anstalten — wo  solche  vorhanden  sind  — gegen 
geringes  Entgelt  oder  umsonst  zu  besuchen  und  dort 
Schwimmunterricht  zu  nehmen.  Die  Betätigung  ist  im 
allgemeinen  eine  recht  erfreuliche.  — Ein  gutes  Mittel 
zur  Stählung  der  Gesundheit  und  dazu  eine  wirksame 
Hilfe  bei  der  Volkserziehung  ist  die  Pflege  des  Ge- 
sanges, besonders  des  Volksliedes  in  der  Fort- 
bildungsschule. Die  Gesangespflege  stärkt  die  Lungen, 
und  der  Gesang  guter  Volkslieder  bannt  audh  die  öden 
und  üblen  Gassenhauer  aus  dem  Familierikreis  und  von 
der  Arbeitsstätte,  und  es  trägt  zur  allgemeinen  Freude 
bei,  wenn  auf  den  Wanderungen  ein  frisches  Wander- 
lied stimm-  und  textfest  gesungen  wird. 

Es  empfiehlt  sich  fernerhin,  die  Fortbildungsschul- 
besucher periodisch  wiederkehrenden  ärztlichen 
Untersuchungen  zu  unterziehen,  wie  dies  in  den 
Volksschulen  schon  seit  längerer  Zeit  allenthalben 
geschieht.^)  In  der  Fortbildungsschule  darf  die  ärztliche 
Ueberwachung  nicht  vernachlässigt  werden,  denn  der 
Arzt  muß  feststellen,  ob  die  jungen  Leute  überhaupt 
tauglich  sind  zu  dem  Beruf,  den  sie  sich  erwählt  haben 
und  weiterhin,  wie  die  Beschäftigung  auf  ihren  Gesund- 
heitszustand einwirkt.  Nötigenfalls  müssen  Abhilfemaß- 
regeln getroffen  werden.  Gerade  die  Einrichtung  der 
ärztlichen  Untersuchung  in  den  Schulen  trägt  sehr  zur 

Vergl.  die  Abhandluneren  der  letzten  Jahrgänge  des 
kommunalen  Jahrbuches.  Artikel  „Schulgesundheitspflege”. 
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Volksgesundung  und  Volkserstaikung  bei.  Die  ersten 
Versuche  dieser  Art  wurden  1911  in  den  Wiener  Fort- 
bildungsschulen gemacht.  Sie  wurden  bald  in  Deutsch- 
land nachgeahmt  (Bremerhaven,  Sdhöneberg,  München 
u.  a.),  und  man  hat  allgemein  günstige  Resultate  mit  der 
Einführung  erzielt.  Vielleicht  wäre  es  möglich,  dort,  wo 
schon  besondere  Schulärzte  für  Volksschulen  angestellt 
sind,  diesen  auch  die  ärztliche  Ueberwachung  der  Fort- 
bildungsschüler anzuvertrauen.  Neben  dieser  Unter- 
suchung bleibt  noch  eine  weitere  Tätigkeit  für  den  Arzt 
in  der  Fortbildungsschule  übrig,  nämlich  diejenige,  Vor- 
träge über  Gesundheits-  und  Körperpflege  — bei  den 
Schülerinnen  kommt  noch  die  Belehrung  über  die  'Säug- 
lingsfürsorge hinzu  — sowie  über  die  Gefahren  des 
Alkoholmißbrauchs  und  über  Sexualaufklärung  a'bzuhal- 
ten.  Es  ist  durchaus  notwendig,  in  dieser  Hinsicht 
orientierend  zu  wirken.  Allenthalben  wird  in  Kreisen 
der  Ärzte  und  Pädagogen  heutzutage  die  Notwendigkeit 
betont,  diese  Gebiete  in  der  Fortbildungsschule  einer 
Besprechung  zu  unterziehen,  was  denn  auch  schon  an 
vielen  Schulen  geschieht.  Der  Lehrer  kann  hier  nicht 
wirksam  genug  Vorgehen,  besser  ist  es,  durch  den  Arzt 
in  gelegentlichen,  zwanglosen  Vorträgen  außerhalb  des 
Unterrichts  darauf  hinweisen  zu  lassen.  Die  Vorträge 
sollen  sich  jedoch  nicht  darin  erschöpfen,  bloß  Auf- 
klärungen im  biologischen  Sinne  zu  geben,  sie  sollen 
mehr  den  Charakter  der  „hygienisch-ethischen“  Be- 
lehrung an  sich  tragen  und  aufmerksam  machen  und 
warnen.  Auch  hier  muß  eben  ein  Stück  Erziehung  ge- 
leistet werden.  Gut  ist  es,  die  in  den  Vorträgen  nieder- 
gelegten Leitsätze  auf  Merkblättern  Abdrucken  und  an 
die  Schüler  verteilen  zu  lassen. 

3.  Pflege  der  Geselligkeit  und  Unterhaltung. 

Neiben  der  Geistes-  und  Körperpflege  kommt  für  die 
Jugendpflege  in  der  Fortbildungsschule  noch  ein  Drittes 
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in  Betracht:  Es  ist  die  Pflege  der  Geselligkeit  und  die 
Darbietung  von  Unterhaltung  für  die  Jugend.  Man  kann 
und  darf  keinem  Menschen  das  Vergnügen  verbieten, 
am  wenigsten  unserer  Jugend.  Im  Gegenteil:  Jeder  soll 
sich  darüber  freuen,  wenn  das  junge  Volk  vergnügt  und 
lustig  die  freien  Stunden  genießt.  Aber  die  Vergnügungs- 
lust hat  oft  recht  bedenkliche  Formen  angenommen.  Allzu- 
häufig werden  die  Stunden  der  Erholung  in  Kneiplokalen 
und  an  sonstigen  zweifelhaften  Vergnügungsplätzen 
verbracht,  wo  die  Gesundheit  untergraben  und  das  junge 
Leben  auf  falsche  Bahnen  gelenkt  wird.  Es  ist  nicht 
genug  damit  getan,  die  jungen  Leute  vor  solcher  „Er- 
holung“ zu  warnen  und  sie  ihr  fernzuhalten,  auch  positive 
Arbeit  muß  geleistet  werden:  Die  Fortbildungsschulen 
selbst  müssen,  wenn  nicht  anderswie  genügend  gesorgt 
ist,  mit  Hand  anlegen  und  dafür  Sorge  tragen,  daß  die 
Jugendlichen  nicht  auf  den  Bahnen  weiterschreiten,  auf 
denen  sich  heute  so  oft  das  sogenannte  Vergnügen  beim 
Volke  bewegt.  Die  Fortbildungsschule  dient  dabei  nicht 
bloß  der  Erholung  und  der  Ablenkung,  sie  kann  mit  der- 
artigen Veranstaltungen  auch  erzieherisch  wirken  und 
im  Volke  dauernde  Kurlturwerte  schaffen.  Wir  können 
solche  Veranstaltungen  unterscheiden,  die  direkt  von  den 
Fortbildungsschulen  ausgehen  und  solche,  deren  Teil- 
nahme die  Fortbildungsschulen  ermöglichen.  Zu  den  Ver- 
anstaltungen der  ersteren  Art  gehört  die  Gründung  von 
Jugendvereinen  unter  Leitung  der  Fortbildungs- 
schulen, innerhalb  deren  die  Schüler  mit  Hilfe  der  Selbst- 
verwaltung — ähnlich  wie  die  Boyklu'bs  in  Amerika  — 
ihr  gesellschaftliches  Leben  und  ihre  Erholungszeit  ver- 
bringen. Man  hat  in  Hamburg  den  Anfang  mit  dieser 
Bewegung  gemacht,  sonst  ist  noch  nichts  auf  diesem 
Gebiete  geschehen.  Etwas  ähnliches  jedoch  wollen  die 
Lehrlingsheime,  die  selbständig  oder  in  Verbin- 
dung mit  der  Fortbildungsschule  in  mehreren  deutschen 
Städten  (Magdeburg,  Eisenach,  Herford,  Rathenow  u.  a.) 
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bereits  eingeführt  sind.  Derartige  Einrichtungen  sollen 
den  Jugendlichen  für  die  kurzen  Freizeiten,  die  Abende 
und  die  freien  Tage,  an  denen  das  Wetter  zu  schlecht 
ist,  um  Wanderungen,  Spiele  im  Freien  und  anderes  zu 
unternehmen,  Unterkunft  und  gemütliches  Zusammen- 
sein gewähren.  Hier  soll  den  jungen  Leuten  in  zwang- 
losen, geselligen  Zusammenkünften  Besseres  und 
Schöneres  geboten  werden,  als  das  Wirtshausleben  ihnen 
bieten  kann,  hier  soll  ihnen  Gelegenheit  gegeben  werden 
zu  gemeinsamer  Unterhaltung  und  Belehrung  und  zu 
gegenseitigem  Ideenaustausch.  Manchem  Schüler  kann 
sich  hier  ein  gemütliches  Heim  auftun,  das  er  leider  oft 
zu  Hause  entbehren  muß.  — Man  schaffe  weiterhin  für 
die  Fortbildungsschuljugend  Unterhaltungs- 
abende, z.  B.  patriotische  Feiern  usw.,  deren  Mittel- 
punkt ein  Vortrag,  eine  kinematographische  Vorstellung 
oder  musikalische  oder  theatralische  Vorführungen 
bilden.  So  wird  den  Schülern  nicht  bloß  Unterhaltung 
geboten:  Das  Vergnügen  ist  für  sie  auch  belehrend  und 
genußreicher  als  mancher  Tingel-Tangel,  dem  sie  sonst 
nachgehen.  Dabei  muß  auf  möglichste  Einfachheit  ge- 
achtet werden,  damit  die  jungen  Leute  an  diese  gewöhnt 
werden  und  nicht  dem  modernen  Luxushang  fröhnen, 
der  sich  heutzutage  gerade  in  den  Kreisen  vielfach  gel- 
tend macht,  die  am  allerwenigsten  Grund  daz>u  haben. 
Auch  die  Kunst  kann  bei  derartigen  Unterhaltungs- 
abenden zu  ihrem  Recht  kommen,  und  gerade  auf  diese 
Art  kann  die  „Kunst  dem  Volke“  näher  gebracht,  die 
Volksseele  künstlerischen  Genüssen  zugängig  gemacht, 
und  so  wesentlich  mitgearbeitet  werden  an  dem  großen 
sozialen  und  auch  wirtschaftlichen  Vorteil,  den  die 
Erweckung  und  Hebung  des  Kunstsinnes  im  Volke  mit 
sich  bringt.  Wenn  sich  auch  die  Veranstaltungen  in  der 
Fortbildungsschule,  den  Verhältnissen  Rechnung  tragend, 
oft  in  kleinem  Rahmen  halten,  so  soll  doch  das,  was 
geboten  wird,  gediegen  und  künstlerisch  einwandfrei 
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sein.  Sehr  vorteilhaft  werden  kinematographische 
Darstellungen  an  derartigen  Unterhaltungsabenden 
sein.  Gerade  weil  die  kinematographischen  Darbietungen 
von  heutzutage  inhaltlich  recht  zu  wünschen  übrig  lassen 
und  eher  als  Volksverderher  denn  als  Volkserzieher 
wirken,  so  sollen  die  Erziehungsanstalten  sich  des  Kine- 
matographen  annebmen  und  ihn  in  der  richtigen  Weise 
ausnutzen.  Wie  er  im  Unterricht  immer  häufiger  zur 
Verwendung  gebracht  werden  kann,^)  so  kann  er  auch 
durch  Vorführungen  aus  den  verschiedensten  Wissens- 
gebieten sowie  durch  Darstellungen  von  Dramen  usw\ 
der  Unterhaltung  dienen  und  dabei  ein  wesentliches 
Stück  Jugendpflege  leisten,  zumal  die  Jugend  eine  beson- 
dere Vorliebe  zu  kinematographischen  Vorführungen 
zeigt.  Es  ist  ratsam,  auch  Eltern  und  Arbeitgeber  zu 
den  Unterhaltungsabenden  einzuladen,  um  sie  so  mit  den 
Ideen  der  Fortbildungsschulen  bekannt  machen  und  ihnen 
deren  Wirken  vor  Augen  führen  zu  können.  Auch  wird 
sich  .so  ein  Hand  in  Hand  Arbeiten  zwischen  Fort- 
bildungsschule, Elternhaus  und  Arbeitgeber  leicht  be- 
werkstelligen lassen  zum  Vorteil  der  Jugendlichen.  Zu  den 
unterhaltenden  Darbietungen  der  Jugendpflege  in  den  Fort- 
bildungsschulen gehören  ferner  Führungen  durch 
Museen,  Ausstellungen,  botanische  und  zoologische 
Gärten,  Verkehrs-  und  Hafenanlagen,  Maschinenbetriebe 
u.  a.  Das  verständnislose  Hindurchgehen  durch  solche 
Anlagen  genügt  nicht,  das,  was  dort  gezeigt  wird,  muß 
durch  Fachleute  erklärt  werden  und  so  erst  gewinnt  es 
an  Wert  und  erzieherischer  Bedeutung  für  die  Jugend, 
denn  abgesehen  davon,  daß  derartige  Führungen  den 
theoretischen  Unterricht  oft  veranschaulichen,  wirken  sie 
auch  vielfach  auf  den  Kunst-  und  Heimatssinn  för- 
dernd ein. 

Die  Einbeziehung  von  Büchereien  in  die  Jugend- 
pflegeeinrichtungen kann  hier  übergangen  werden,  sie 
wurde  schon  an  anderer  Stelle*)  erwähnt. 

*)  Vergl.  oben  Seite  56.  Siehe  Seite  76  f. 
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Zu  den  unterhaltenden  und  gleichzeitig  erzieherisch 
wirkenden  Veranstaltungen,  die  für  die  Jugendpflege  in  der 
Fortbildungsschule  nutzbar  verwendet  werden  können, 
gehört  ferner  die  Ermöglichung  des  Theater- 
besuches für  die  Fortbildungsschüler.  Das  Theater 
ist  kein  Privileg  der  besitzenden  und  gebildeten  Klassen; 
man  ist  längst  dazu  übergegangen,  jene  Bildungs-  und 
Kunststätten  dem  Volke  zugängig  zu  machen  und  auch 
den  jugendlichen  Kreisen  durch  Vermittlung  der  Schulen 
die  Möglichkeit  des  Theaterbesuches  zu  erleichtern.  Das 
Theater  kann  für  die  Erziehung  der  Jugend  viel  Gutes 
wirken.  Es  ist  ein  sehr  geeignetes  Mittel,  ihr  „Bildung 
und  Kultur  in  anregender  und  äußerlich  interessanter 
Form  beizubringen“^).  Die  Schaulust  der  Jugend  muh  in 
die  richtigen  Bahnen  gelenkt,  und  dem  Besuch  der  Kinos 
muß  durch  Befriedigung  dieser  Schaulust  gesteuert 
werden.  Es  wird  wohl  nicht  angängig  sein,  besondere 
Vorstellungen  für  die  Fortbildungsschüler  zu  veranstalten, 
wohl  können  sie  an  Schülervorstellungen  teilnehmen,  ein 
noch  einfacheres  Mittel  ist  das,  ihnen  den  Besuch  durch 
Beschaffung  von  billigen  oder  unentgeltlichen  Theater- 
karten zu  erleidhtern. 

4.  Die  wirtschaftliche  Förderung  der  Fortbildungs- 
schulbesucher: Berufsberatung,  Stellenvern\ittlung, 
Beaufsichtigung  der  ersten  Stellen. 

Ein  letzter  Zweig  der  Jugendpflege,  dessen  sich 
ebenfalls  die  Fortbildungsschule  annehmen  muß,  ist  die 
wirtschaftliche  Förderung  der  Jugendlichen.  Hauptsäch- 
lich sind  hier  Berufsberatung,  Stellenvermittlung  und 
Beaufsichtigung  der  Anfangsstellen  zu  nennen.  Doch 
soll  die  Fortbildungsschule  auch  diesen 
Teil  der  Jugendpflege  Vereinen,  Han- 

*)  F.  Hauser,  Das  ßhein-Mamische  Venbandstheater. 
Leipzi.ir  tS07.  Seite  3. 
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delskammern  und  dergl.  Einrichtungen 
ü'b  erlassen,  vorausgesetzt,  daß  diese 
durchaus  genügende  un'd  zweckent- 
sprechende Vorkehrungen  hierzu  tref- 
fen. Andernfalls  aber  muß  sie  sich  auch  auf  diesem  Ge- 
biete betätigen.  Sie  bietet  nicht  nur  ihren  Zöglingen  den 
Vorteil,  daß  diese  einem  passenden  Beruf  und  einem  taug- 
lichen Lehrmeister  zugeführt  werden,  auch  den  Eltern, 
die  ernstlich  um  das  Wohl  ihrer  Kinder  bangen,  nimmt 
sie  einen  großen  Teil  der  Sorgen  ab,  indem  sie  ihnen  in 
uneigennütziger  Weise  mit  'Rat  und  Tat  zur  Seite  steht 
gerade  in  der  schweren  Zeit,  in  der  das  Kind  in  das 
Erwerbsleben  Übertritt.  Und  der  Erfolg,  den  die  Fort- 
bildungsschulen haben,  ist  infolge  ihrer  Verbindungen 
größer,  als  wenn  nur  die  Eltern  sidh  um  den  Beruf  ihrer 
Kinder  bekümmern  können. 

Eine  gründliche  Berufsberatung  ist  bei  den  heutigen 
schwierigen  Wirtschaftsverhältnissen  unbedingt  not- 
wendig im  Interesse  der  Jugendlichen  beiderlei  Ge- 
schlechts, sowohl  wie  auch  im  Interesse  der  gesamten 
Volkswirtschaft.  In  fachlichen  Kreisen  klagt  man  heute 
vielfach  darüber,  daß  die  Neigung  zu  schwerer  Arbeit 
ab-,  und  daß  die  Zahl  der  ungelernten  Arbeiter  immer 
mehr  zunimmt.  Hier  ist  es  Aufgabe  der  Berufsberatung, 
einzugreifen  und  die  Jugendlichen  auf  die  Vorteile  eines 
gelernten  Berufes  hinzuweisen.  Vielfach  kommt  es  aber 
auch  vor,  daß  die  Aibeiter  später  mit  ihrem  Berufe  nicht 
zufrieden  sind  oder  dessen  Anforderungen  nicht  ent- 
sprechen können;  sie  haben  sich  ihn  anders  vorgestellt 
und  sind  nachher  nicht  mit  Lust  und  Liebe  dabei.  Hätten 
sie  Gelegenheit  gehabt,  sich  über  den  Beruf  beraten  zu 
lassen,  neben  den  Licht-  auch  die  Schattenseiten  kennen 
zu  lernen,  so  würde  ihre  Wahl  vielleicht  anders  aus- 
gefallen sein.  Es  muß  daher  eine  besondere  Berufs- 
beratung eingerichtet  werden,  die  Eltern  sollen  ihre 
Kinder  nicht  bloß  deshalb  Schuster  oder  Schneider 
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werden  lassen,  weil  gerade  beim  Nachbar  eine  Stelle 
offen  ist,  sie  sollen  ihre  Kinder  nicht  in  einen  Beruf 
hineinzwängen,  sondern  nach  der  Neigung  und  den 
Fähigkeiten  den  Beruf  wählen.  Hier  greift  die  Fort- 
bildungsschule vorteilhaft  als  Beraterin  ein.  Die  Lehr- 
personen kennen  bald  die  Fähigkeiten  ihrer  Schüler,  sie 
wissen,  für  welchen  Beruf,  und,  wenn  sie  schon  gewählt 
haben,  ob  sie  gerade  für  diesen  Beruf  tauglich  sind.  Sie 
sollen  Eltern  und  Schüler  neben  den  Vorzügen  auch  auf 
die  Gefahren,  welche  der  Beruf  mit  sich  bringt,  auf  die 
Anforderungen,  die  er  an  die  körperlichen  und  geistigen 
Fähigkeiten  stellt,  und  auf  das  Fortkommen  im  Beruf 
aufmeI^ksam  machen.  Dabei  ist  eine  ärztliche  Beratung 
dringend  notwendig.  Es  wird  in  den  Kreisen,  die  sich 
mit  Jugendpflege  befassen,  deshalb  auch  bei  derartigen 
Berufsberatungen  eine  ärztliöhe  Untersuchung  gefordert. 
Der  Arzt  muß  feststellen,  ob  der  Betreffende  für  den  zu 
wählenden  Beruf  tauglich  ist,  ob  nicht  in  der  Familie 
Krankheiten  vorgekommen  sind,  die  befürchten  lassen, 
daß  der  zu  Untersuchende  derselben  Krankheit  verfällt, 
wenn  er  sich  in  diesem  oder  in  jenem  Beruf  betätigt. 
So  soll  man  z.  B.  recht  vorsichtig  .sein  bei  der  Berufs- 
beratung leicht  zur  Tuberkulose  Neigender  oder  bei 
Kindern  tuberkulöser  Eltern.  Weiterhin  soll  auf  die  Ver- 
mögenslage der  Jugendlichen,  eventuelle  Beihilfen,  auf 
den  gesellschaftlichen  Stand  Rücksicht  genommen 
werden.  Ein  Herabsinken  unter  den  Stand  der  Eltern 
muß  vermieden  werden,  aber  ein  unverhältnismässiges 
Erheben  über  diesen  ist  auch  nur  in  Ausnahmefällen 
ratsam.  Es  ist  vielleicht  auch  praktisch,  wie  von  Fach- 
leuten mehrfach  vorgeschlagen  wurde,  bei  der  Berufs- 
beratung den  Kinematographen  zu  Hilfe  zu  nehmen  und 
den  Eltern  und  Schülern  die  Vorgänge  bestimmter  Berufe 
vor  Augen  zu  führen.  Die  Stadt  Berlin  hat  Versuche  in 
dieser  Richtung  in  den  Fortbildungsschulen  gemacht. 
Der  Gedanke  ist  an  sich  recht  glücklich,  denn  das  In- 
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teresse  an  den  vorgeführten  Berufsarten  wird  hierdurch 
geweckt;  anderseits  werden  denjenigen,  die  bereits  ihre 
Wahl  getroffen  haben,  die  Aufgaben  veranschaulicht, 
welche  der  Beruf  an  sie  stellt. 

Mit  dieser  Berufsberatung  allein  ist  es  jedoch  nicht 
getan.  Ein  Weiteres  kommt  hinzu:  Die  Vermitt- 
lung geeigneter  Lehrstellen.  Die  Fort- 
bildungsschule kann  hier  selbständig  Vorgehen,  i n 
vielen  Fällen  wird  es  dagegen  geratener 
erscheinen,  sich  mit  den  schon  bestehen- 
den kommunalen  oder  privaten  Arbeits- 
nachweisen in  Verbindung  zu  setzen  oder 
wenigstens  in  ihren  Ausschüssen  durch  Fortbildungs- 
schullehrer vertreten  zu  sein,  um  durch  sie  geeignete 
Lehrstellen  für  ihre  Schüler  zu  beschaffen.  Wenn  die 
Schüler  oder  ihre  Eltern  allein  sorgen,  dauert  es  oft  recht 
lange,  bis  sie  eine  gewünschte  Stelle  gefunden  haben, 
denn  sie  kennen  die  entsprechenden  Mittel  weniger  gut, 
und  es  fehlt  ihnen  auch  an  günstigen  Verbindungen.  Bei 
dieser  Vermittlung  ist  Wert  auf  Tüchtigkeit  und 
Leistungsfähigkeit  des  Arbeitgebers  zu  legen,  auch  müs- 
sen genaue  Vereinbarungen  über  die  Lehrbedingungen 
getroffen  und  schriftlich  festgelegt  werden. 

Für  die  ersten  Stellen  empfiehlt  sich  fernerhin  eine 
U e b e r w a c h u n g des  jugendlichen  Arbeiters  seitens 
der  Fortbildungsschule.  Sie  soll  dabei  auf  der  einen 
Seite  dem  Lehrling  Schutz  gewähren  vor  übertriebenen 
und  ungeredhtfertigten  Anforderungen  und  vor  gewissen- 
loser und  gesundheitsschädlicher  Ausnutzung  seitens 
des  Arbeitgebers  und  auf  eine  gründliche  praktische  Aus- 
bildung bedacht  sein ; auf  der  anderen  Seite  soll  sie  aber 
auch  die  Interessen  des  Arbeitgebers,  wenn  nötig,  dem 
Lehrling  gegenüber  vertreten  und  dafür  Sorge  tragen, 
daß  der  Lehrling  ihm  gegenüber  ein  zufriedenstellendes 
Benehmen  an  den  Tag  legt.  Ein  derartiges  Zusammen- 
wirken zwischen  Schule  und  Arbeitsstätte  wird  sicher- 
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lieh  dazu  beitragen,  die  Abneigungen,  welche  die  Arbeit- 
geberkreise vielfach  noch  gegenüber  den  Fortbildungs- 
schulen an  den  Tag  legen,  zu  mindern  und  eine  Ver- 
ständigung herbeizuführen  zwischen  beiden  Teilen,  was 
sowohl  im  Interesse  der  Lehrlinge  wie  in  dem  der 
Gewerbetreibenden  liegt. 


J 


Schluß. 

Die  Ausführungen  über  das  Fortbildungsschulwesen 
zeigen,  daß  wir  es  hier  mit  einem  weitverzweigten  und 
wichtigen  Gebiet  sozialer  und  wirtschaftlicher  Tätigkeit 
zu  tun  haben,  dem  ein  nicht  geringer  Teil  der  Aufgabe 
zufällt,  eine  Besserung  in  der  Lage  der  niederen  sozialen 
Schichten  herbeizuführen  und  für  die  Zukunft  tüchtige 
Männer  und  Frauen  zu  schaffen,  die  befähigt  sind,  den 
Anforderungen  des  modernen  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
lebens gerecht  zu  werden  und  dem  Ernst  der  Zeit  mit 
festem  und  siegesbewußtem  Blick  zu  begegnen.  In 
unserer  Zeit  geht  ein  starker  sozialer  Zug  durch  die 
ganze  Kulturwelt,  man  will  dem  sozialen  Elend  steuern 
und  die  gedrückten  Volksschichten  heben.  Dabei  ist  es 
aber  gerade  gut  und  notwendig,  die  Bildung  des 
Volkes  energisch  zu  fördern^)  und  schon  mit  der  Jugend 
zu  beginnen,  sie  so  zu  erziehen,  daß  sie  von  innen  heraus 
sich  selbst  auf  eine  höhere  soziale  Stufe  emporringen 
kann.  „Die  allergrößte  Angelegenheit  eines  Volkes  ist  die 
Erziehung  seines  Nachwuchses“®),  und  die  soziale  Frage 
ist  zu  einem  großen  Teil  auch  eine  Bildungsfrage.®)  Die 
Schule  ist  eine  Vorbereitungsanstalt  für  das  Leben. 
Dieses  verlangt  ganze  Menschen,  die  geistig  und  körper- 
lich befähigt  sind,  den  Kampf  ums  Dasein  aufzunehmen; 
daher  muß  auch  die  Fortbildungsschule  energisch  mit- 


Beutler: Die  sozialen  Aufgaben  der  Stadtgemeinjden, 
Seite  99. 

‘)  Kerschens'teiner,  Staatsbürgerliche  Erziehung  der 
deutschen  Jugend,  Seite  43. 

®)  Vergleiche  hierzu  Rücklin:  Die  V(tlksgewerheschule. 
Seite  20. 
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arbeiten  an  der  Wehrhaftmachung  zu  diesem  Kampfe, 
sowohl  was  wirtschaftliche  Bildung  wie  Erziehung  an- 
betrifft. 

Wenn  wir  nun  die  Bilanz  ziehen  über  das,  was  die 
Fortbildungsschule  auf  dem  ihr  gesteckten  Gebiete  ge- 
leistet hat  und  heute  leistet,  so  müssen  wir  sagen;  Vieles 
ist  schon  geschehen,  aber  noch  manche  Aufgabe  harrt 
ihrer  Erledigung.  Staat  und  Gemeinden  und  die  übrigen 
Interessenten  müssen  weiterhin  mitwirken,  daß  die 
Schattenseiten,  die  dem  Fortbildungsscbulwesen  noch 
anhaften,  möglichst  verschwinden.  Der  Forderungen 
und  Reformvorschläge  gibt  es  noch  recht  viele,  ihre 
Durchführung  verlangt  noch  gründliche  Ueberlegung  und 
manche  Opfer.  Aber  die  Fortbildungsschulen,  die  ihren 
Zweck  ganz  erfüllen  wollen,  dürfen  nicht  stagnieren,  sie 
müssen  fortschreiten  mit  den  Anforderungen  der  Zeit, 
und  die  Mühen  sind  nicht  vergebens  aufgewendet.  Ein 
frischer  Zug  geht  durch  das  Fortbildungsschulwesen 
unserer  Tage.  Möge  er  auch  weiterhin  anhalten,  und 
möge  die  aufgewendete  Mühe  und  Arbeit  weiter  wirken 
und  zu  fernerem  Gedeihen  unserer  Fortbildungsschulen 
führen!  Unsere  Jugend  hat  den  nächsten  Vorteil  davon, 
aber  dieser  wirkt  günstig  ein  auf  den  Staat  und  die 
gesamte  Volkswirtschaft 


Curriculum  vitae. 


Als  Sohn  des  verstorbenen  Kaufmanns  Franz  von 
Thenen  und  seiner  Gemahlin  Auguste  geh.  Krewet  wurde 
ich  Franz,  Heinrich,  Wilhelm  von  Thenen  zu  Krefeld 
am  11.  März  1890  gehören.  Seit  Ostern  1896  besuchte 
ich  die  Volksschule  zu  Köln,  seit  Ostern  1900  das  dortige 
Marzellengymnasium.  Nach  Beendigung  meiner  Qym- 
nasialstudien  bezog  ich  zu  Beginn  des  Sommer- 
semesters 1910  die  Rheinische  Friedrich  Wilhelms- 
Universität  zu  Bonn,  wo  ich  mich  dem  Studium  der 
Philosophie  und  Nationalökonomie  widmete.  Seit  Beginn 
des  Sommersemesters  1913  wandte  ich  mich  ganz  dem 
Studium  der  Staatswissenchaften  an  der  Kölner  Hoch- 
schule für  kommunale  und  soziale  Verwaltung  und,  nadh 
Ablegung  der  Diplomprüfung,  an  der  Ruprecht-Karls- 
Universität  in  Heidelberg  zu,  wo  ich  mich  am  29.  Ja- 
nuar 1916  der  philosophischen  Doktorprüfung  unterzog. 


